
Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 1.

Magen
zu den Sitzungsprotokollendes 66. Rheinischen Provinziallandtages.

für den 66. Rheinischen Provinziallanotag.

^°- lllchen! Gegenstand

1 1 Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung nebst Einzelhaushaltsplänen für das
Rechnungsjahr 1923 und Vorberichthierzu.

2 — Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der »Provinzialverwaltungfür das
Rechnungsjahr 1921.

3 2 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend den Ablauf der Dienstzeit
des Lanoesbaurats Valtzer.

4 3 Bericht und Antrag des Provinzilllausschussesüber die Bestimmung der pensions¬
fähigen Dienstzeit des Lanoesbaurats Hirschhorn.

5 4 Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses, betreffend die Herausgabe eines
„Handbuches der Rheinischen Provinzialverwaltung".

6 5 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Befugnis des Provin¬
zialausschusses zur Veräußerung von Grundstücken und Immobiliarrechten.

? 6 Bericht und Antrag des Piouinzialausschusses, betreffend Verlängerung der Gel¬
tungsdauer des Reglements für die Verteilung der gemäß 8 5 Abs. 3 des Ge¬
setzes vom 2. 6. 1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden
Staatsrenten. . «. < ^ «, ^ ...

8 ? Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend d,e Erhöhung der VeteNl-
gungssumme an der RheinischenWohnungsfürsorge. G. m. b .H.

9 8 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Verwlung der Zuwachs-
einnahmen des Rhein-Weser-Kanals.

10 9 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend VewMgungen aus
Titel V des Haushaltsplanes über Kunst und Wissenschaft für das Rechnungs¬
jahr'1923. „ . ^ . ^ « ^

11 10 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Satzung des Aandesar-
beits- und Verufsamt der Rheinprovinz.

12 11 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Aenderung der Satzung
und Erhöhung des Stammkapitals der Provinzial-Lebensuersicherungsanstalt.

13 12 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Aenderung der Bedingun¬
gen für die Aufnahme von Schülerinnen in die Piovinzial-Hebammenlehranstalten.

14 13 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Verbesserungder ma-
schinentechnischen,insbesondereder wärmewirtschaftlichenAnlagen in den Provinzwl-
anstalten.

15 14 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Anlauf des Gutshofes der
ehemaligenIrrenanstalt St. Thomas in Andernach und Ausbau desselben.

16 15 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Aufhebung der durch d,e
Dotationsgesetzgebungdem Provinzialverband überwiesenensog. Staatsnebenfonds.

1? 16 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Verminderung und ander¬
weitige Einteilung der Landesbauiimter in der Rheinprovinz.

18 17 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Aenderung des § 3 der
Bestimmungenvom 2. Juni 1894 über die Unterstützungdes Gemeinde-und Kre,s°
Wegebaues. .,.

19 18 Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die im Rechnungsjahre1922 bewtlllgten
Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau.
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1ni° '°N°"' Gegenstand

20 19 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Hilfswerk für notleidende
nebenbahnähnlicheKleinbahnen.

21 20 Bericht und Antrag des Piovinzilllausschusses,betreffend Beteiligung der Rheini¬
schen Provinzialverwaltung an einer zu errichtenden Aktiengesellschaft zum Betrieb
von Steinbrüchen.

22 21 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Errichtung einer landwirt¬
schaftlichen Schule im Kreise Düren und Uebernahme der mit den Landwirtschafts-
schulenBitburg und Kleve verbundenen landwirtschaftlichenSchulen auf die Land-
wirtschaftslammer. ,

23 22 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Beteiligung des Provin-
zialverbandes an den Hilfsaktionen für die unwettergeschädigtenGemeindender Kreise
Rheinbach und Wetzlar.

MM'llg
zum Verzeichnis der Vorlagen für den 66. RheinischenProvinziallandtag.

1 23 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Versetzung des Landes-
medizinalrats Dr. Rönsberg bei der Landesversicherungsanstalt „Rheinprovinz" in
den Ruhestand.

2 24 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Ausgabe von Rhein-
provinz-AnIeih esch einen.

3 25 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Kündigung von Provin-
zial-Anleihen.

4 26 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Erlaß einer Gebührenord¬
nung für das Landesarbeits- und Berufsamt der Rheinprovinz.

5 27 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend RückÜbernahmedes im
Jahre 1887 dem Kreise Wetzlar zur Verwaltung und Unterhaltung übergebenen
Straßennetzes.

6 28 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendEingabe der Straßen- und
Kleinbahnenbezüglich Aenderung der Straßenbenutzungsuerträge.

Anlage 2.
(Diucksachen-Nr. 1,)MtWW

zu den
Haushaltsplänen der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz

und der zu ihr gehörendenbesonderen Verwaltungszweige
für das Rechnungsjahr vom R. April IV23 bis 31. März 1»24.

I.
Dem Wunsche des Provinziallandtages entsprechend ist der vorliegende Haushaltsplan für

1923 nach neuen Grundsätzenaufgestellt worden. Die wesentlichsten Aenderungen sind folgende:
») Die Haushaltspläne der Verwaltungszweige mit eigener Finanzverwaltung, die den Haus¬

halt des Provinzialverbandes nicht belasten, d. h. die der Landesversicherungsanstalt,der
lllndwlrtschaftlichen Verufsgenossenschaft,der Landesbank, der Provinzial-Feuerversiche-
rungsanstlllt und der Provinzial-Lebensversicherungsanstalt sind in einem Beiheft be¬
sonders zusammengestellt. Diese Haushaltpläne enthalten nur die Verwaltungskosten
der betreffenden Verwaltungszweige. Geschäftsjahr für diese VerwaltunasMeige ist das
Kalenderjahr,

b) In den Haushaltsplan eines jeden Verwaltungszweiges sind dessen volle Ausgaben und
die eigenen Einnahmen eingestellt, so daß aus dem Abschlußeines jeden Einzelhaushalts
dessen Ueberschuß oder Fehlbetrag ersichtlichist. Der Ausgleich der einzelnen Haushalte
erfolgt m einem Haupthaushalt, der abweichendvon der bisherigen Einrichtung nur eine
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Zusammenstellung der Einzelhaushalte ist und der ersehen läßt, wieviel Zuschuß insgesamt
erforderlich ist. Infolgedessen sind jetzt auch die anteiligen Kosten der Hauptverwaltung
den einzelnen Verwaltungszweigen als Erstattungsbetriige insoweit zur Last gelegt
worden, als sie bei diesen unmittelbar entstehen,

c) Wie bisher bei den übrigen Verwaltungszweigen ist jetzt auch bei den Fürsorgeeiziehungs-
anstlllten der Druck der Unteretats (Landwirtschaft und Arbeitsbetriebe) unterblieben.
Die Ueberschüssedieser Unteretats sind aber unter besonderen Titeln der Einnahme ein¬
gesetzt,

c!) Für die Kriegsbeschädigten- und Kriegshin terbliebenenfürsoige sowie für das Landesarbeits-
und Verufsamt, die in den bisherigen HaupthaushaltsMnen nur mit den Beträgen ent¬
halten waren, die der Provinzialverband bestimmungsgemäß zu tragen hatte, sind jetzt
besondere Haushaltspläne aufgestellt. Auch für das Rittergut Desdorf, welches bisher
im Haushaltsplan der landwirtschaftlichen Angelegenheiten mitenthalten war, erscheint
ein besonderer Haushaltsplan,

e) Neu erscheinen die Haushaltspläne .„Steuern und Ueberweisungen". „Schuldenveiwal-
tung", „Verschiedenes" und „Außerordentlicher Haushalt".

Soweit die Neugestaltung es zuließ, sind die Zahlen für die Jahre 1922 und 1921'eben-
falls der Neugestaltung angepaßt worden. Das war aber nicht überall möglich, infolgedessen muß
beim Vergleichen der Ansätze für 1923 mit den Zahlen des Haushalts 1922 und dem Rech-
nungsergebnis 1921 vorsichtig verfahren werden.

' Auch der Vorbericht erscheint in veränderter Form. ^ « ,.. ^ «,
Die bisherigen Vorberichte der Provinzmlverwaltung zu den Haushaltsplanen des Provin-

zialverbandes enthielten für sämtliche Positionen der Haushaltspläne eine Angabe aller Ausgabe-
und Einnahmeunterschiede gegenüber dem Vorjahre und eine Erläuterung der Grunde: Steigerung
der Gehälter, Löhne und sonstigen persönlichen Ausgaben, jedesmakge Mehrkosten für Heizung.
Beleuchtung, Reinigung, Wasserversorgung, für Vureaubedürsmsse. Drucksachen Fracht. Porto.
Versicherungen usw. in den Anstalten, ferner für Verpflegung, Kleidung, Wasche. Bettzeug.

Arznei, ^nstrumelite^u ^u^w^ ^ Einnahmeunterschiede sind aber aus jedem Haushalts¬
pläne ohne weiteres ersichtlich,und von der jedesmaligen Erläuterung der Aunde ' t ^
genommen, soweit die Erhöhung der Ausgaben auf W gleich^
entwertung zurückzuführen ist und innerhalb der Grenzen bleibt,
der Geldentwertung als begründet bzw. unvermeidlich ange ehen werden
über ob diese Grenzen eingehalten oder überschritten sind, laßt sch durch de bisher übliche
Aufzählung nicht mehr gewinnen- sie ermöglicht bei etwaigen prozenu^ Verschiedenheiten der
Ausgabensteiqerung in den einzelnen Verwa tun gszweigen bzw.
sehr verschiedenartige sein tonnen, kein Urteil über gute oder weniger gute Fuhrung der Verwal¬
tung, über Angemessenheit oder Nichtangemessenhe,t der Satze usw. '

II.
Noch mehr als in den letzten Jahren muß darauf hingewiesen werden, daß es bei der

völliaen Ungewißheit über die politische und wirtschaftliche Gestaltung der Zukunft Nicht möglich
ganzen Jahres im voraus auch nur einigermaßen zutreffend zu veranschlagen

swo aufgestellt nach dem Stande vom 31. März 1923. Die zur Zeit
der AuMelluna best 2e Hoffnung auf eine orößere Stabilisierung der Währung und der Preise
bat Ende März bis Ende Mai sind nennenswerte Steigerungen e n-
aetre en d7nen de 'in Ausgabe-Titel XI des Haushaltsplans Verschiedenes" eingestellten
10 M ll'iarden Rechnung tragen sollen. Ob diese Pauschale der zur Zeit der Landtagstagung be¬
stehen ^ «der °b sie.dann ,« hoch oder zu niedrig gegriffen
erscheint wird in Ermangelung eines anderen zuverlässige Maßstabes an der Hand der bei der
Landtagstagung vorliegenden Indeiziffern. die seit März eingetretenen Steigerungen ersehen lassen.

der Indexziffern überhaupt betrifft, so wird ja für wrzere Zeiträume
mit Neckt bezweifelt werden können, ob sie ich ohne weiteres auf die Voranschläge übertragen
l^ .n ?/länaer aber der Zeitraum ist. für den der Voran chlag gilt, wie z. V. e,n ganzes
N«f^^ de Fehlerquellen, die für kürzere Zeitabschnitte m der
m5N n^ Möglichkeit größerer Eindeckungen. im Vorhandensein
33e?^ Andererseits wird die Schätzung, die für einen längeren Zeit-

3
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räum gelten soll, unrichtig, wenn sie ausgeht von der Indeiziffer, also der Durchschnittsziffer eines
Monats, in dem die stärkere Steigerung erst in der zweiten Hälfte eingetreten ist, wie es im Mai
d. Is. der Fall ist.

Der Entwurf des Haushaltsplans für 1923, der auf Grund der Ziffern von Ende
März 1923 aufgestellt ist, zeigt, daß die Gesamtausgabe — abgesehen von den 12,3 Milliarden
im Haushaltsplan „Verschiedenes" Ausgabe-Titel I, XI, XII — sich gegenüber einer vorläufigen,
für Ende Dezember 1922 gültigen Aufstellung um das 4,765 fache erhöht hat, während die Inder-
ziffer auf das 4,2fache gestiegen ist. Wenn man berücksichtigt, daß die für die Provinzialver-
waltung besonders ins Gewicht fallenden Kosten für Transporte (Etraßenbauverwaltung), für
Kohle und für Hochbaumaterial erheblich stärker gestiegen sind als die Indexziffer, so entspricht
bei der Provinzialverwaltung die Steigerung der Ausgaben in den ersten drei Monaten des
Jahres ziemlich genau der des Inder.

Aber auch ein vom Landtag auf Grund der Inderziffern berichtigter Haushaltsplan
würde nur dann für das ganze Jahr gültig sein, ivenn weitere Aenderungen nicht mehr eintreten.
Zu einem Urteil hierüber fehlt heute jede Unterlage, und wenn die Nesamtlage zur Zeit der
Landtagstagung nicht übersichtlicher ist als heute, dann wird es richtiger fein, von allen Schät¬
zungen bezüglich des weiteren Verlaufs des Geschäftsjahres abzusehen und für den Fall erheb¬
licher weiterer Preissteigerungen mit einer später zu beschließenden Nachtragsumlage zu rechnen.

Die Gesamtausgabe der Provinzialver¬
waltung beläuft sich auf........ 110 615 850 495. Matt

Hiervon sind gedeckt durch
1. eigene Einnahmen.......37 076 824 584 Mark
2. Reichs- und Staatszuschüsse

2) zur Kriegsbeschädigten- und Kriegs¬
hinterbliebenenfürsorge ..... 2 855 042 500 „

b) zum Landesarbeits- und Berufsamt 144 450 000 „
c) zur Fürsorgeerziehung ..... 6 731 200 000 „

3. die Kraftfahrzeugsteuer, deren Erträge
gesetzlichgeregelt sind ......1800 000 000 „

4. Dotationsrente die auf ihr ruhende
Auslageverpflichtung von..... 6 000 000 „

5. die vom Staate zur Weiterleitung an
die Kreise gezahlte Kreisrente . . ._______ 333 411 „ 48 615 850 495 Mark

Der Rest von 62 000 000 000 Mark
ist aus der Prouinzialumlage, Reichssteuerüberweisungen, Vesoldungszuschüssen (einschließlich Ve-
satzungszulagen) und Dotationen aufzubringen.

III.
Visher wurden nach Berechnung der eigenen Einnahmen zunächst die in Aussicht stehen¬

den Leistungen des Staates bzw. des Reichs veranschlagt. Der dann ungedecktverbleibende Fehl¬
betrag wurde durch Provinzialumlage aufgebracht, mit dem Erfolg, daß der prozentuale Anteil
der Provinzialumlage an den Gesamtesten mit jedem Jahre stieg.

Um klarzulegen, wie sich bei einer Fortsetzung dieses Verfahrens die finanzielle Lage der
Provinzialverbände in diesem Jahre gestalten würde, wurde bei einer Besprechung, die die sämt¬
lichen Landeshauptleute am 11. Mai d. Is. mit den preußischen Ministern des Innern und
der Finanzen hatten, eine Zusammenstellung vorgelegt, aus der sich ergab, daß bei Einstellung des
30 fachen der Varantiebeträge als Reichssteuerüberweisung und der für 1922 gezahlten Dota¬
tionen die Provinzialumlage» - - bei Umlegung lediglich auf die Realsteuern — zwischen 22 000
und 105 000 Prozent der Realsteuern liegen würden. Einer bei dieser Besprechung seitens des
preußischen Finanzministers geäußerten Auffassung, der eine Belastung von etwa 45 000 Prozent
der Realsteuern (Provinz Sachsen) für tragbar erklärte, widersprachen sämtliche Landeshaupt¬
leute, ,chon aus dem Gesichtspunkte, daß zu den Zuschlägen der Provinz die der Gemeinde,:
und Kreise kommen.

Die eingehende Erörterung der gesamten finanziellen Lage der Provinzen führte zur Ueber-
reichung einer Eingabe der Provinzialverbände an die Staatsregierung, in der u. a. gesagt ist:

„Die endliche Verabschiedung des Finanzausgleichsgesetzes, dessen langes Ausbleiben
eine unerträgliche Unsicherheit und Unbeständigkeit in den Vemeindefinanzen bereits in
bedrohlichem Maße nach sich gezogen hat, ist eine unbedingte Notwendigkeit.
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Die Aufstellung der Haushaltspläne für 1923 und die Verhandlungen darüber in den
einzelnen Provinzen haben in Verbindung mit den nicht umlagefiihig gebliebenen Fehlbe¬
trägen aus 1922 mit entsprechender Deutlichkeit die völlige Unmöglichkeit dargetan, ohne
eine den veränderten Zeitverhältnissen Rechnung tragende Umgestaltung und Erweiterung
der staatlichen Dotationen bestehen zu können.

Bei aller Unzulänglichkeit des Maßstabes der staatlichen Realsteuern liegt ohne
weiteres auf der Hand, daß Umlagen bis zur Höhe von 68 000 Prozent, in einem Falle

mr von 105 ""^ <N?n,<»nt nun K>»n enoeren Verbänden <»inf<isüniM tteleiltet mp^dpn
men, noch d,

decken bleiben.

sogar von 105 000 Prozent von den engeren Verbänden einfach nicht geleistet werden
können, noch dazu, wenn Fehlbeträge des Vorjahres bis zu 7800 Prozent außerdem zu
decken bleiben.

In erster Linie wird deshalb eine sich von selbst den Zeitverhältnissen anpassende
Beweglichkeit der Dotation für erforderlich gehalten. Wie es bei der Fürsorgeerziehung
schon rechtens ist, muß auch die außerordentliche (erweiterte) Armenpflege mit Einschluß
der Krüppelfürsorge und des Hebammenwesens mindestens zu zwei Drittel vom Staate getra¬
gen werden.

Wenn die Kraftfahrzeugsteuer, deren zweite Hälfte wegen der Verzögerung des Zu¬
standekommens eines Fahrzeugsteuergesetzes den Provinzen nicht länger vorenthalten werden
darf, auf eine dem Aufwand für die Ehausseeunterhaltung entsprechende Höhe nicht gesteigert
werden kann, ist auch hierfür mit Dotationen weiter zu helfen. Das gleiche gilt für die gerade
in neuester Zeit besonders bedeutsamen Meliorationen und das landwirtschaftliche Unter-

nch swesen.. ^^MM-ck) wird dabei vorausgesetzt, daß neue Aufgaben den Provinzen
ohne vorherige befriedigende Lösung der Deckungsfrage nicht zugewiesen weiden. D,e For¬
derung auf Erhöhung des Reichsbesoldungszuschusses und Einbeziehung weiterer Personen-

Eingabe Vereitstellung besonderer Mittel im Wege des Kredits zur
Schaffung von Betriebsmitteln und endlich sofortige Ausschüttung eines großen Betrages an die
Provinzen mr Behebung der gegenwärtigen Schwierigleiten.
^ Es besteht War. soweit sich dies beurteilen läßt. Uebereinstimmung zwischenden Provin-
zialverbiinden und dem Staat darüber, daß den Provinzen weitgehend geholfen werden muß.
dagegen muß zugegeben werden, daß es zur Zeit sowohl für das Reich als für den Staat an den
Unterlagen für die Bemessung ihrer Beteiligung fehlt. -<«,,? c, ^

Der chon seit langer Zeit dem Reichstag vorliegende Entwurf der Novelle zum Landes-
steuergesetz. des sog. Finanzausgleichsgesetzes, das die finanziellen Beziehungen des Reiches zu
den Ländern regeln soll, ist immer noch nicht verabschiedet worden, m der Hauptsache woh. wei

über die Höhe der Umsatzsteuer nicht zu erzielen war. Infolgedessen kommt
das die finanziellen Beziehungen zwischen Preußen und den

Gemewde^N regeln soll <das Steuerverteilungsgesetz), nich zustande.
Von der Gestaltung dieser beiden Gesetze wird es abhängen welche Betrage die Pro¬

vinzen als Dotationen oder an deren Stelle erhalten sollen, welche Reichssteueruberweisungen
und welcke Besoldungszuschüsse sie zu erwarten haben. Ferner wild das preußische Ausfuh¬
rungsgesetz voraussichtlich die Verteilung der Provmzialsteuern neu

"^"'Nllch den Erfahrunger. der letzten Jahre kann sich die endgültige Verabschiedung dieser
EeleKe mit der bereits für den Anfang dieses Jahres gerechnet war. auch zetzt noch langer
bwi^ werden die Ausführungsarbeiten zu diesen Gesetzen noch soviel
N w Unwruch N die Provinzialverbände bei der Aufstellung des Haushalts« ans
darauf angewO^ Leistungen der übrigen Beteiligten nach den zunächst festzusetzen-
den eigenen Leistung zu berechnen.

ä. Provinzialumlage.
An und für sich müßte es als eine berechtigte Forderung der Provinzialverbände ange¬

sehen werden, daß die Leistungen aller an den Lasten des,Plovinzi^verbllndes Beteiligten im
gleichen Verhältnis steigen, wie die durch eigene Einnahmen Nicht gedecktenAusgaben, und sowe't
Ie27 nickt ewe solche Höhe erreichen daß eine gleichmäßig steigende Beteiligung des Provm^
zwlv7rban^ ^möglich gemacht wird, ist dieser zu einer entsprechenden Erhöhung der
Provinzialumlage grundsätzlich bereit. ^



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

»»
»

>>

Im letzten Friedensjahre (1913), das in Ermangelung eines anderen Maßstabes zugrunde
gelegt werden könnte, wurden die durch eigene Einnahmen nicht gedeckten Ausgaben in Höhe von
18,665 Millionen in nachstehendem Verhältnis aufgebracht:

1. Umlage auf die Einkommensteuer .... 9 177 000-- 49 Prozent
2. Umlage auf die Nealsteuer....... 4 893 000 -- 26 Prozent
3. Dotationen ........... 4 585 000 - 25 Prozent

Summe . . 18,655 000- 100 Prozent
Der für 1923 aufzubringende Betrag von 62 Milliarden ist gleich dem 3323 fachen von

1913, vorstehende Verteilung würde also ergeben:
1. Umlage auf die Einkommensteuer......30,5 Milliarden
2. Umlage auf die Nealsteuer........16,3 „
3. Dotationen............ . 15,2 „

Summe 'I ! 62 Milliarden.
Die unter 1 errechneten 30,5 Milliarden würden, da für die Kommunen die Möglichkeit

zur selbständigen Heranziehung der Einkommensteuer fortgefallen ist, vom Reich bzw. Staat
nach den Bestimmungen des Finanzausgleichgesehes getragen werden müssen. Nach vorstehendem
würden also Reich und Staat einerseits, Provinz andererseits im Verhältnis von rund 3 zu 1 an
der Aufbringung der nicht gedeckten Ausgaben beteiligt sein.

Im Jahre 1922 war diese Beteiligung:
Dotationen und Dotntionserhöhung . . . , 0,215 050 Milliarden
Reichssteuerüberweisung einschl. AusgleickMock . 0,859 240
Besoldungszuschüsse ......... 2,899 000
Vesatzungszulagen . .........0,171358
Kraftfahrzeugsteuer ......... 0,008 637

Summe . . . 4,153 285 Milliarden.
Durch das Defizit des Jahres 1922 mit rund 0,8 Milliarden würde sich die Provinzialumlage
von rund 537 Millionen auf rund 1,337 Milliarden erhöhen, d. h. das Verhältnis der Beteili¬
gung von Reich und Staat zu der des Provinzialverbandes wäre wieder das von 3 zu 1.

Nach der erwähnten Besprechung der Landeshauptleute mit den preußischen Ministern am
11. Mai d. I. muß aber eine derartige Beteiligung des Staates und des Reiches mit Rücksicht
auf deren finanzielle Lage als ausgeschlossen angesehen werden. Andererseits können aber die
Ziffern des Vorjahres überhaupt nicht mehr als Maßstäbe für die an Reichend Staat zu
stellenden Forderungen dienen. Eine Dotation, wie die für 1922 ausgeschüttete von insgesamt
215 Millionen bietet bei einem Bedarf von 62 Milliarden überhaupt keine Unterlage mehr zu einer
auf Vervielfachung usw. beruhenden Berechnung, und bezüglich der Reichssteuerüberweisungen fehlt
es ebenfalls an jedem Anhaltspunkt. Auch die letzten hierfür etwa in Betracht kommenden
Ministerialerlllsse (14. März 1923, 28. Februar, 23. März und 17. April 1923) geben keinen
genügenden Aufschluß. Der erstere, betreffend „Einstellung von Neichseinkommensteuerüberweisun-
nen in Gemeindehaushaltspläne" empfiehlt den Gemeinden und Gemeindeverbänden, etwa das
15 fache des gewährleisteten Mindestbetrages nls Neichseinlommensteueiüberweisung in den Haus¬
haltsplan für 1923 einzustellen. Obwohl dieser Erlaß vom 14. März 1923 ist. muß doch ange¬
nommen werden, daß er ergangen ist auf Grund von Berechnungen, die durch das inzwischen
eingetretene Maß der Geldentwertung völlig überholt sind und deshalb zu Ansätzen im Haus¬
haltsplan nicht mehr verwendet werden können. Die letzqenannten Ministeiialerlasse überweisen
a»s dem Aufkommen der Monate Januar und Februar jedesmal das Vierfache, aus dem für
März das Dreifache der Garantiesumme für das Jahr 1920. aber mit der «Erklärung, daß „erst
das neue Steuerverteilungsgesetz eine Klärung darüber bringen werde, für welcbes Steuerjahr
die Anrechnung dieses Geldes zu erfolgen habe". Auf Grund mündlicher Information empfiehlt
die Geschäftsstelle der Provinzen, das 30 fache der Garantiesumme in den Haushaltsplan für
1923 einzusetzen, d. h. für die Rheinprovinz 1,6 Milliarden: such das kann nicht in Fragekommen.

In Ermangelung irgendeines Maßstabes für die Leistungen von Reich und Staat bleibt
also den Provmzialverbänden nichts übrig, als zunächst ihrerseits sich über das Maß der Be¬
lastung schlüssigzu machen, das für die Provinzialverbände tragbar erscheint und dann den Rest
der nicht gedeckten Ausgaben von Reich und Staat zu fordern.' Einige Provinzialverbände sind
bereits in dieser Meise vorgegangen. Die von ihnen erhaltenen Angaben lassen ersehen, daß
man eine Provinzialsteuer für zulässig hält, die bei Umlequng lediglich auf die Realsteuern
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13 bis 18 000 Prozent derselben betragen würde. Es wird vorschlagen, in der Rheinprovinz
denselben Weg zu gehen und eine Belastung von 15 000 Prozent der Realsteuern in den Haus¬
haltsplan einzusetzen, d. h. bei 150 Millionen Realsteuersoll ^ 22,5 Milliarden.

Wegen der Deckung der verbleibenden 39,5 Milliarden siehe Ziffer Ü und <2.
Was die Aufbringung der 22,5 Milliarden durch die Provinzialumlage und was die

Verteilung der Provinzialumlage betrifft, so ist allerdings die Hoffnung, die Umlage für 1923
nach einem für die Realsteuern verbesserten und richtigeren Maßstab umlegen zu tonnen, nicht
in Erfüllung gegangen. Wegen der der Grund- und Gebäudesteuer und der der Gewerbesteuer
anhaftenden Mängel wird Bezug genommen auf den Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schussesan den 64. Provinziallandtag vom 5. Dezember 1922, betreffend Erhebung einer Nach-
tragsumlage, Seite 7. Eine Novelle zum Gewerbesteuergesetz ist noch nicht ergangen, die Ver¬
anlagung in Gemaßheit des neuen Grundsteuergesetzes vom 14. Februar 1923, das allerdings
eine wesentliche Aenderung mit sich bringen wird, ist noch nicht erfolgt, seine Anwendbarkeit für
das Jahr 1923 müßte auch durch besondere gesetzliche Bestimmung festgelegt werden, so daß
vorläufig die Mängel in der Heranziehung des Maßstabs der Realsteuern weiter besteht. Dem
Vernehmen nach soll allerdings die Möglichkeit bestehen, daß das erwähnte preußische Steueiuer-
teilungsgesetz schon für 1923 die Berücksichtigung des Ergebnisses der Veranlagung der vorläufigen
Steuer vom Grundvermögen zuläßt und daß ein gleiches hinsichtlich der Gewerbesteuer geschieht,
wenn das neue Gewerbesteuergesetzrechtzeitig verabschiedet werden sollte. Nach den bisherigen
Erfahrungen wird es sich aber nicht empfehlen, hiermit für 1923 bereits zu rechnen.

Um die Mängel des Maßstabes der Real steuern durch höhere Heranziehung des Maß¬
stabes der Reichssteueranteile auszugleichen hat der 64. Provinziallandtag die Erhebung der
Gesamtprovinzialumlage von 537 262 150 Mark zu rund vier Fünftel nach dem Maßstab der
Reichssteueranteile und zu einem Fünftel nach dem Maßstab der Realsteuern beschlossen. Schwierig,
leiten in der Berechnung haben sich nicht ergeben, da die zugrunde zu legenden Neichsteueranteile
bzw. die Garantiebetrüge, die bei der Tagung des Landtags für die Gemeinden unter 5000 Ein¬
wohnern noch fehlten, kurze Zeit darauf feststanden. Was dagegen die materielle Wirkung dieses
Veschlu es hinsichtlich der Belastung der einzelnen Kreise betrifft, so läßt die nachstehende, für
je zehn Stadt- und Landkreise zusammengestellte Uebersicht ersehen, daß dieser Beschluß doch
wohl nicht die vom Provinziallandtag beabsichtigte Wirkung gehabt hat.

Mit wenigen Ausnahmen (Köln, Bonn, Trier) bedeutet die Steuerverteilung für 1922
für die Großstädte eine erhebliche Mehrbelastung, für das Land eine nennenswerte Erleichterung
gegenüber der Verteilung lediglich nach dem Maßstab der Realsteuern, deren Wirkung für die¬
selben Kreise aus Spalte 3 ersichtlich ist. ..,,..

^um gleichen Ergebnis führt ein Vergleich der Spalten 4 und 5, die.ersehen lassen, daß die
vom 64 Provinziallandtag vorbehaltene endgültige Verteilung der Provinzialumlage für 1921,
falls sie nach dem gleichen Maßstabsverhältnis wie die für 1922 beschlossen werden sollte,
dieselben unverhältnismäßig großen Abweichungen von der vorläufigen Verteilung, und zwar
hier zu Ungunsten der Landkreise, haben würde.

Einen gewissen Ausgleich bietet der Vorschlag in Spalte 6: Verteilung je zur Hälfte nach
dem Maßstab der Realsteuern nnd der Reichssteueranteile. Die in Spalte 6 angegebenen Zahlen
liegen sowohl für sämtliche Etadtkreise wie für sämtliche Landkreise zwischen denen der Spalten 2
und 3 würden also der Ausgleichsabsicht des 64. Provinziallanbtags mehr entsprechen, als die
Verteilung im Verhältnis von 1 zu 4 der beiden Maßstäbe. Der Provinzialausschuß glaubt
deshalb im Interesse des richtigen Ausgleichs für 1923 die Verteilung der Provinzialumlage
je -zur Hälfte nach dem Maßstab der Realsteuern und der Reichssteueranteile vorschlagen zu sollen.
Den Ausaleich für die die Städte benachteiligenden Wirkungen des Veiteilungsbeschlusses des
64. Provinziallandtags würde der Provinzialausschuß darin sehen daß es für 1921 bei der be¬
schlossenenVerteilung, die die Landkreise stärker be astet hat (stehe Spalte 4 der Zusammen-
telluna) verbleibt Da das Provinzialabgabenge^setz für 1921 tue Anwendung beider Maßstabe

vorschieM. so muh in dem Beschluß zum Ausdruck kommen, daß zum Ausgleich der zu starken
Heranziehung des Reichssteuermaßstabs auf eine Aenderung der Verteilung für 1921 verzichtet

Die Höhe des der Veranlagung zugrunde zu legenden Realsteuersolls, das im vorigen
Jahre 87108 760 Mark betrug, steht bei Abschluß dieses Berichts noch nicht fest. Von
53 Kreisen lieaen die Angaben vor, von 22 Kreisen fehlen sie. Soweit die bisher vorliegenden
Ziffern die nur unwesentliche Erhöhungen der Grund- und Gebäudesteuer, dagegen durch-
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gehends ein starkos Ansteigen der Gewerbesteuer ausweisen, einen Schluß auf das Realsteuersoll
zulassen, ist mit einer 72 prozentigen Erhöhung der Realsteuer, also von 87108 760 Mark auf
rund 150 000 000 Mark zu rechnen.

Unter Zugrundelegung dieser Summe würde die im Haushaltsplan vorgesehene Prouin-
zialumlage, falls sie lediglich auf die Realsteuer umgelegt würde, 15 000 Prozent betragen.

Kreis

1922

2) Stadt.
Köln ....
Düsseldorf . .
Essen ....
Clberfeld . .
Duisburg . .
Bonn ....
Koblenz . . .
Trier ....
Aachen . . .
M.Gladbllch .

b) Land.
Geilenkirchen .
Eusklrchen . .
Kleve ....
Bitburg ...
Rheinbach . .
Berncastel . .
Adenau . . .
Koblenz . . .
Mettmann . ,
Kreuznach . .

Verteilung
gemäß «4, Land-

ta««beschluß:
>/l nach dem Maß¬

stabe der
Realsteuein.

V5 nach dem Maß¬
stabe der

Relchssteuerantelle

Verteilung
lediglich nach
dem Maßstabe

der
Nealsteuern

1921
Verteilung

gemäß vorläufi¬
gem Beschluß

des 61. Landtags
nur nach dem
Maßstabe der
Nealsteuern

Bei
Verteilung
wie für 1922

beschlossen

93 500 000
56 474 000
42 300 000
23 100 000
22 100 000

8 230 000
5 173 000
5 440 000

17 440 000
8 700 000

530 000
2 39? 000
2 830 000

770 000
821 000

1 125 000
20? 000

2 018 000
13 800 000
4172 000

89 490 000
43 800 000
2? 770 000
23 260 000
14 620 000

8 270 000
6 900 000
5 490 000

17 770 000
14 900 000

860 000
4 070 000
3 950 000
1 350 000
1 270 000
1 635 000

351 000
3 250 000

16 600 000
5 122 000

16 090 000
7 010 000
4 880 000
3 740 000
2 910 000
1 620 000
1 530 000

820 000
3 200 000
1770 000

202 000
630 000
850 000
175 000
280 000
340 000

63 000
577 000

2 090 000
1 120 000

16 040 000
9 520 000
7 240 000
3 880 000
3 860 000
1 430 000

940000
900 000

2 990 000
1 310 000

100 000
390000
510 000
140 000
150 000
200 000

35 000
342 000

2 196 000
755 000

1922
Verteilung

zur Hälfte nach
dem Maßstabe
der Nealsteuern,
zur Hälfte nach
dem Maßstabe

der Reichs-
steueranteile

91900 000
51780 000
36 930 000
23 150 000
19 370 000

8 240 000
5 800 000
5 450 000

17 550 000
10 980 000

648 000
3 000 000
3 230 000

985 000
985 000

1 30? 000
258 000

2 470 000
14 840 000

4 51? 000
L. Reichssteuetüberweisungenund Vefolbungszuschüsse.

Wie bereits gesagt, fehlt es an einem Anhaltspunkte für die Bemessung der Reichssteuer¬
überweisungen, es bleibt nur übrig und erscheint auch berechtigt, für die Reichssteuerüberweisun¬
gen die gleiche Vervielfachung zu erwarten, wie sie bei der Provinzialumlage eintritt, also, auf

- 17 fache. Für 1922 haben die Aeberweisungen betragen: 859 239 828 Mark, das
17 fache betragt..................14 607077076 Mail.
Was d,e Vesoldungszuschüsse betrifft, so muß nach dem Stande der
Sache mit einem Zuschuß von 75 Prozent zu den Besoldungen und
von 80 Prozent zu den Vesatzungszulagen gerechnet werden. Ob und
evtl. wieweit die weitergehenden Forderungen der Kommunen Aussicht
auf Verwirklichung haben, ist so ungewiß, daß daraufhin jedenfalls keine
höheren Einnahmeposten in den Haushaltsplan eingestellt werden
konnten. Nach dem Stande der Besoldungen am 1. April d I
ergibt sich danach ein Zuschuß zu den Besoldungen einschließlichVe¬
satzungszulagen von .................. 11334230170 Mark
so daß eine Gesamtleistung des Reichs, abgesehen von der Kraftfahisteuer "
(siehe Ziffer 0). von................25941307246 Mark
in den Haushaltsplan einzusetzen war.
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c. Dotationen.

Durch Dotationen des Staates oder diejenigen Leistungen,die in Gemäßheit der bevor¬
stehenden Finanzgesetze an die Stelle der Dotationen treten weiden, sind demnach aufzubringen
13 564 692 754 Mail, d. h. mehr als ein Fünftel der nicht durch eigene Einnahmen der Provinz
gedecktenAusgaben und nicht viel mehr als die Hälfte der .Provinzialumlage.

In den Verhandlungen, die seit zwei Jahren zwischen Staat und Provinzen wegen Er¬
höhungen der Dotationen schweben, wird von den Provinzen mit allem Nachdruck auf die
dauernde Verschlechterung des Verhältnisses hingewiesen,in dem der Staat einerseits und die
Provinzen andererseits an den Piovinziallasten beteiligt sind.

Von den nach Abzug der eigenen Einnahmen verbleibenden Gesamtausgaben, für die
Dotationen gegeben weiden, entfielen
im Jahre auf Dotation auf die Provinz

1880 55.6? .Prozent 44,33 Prozent
1903 37,36 „ 62,64
1913 24,5? „ 75,43 „

im Jahre auf Dotation auf die Provinz
1920 5,15 Prozent 94,85 Prozent
1921 3,06 „ 96,94
1922 3.92 „ 96,08

Für die Jahre 1920 bis 1922 bedeutet die letzte Spalte: Provinzialumlage und Ueber-
weisungen.

Die Wiederherstellung des anfänglichen Verhältnisses (etwa 1880) wird zwar mit Rück¬
sicht auf die durch die jetzigen Steuergesetze (Wegfall des Rechts zur Erhebung von Ein¬
kommensteuer)veränderte Lage des Staates nicht gefordert werden können, während andererseits
nicht übersehen werden darf, daß der Staat einen großen Teil der in den Provinzen aufkommen¬
den Einkommensteuer, aus der die Dotationen bestritten werden, auch jetzt noch im Wege der
Reichssteuerüberweisungin zeitgemäßer Höhe bezieht. Bei dieser Sachlage würde es sich recht¬
fertigen wenn die Provinz fordert, daß der Staat die Dotationen festsetzt m dem Verhältnis,
in dem' sie vor dem Kriege zu demjenigen Teil der Provinzialabgabe standen, der auf die
Realsteuern umgelegt wurde, d. h. im Jahre 1913 von der Gesamtausgabe: 25 Prozent auf
Dotationen. 26 Prozent Umlage auf Realsteuer. Auf jeden Fall ist aber der eingesetzte Betrag
als das Mindeste anzusehen, was vom Staate verlangt werden muß, und zwar unter der Vor-
aussetzuna daß derjenige Teil der vom Reich erwarteten 14,607 Milliarden Reichssteuerüberwei-
sunä. den etwa das Reich nicht leisten sollte, nicht durch Erhöhung der Provinzialumlage ge¬
deckt wird, sondern daß die Dotationen bzw. deren Ersatz bis etwa zur Höhe der Piovmz,al-
umlage ergänzt weiden. _________

Die Ueberweisunqvon Kraftfahrzeugsteuer beruht auf Reichsgesetz vom 8. April 1922
Nach Mitteilung der Neichsregierunghat das Aufkommen aus der Kraftfahrzeugvom 1 ^uli 1922 bis 30 November 1922, al o m 5 Monaten -- 180 Millionen Mari betra¬
gen, auf das Vierteljahr umgerechnetalso 108 Millionen Mark Seit dem 1 Februar 1923
sind die Steuersätze des Kraftfahrzeugsteuergesetzesauf das 20 fache erhöht worden, eme weitere
Erhöhung auf das 80 fache steht demnächst zu erwarten. Wenn diese weitere Erhöhung, wie
zu erwarten ist am 1 Juli 1923 in Kraft tritt, würde ich als Ertrag der Kraftfahrzeugsteuerfür
1923 für da« erste Vierteljahr ein Betrag von 108 Millionen x 20 - 2.160 Milliarden Mark
unt> für die drei nächsten Vierteljahre ein Betrag von 3x108 Milli onen^^ ^.^ ^

zusammen 28,08 Milliarden Mark

Vv^?i'-spn, Mosllmteitraaevon 28.08 Milliarden Mark erhält die Nheinvrovinzetwa V«, sobald
^on diesem Gesamterträge von - . Kraftfahrzeugteuergeetzes eingeführt it. bis
dMnÄr^ Fahrzeugsteuergech für Preußen, auf dessen Erlaß die
Nig?en mit an7m NIdruck dring?«, am 1. Oktober 1923 in Kraft tritt, würde die Rhem-
provinz 2.268 Milliarden H"en ^ ^
werden ^we/3 e Lh en^Sr?^ Kra>hrzeugsteuergesetzes erst °NmWch wirkenn,»^ ' A^ l^l Kn^n KNK Uülläufia noch d e einmal ausgestellten Steuerkarten auch be,
T l^"' ^^/NenerN ew Ar lang ihre Gültigkeit behalten und die Erhöhung infolge-
Erlohung der ^°rs?i)e em ^ ^ ^.^ ^r Provin-
des en ech M?«^ ^. ^M, ausgestellten Steuerkarten die Er-
UUg^ werden, daß bis zum 1. Oktober 1923 eine
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gesetzlicheRegelung erfolgt, die die volle Ausnutzung der Steuerzuschläge sichert. Es erscheint
angezeigt, für 1923 aus diesem Grunde 468 Millionen weniger einzusetzen,also mit 1,8 Milli¬
arden zu rechnen.

Da diese 1,8 Milliarden bereits als Einnahmen im Haushaltsplan der Etrahenbau-Ver-
waltung erscheinen, kommen sie zur Deckung der 62 Milliarden nicht in Betracht.

Der Piovinzialausschuß beehrt sich hiernach folgenden Beschluß des Provinziallandtages
zu beantragen:

„1. Der Provinzillllandtag setzt die Haushaltspläne der Provinzialverwaltung und der zu
ihr gehörigen Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1923 gemäß Vorlage fest;

2. der Provinzillllandtag setzt den durch Provinzialumlage zu deckenden Steuerbedarf zur
Herbeiführung des Gleichgewichts zwischen Ausgabe und Einnahme auf 22,5 Milliarden fest,-

3. der Provinziallandtag beschließt, daß vorstehender Betrag gemäß § 25 Abs. 1 und 2
des Kreis- und Provinzialabgabengesetzes in der Fassung der Novelle vom 26. August 1921
und 3. Juni 1922 je zur Hälfte im Betrage von 11,25 Milliarden nach dem Maßstab des Real-
steuersolls und nach dem Maßstabe der den einzelnen Stadt- und Landkreisen zusammen mit
den zugehörigen Gemeinden im Jahre 1921 zugewiesenen Anteilen an der Reichseinlommen-,
Lohn- und Körperschaftssteuer als Provinzialumlage erhoben werde;

4. der Provinziallandtag behält sich eine anderweit« Beschlußfassung bezüglich der Fest¬
setzung und der Verteilung der Provinzialsteuern vor, insbesondere für den Fall, daß durch das
Finanzausgleichsgesetz, das preußische Steuerverteilungs- oder ein anderes Gesetz die Fragen
der Ueberweisungen von Reichs- und Staatsmitteln und der Verteilung der Provinzialsteuern
noch für das Jahr 1923 neu geregelt werden;

5. der Provinziallandtag beschließt, daß nach den festgesetztenHaushaltsplänen auch nach
dem 1. Januar 1924 bzw. nach dem 1. April 1924 die Verwaltung so lange weitergeführt
und die für 1923 genehmigte Provinzialumlage so lange weiter erhoben werde, bis neue Haus¬
haltspläne genehmigt sind;

6. der Provinziallandtag beschließt, daß zwecks Ausgleichs der zu starken Heranziehung
des Maßstabs der Reichssteueranteile für das Jahr 1922 von einer nachträglichen anderweiten
Verteilung der für das Jahr 1921 beschlossenenProvinzialumlage abgesehen wird;

7. der Provinziallandtag beauftragt den Piovinzialausschuß, der Staats- und Reichs-
regierung die Notlage des Piovinzialverbcmde? mit dem dringenden Antrage vorzutragen, die
in den vorliegenden Haushaltsplan eingestellten, von Staat und Reich erwarteten Mittel zu
bewilligen."

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.
Der Provinzialausschußder Rheinvrooinz:

Dr. Adenauer, Dr. Horion,
Vorsitzender. ___________________ Landeshauptmann.

Anlage 3.
(Drucksachen-Nr.2.)VmW mt> Antrag

des Provinzilllausschusses,
betreffend

den Ablauf der Menstzeit des Landesbaurats Baltzer.

Der 52. Rheinische Provinziallandtag hat in seiner Plenarsitzung vom 17. März 1912 den
Landesoberblluinspektor Baltzer vom 1. April 1912 ab auf die Dauer von 12 Jahren zum
Landesbaurat für Hochbau unter folgenden Bedingungen gewählt:

„1. Der Gewählte hat die Bestimmungen der zurzeit geltenden und der etwa künftig zu er¬
lassenden Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten sowie der
Dienstanweisungen als für sich verbindlich anzuerkennen;

2. er ist verpflichtet, ohne Genehmigung des Provinzilllausschusses lein Mandat für eine
politische Körperschaft oder in die Gemeindevertretung zu übernehmen, wenn ihm für
letzteres ein gesetzlicher Nblehnungsgrund zur Seite steht;
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3. ei ist feiner gehalten, sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des Landeshauptmanns
insbesondere auch unter einem anderen Oberbeamten, welcher als Abteilungsdirigent fun¬
giert, sowie einem anderen Landesbaurat beschäftigen zu lassen."
Die am 1. April 1912 begonnene Amtszeit des Landesbaurats Valtzer geht mit dem

31. März 1924 zu Ende. Da es fraglich ist, ob vor diesem Zeitpunkt der Provinziallandtag
im Jahre 1924 zusammentreten lann, es aber auch nicht erwünscht ist, daß die Entscheidung kurz
vor Ablauf der Wahlperiode getroffen wird, so wird sich der Provinziallandtag schon in seiner
nächsten Tagung mit der Wiederwahl zu befassen haben.

Der Provinzialausschuh beehrt sich unter Beifügung einer Nachweisung über die persön¬
lichen und dienstlichen Verhältnisse des Landesbaurats Valtzer zu beantragen:

„Der Provinziallandtag wolle den Landesbaurat Valtzer unter den vorstehend zu
1 und 3 genannten Bedingungen vom 1. April 1924 ab auf die Dauer von 12 Jahren als
Landesbaurat wiederwählen."

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Dr. Adenauer,
Vorsitzender.

Der Pruvinzialausschuß:
Dr. Horion,
Landeshauptmann.

Nach Weisung über die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse des Landesbaurats Valtzer.

Des Beamten
Familien» und
'Vornamen

Geburtsort und
Geburtsdatum

Zeitpunkt der
Ernennung

zum
»iegierung«'
baumeistei

Kon¬
fesston

Familien-
Ver¬

hältnisse
Bemerkungen

Valtzer, Paul Recklinghausen,
5. Januar 1870

5. Juni
1898

ev. ledig 2llnbl»baulctt Valtzer. am 1, April 1802 al»
ReaieiungLbllUmeiftcr>n den RheinischenPro»
vinzialdienst eingetreten, wurde vom 1 Apiil
19N ab zum Üandesbauinspeltu' sUr Hochbau
und vom 1. April 1808 ab zum üandeeobeibnu>
inspeltor ernannt, Der!>2,RheinischeProuiw
zi llanbtag wählte ihn uom 1, April 1»!2 ab auf
die Dauer von !L Iohien zu,» üandeLbaurat

Landesbaurat Valtzer ist bei der Ieniral»
Verwaltung al» Dirigent der Abteilung für die
Huchbaucmgelegenheitentätig.

Anlage 4.

VmW ml> Antrag <«««»'.»«.. «>
des Provinzialausschusses,

betreffend

Bestimmung der penstonsfähigenDienstzeit des Landesbaurats Hirschhmn.

Landesbaurat Hirschhorn, geboren am 26. Mai 1864, war nach Ernennung zum Re-
gierungsbaumeister als solcher bis zum 15. Februar 1896 bei einer Vauinspeltion des Polizei¬
präsidiums in Berlin tätig, schied mit diesem Tage aus dem Staatsdienste aus und war bis zum
31 Mai 1902 Privatarchitelt in Berlin. Er trat mit dem 1. Juni 1902 in den Dienst der
Provimialverwaltung, wurde am 1. April 1907 als Landesbauinspeltor angestellt und in der
Sitzung des Prouinziallandtages vom 19. März 1918 als Landesbaurat auf 12 Jahre, begin¬
nend mit dem 1. April 1918 gewählt. Während die im Staatsdienste verbrachte Zeit ohne
weiteres als ruhegehaltsfähig angerechnet werden kann, lst tue Anrechnung der als Privat¬
architelt verbrachten Zeit nach § 15 des Reglements, betreffend die Versetzung der Provinzial-
beamten der Rheinprovinz in den Ruhestand, dem Provinziallandtag als der anstellenden Instanz
vorbehalten Während seiner Beschäftigung als Privatarchitelt hat Landesbaurat Hirsch¬
horn eine größere Anzahl von Geschäfts- und Wohnhausurojelten bearbeitet und sich auch an
einer Reihe von Wettbewerbentwürfen, die zum Teil in die engere und engste Wahl gekommen
sind beteiligt Es unterliegt keinem Zweifel, daß die dadurch gewonnene Schulung in der Auf-
fassuna der aestellten Bauprojekte seiner späteren Tätigkeit bei der Provinzialverwaltung, welche
zunächst in der Bearbeitung der Entwürfe zu den Provinzial-Heil- und Pflegeanstaltm in
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Iohannistal und Bedburg-Hau sowie in der örtlichen Bauleitung dieser Anstalten bestanden hat,
in besonderem Maße von Vorteil gewesen ist. Die Anrechnung eines Teiles dieser Zeit auf
die ruhegehaltsfähige Dienstzeit ist daher gerechtfertigt. In Uebereinstimmung mit der in
sonstigen Fällen bei der Anrechnung von freier Berufstätigkeit geübten Gepflogenheit wird
empfohlen, dem Landesbaurat Hirschhorn von seiner als Privatarchitelt verbrachten Beschäfti¬
gung von 6 Jahren und 3'/, Monaten die Hälfte mit 3 Jahren und 2 Monaten auf sein
pensionsfähiges Dienstalter anzurechnen.

Der Provinzilllllusschlch beehrt sich daher zu beantragen:
„Der Piovinziallandtag wolle beschließen, dem Landesbaurat Hirschhorn weiden von

seiner als Piivatarchitekt in Berlin vom 15. Februar 1896 bis 31. Mai 1902 verbrachten Zeit
3 Jahre und 2 Monate als ruhegehaltsfähige Dienstzeit anerkannt."

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. Landeshauptmann.

Anlage 5.

VmWmhMtW <».»«'"'«
des Provinzialausschusses,

betreffend
die Herausgabe eines „Handbuches der Rheinischen Provinzialverwaltung".

Bisher ist schon in mehrfachen Auflagen, zuletzt als 7. Auflage im Jahre 1913 ein „Hand¬
buch für die Rheinische Provinzialverwaltung" herausgegeben worden. Es enthält den größten
Teil der für die Verwaltung in Betracht kommenden Gesetze, Verordnungen, Reglements,
Dienst- und Eeschäftsllnweisungen. Wesentlich ist es zur Benutzung für die Beamten der Provin¬
zialverwaltung bestimmt. Seine praktische Brauchbarkeit ist dadurch beeinträchtigt, daß es viele
umfangreiche aber heute kaum mehr zur Anwendung kommende Bestimmungen enthält, und daß
das praktisch Bedeutsame besonders für den nicht ständig in der Materie arbeitenden Nichtbeamten
vielfach nur schwer herauszufinden ist. Eine Uebersicht über die Tätigkeit und die Geschäfts¬
zweige der Provinzialverwaltung wird durch das Handbuch nicht vermittelt. Die Eremplare
sind inzwischenvergriffen. Immer mehr tritt aber das Bedürfnis hervor, den ehrenamtlichen
Organen der Provinzialverwaltung, den Mitgliedern des Provinziallandtages, des Provinzial¬
ausschusses, der Provinziallommissionen eine Uebersicht in die Hand zu geben, die einen Einblick
in das Arbeitsgebiet der Provinzialverwaltung ermöglicht, da sonst eine 'sachgemäße Mitarbeit
und Entscheidung nur schwer möglich ist. Die provinzielle Selbstverwaltung befindet sich hier in
einer schwierigerenLage als die Selbstverwaltung der Landgemeinden, der Städte und auch der
Kreise, da bei diesen die in Betracht kommenden Stellen durch die örtlichen Zusammenhänge, durch
die ständige Beschäftigung mit den betr. Fragen und durch die Presse weit mehr über die Gegen¬
stände der Verwaltung unterrichtet sind, als dies bei den Eelbstveiwaltungsorganen der räum¬
lich weit ausgedehnteren Provinzialverwaltung möglich ist. Hier kann Unterrichtung und Inter¬
esse nur durch eine gedruckte Darstellung vermittelt werden, die dem Einzelnen als Nachschlagbuch
dient, wenn er sich über einen Verwaltungszweig unterrichten will. Infolgedessen empfiehlt es
sich, em „Handbuch der Rheinischen Provinzialverwaltung" herauszugeben, das enthalten soll: die
rechtlichen Grundlagen der Verwaltung, also die wichtigsten gesetzlichen Verordnungen usw., jedoch
in gekürzter Form unter Weglassung des Unwichtigen, eine kurze Uebersicht über die historische
Entwicklung der Verwaltung, sodann vor allem eine Uebersicht über die einzelnen Aufgaben
der Verwaltung und die Mittel zu ihrer Durchführung, insbesondere eine kurze Beschreibung der
Provmzmlllnstalten. Von den wichtigsten derselben werden Grundrisse beizufügen sein, und
ebenso ist eine Uebersichtslarte über das Provinzial-Stiaßennetz am Platze.

Die Kosten der Herausgabe eines solchen Buches sind heute ganz bedeutend. Das Buch
würde schätzungsweise bei einem Format von 14V? x 21V.> cm etwa 800 Seiten umfassen. Der
Herstellungspreis würde sich eingebunden je Stück auf rund 11 500 Mail stellen. Es müßten



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 6. 13

3000 Exemplare hergestellt werden, was einen Gesamtaufwand von rund 35 Millionen Mark
erfordert. Davon würden 1000 Exemplare unentgeltlich an Mitglieder des Provinziallanotays,
des Provinzialausschusses, öffentliche Behörden und Beamte der Provinzialverwaltung abzu¬
geben sein. Es könnte mit dem verkaufsweisen Absatz von etwa 1000 Stück je 15 000 Mark
gerechnet weiden, wodurch 15 Millionen Mark einkommen; 1000 Stück wären zurückzubehalten.
Aus Piovinzialmitteln wären also endgültig 20 Millionen Mark zu entnehmen, jedoch vorläufig
müßte mit einer Ausgabe von 30 Millionen Mark gerechnet weiden, da der Verkauf erst allmählich
vor sich gehen würde.

Ve, schlußentwurf:
Der Landeshauptmann wird beauftragt, ein „Handbuch der Rheinischen Provinzialver¬

waltung" in dem in der Vorlage des Provinzialausschusses dargelegten Umfange herstellen zu
lassen. Zu dem Zweckewird der Betrag von 30 Millionen Mark aus Titel „Verschiedenes" des
Haushaltsplanes zur Verfügung gestellt.

Düsseldorf, den 8. Mm 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, ^. Horion,
Vorsitzender. ___________ ___^______ Landeshauptmann.

Anlage 6.
(Drucksachen-Ni.5.)VmW und Antrag >____________

des Provinzialausschusses,
betreffend

die Befugnis des Provinzialausschusses zur Veräußerung von Grundstücken
und Immobiliarrechten.

Gemäß § 38 der Provinzialverordnung für die Rheinvrovinz beschließt über die Veräuße¬
rung von Grundstücken und Immobiliarrechten der Provinz iallandtag. Durch Prnvin-
zialstatut kann jedoch dem Provinzialausschuß für einzelne Verwaltungszweige und An¬
stalten die Befugnis zur Veräußerung von Grundstücken minderen Wertes beigelegt werden. Der
s 3 des II Etatutes für den Provinzialverband der Rheinvrovinz (beschlossenvom 34. Pw-
vinziallandtaq in der Plenarsitzung vom 25. Juni 1888) bestimmte gemäß:

„Der Provinzialausschuß ist befugt, Grundstücke und Immobiliarrechte zu veräußern mso-
fern der Wert derselben im einzelnen Falle den Betrag von 10 000 Mail nicht übersteht."

Da sich in der Praxis herausstellte, daß die Höchstgrenze von 10 000 Mark zu niedrig
angesetzt war so ermächtigte der 43. Provinzmllandtag in seiner Sitzung vom 13. Februar 1903
weiteraehend' den Provinzialausschuß, Grundstücke und Immobiliarrechte zu veräußern, insofern
der Wert derselben im einzelnen Falle den Betrag von 30000 Mark nicht überstiege. Man
dachte damals dabei vornehmlich an die Veräußerung von Grundstücken, welche für die Etraßenver-
waltuna entbehrlich werden, und man wollte verhindern, daß günstige Angebote sich infolge
der Venöaeiuna der Genehmigung zerschlagen würden, weil die Kauflustigen die Errichtung
von Wohnhäusern, industriellen Anlagen usw nicht bis Mi nächsten Tagung des Provinzialland-
tages hinauszuschieben gewillt wären. (Vergl. Beucht und Antrag des Provinzialausschusses
vom 7 Februar 1903) Es kann aber auch die Veräußerung von Oedlandereien und Parzellen,
die n' Provinzialanstalten gehören usw. in Frage kommen, wenn auch selbstverständlich heute
eine Veräußerung von Grundbesitz des Provinzialverbandes nur ganz ausnahmsweise, wo es
das Interesse des Provinzialverbandes verlangt, stattfinden unrd ^ . ^ . ^ ,,

^nfolae der Geldentwertung und mfolge des angesichts der Preisschwankungen doppelt
beareiflickien Wunsches der Kauflustigen nach schnellsterEntscheidung, reicht jetzt auch die im Jahre
1903 erweiterte Befugnis nicht mehr entfernt aus. Es unrd nunmehr notwendig sem, den
Provimialllusschuß zu ermächtigen, Grundstückeusw. mindestens bis zum Werte von 5 000 000 Mark
vlräuße n ," «""^' Es würde dies dem Friedenssatze (30 000 Mark) gegenüber nur eme
Steiaeruna um rund das 167 fache bedeuten, eine Steigerung, die hinter der Geldentweitung
ja we t ^rückbleibt Grundstücke im Werte bis zu 5 000 000 Mark sind heute zweifellos noch
Grundstücke „minderen Wertes" im Sinne des § 38 der Provinzinlordnung.
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Da die Entwickelung der Geldverhältnisse nicht abzusehen ist, dürfte es feiner angebracht
sein, dem Provinzialausschuß neben der Ermächtigung zur Veräußerung bis zu einer bestimmten
geldlichen Weitgrenze, die im Hinblick auf den Verlauf von Immobiliarrechten und von Oed-
ländereien beibehalten werden muß, auch die Ermächtigung zum selbständigen Verkauf von
Grundstücken unter 10 Morgen Eesamtgräße o hne Rücksich t auf den jeweiligen W ert
zu erteilen, wobei zu bedenken ist, daß bei der Ermächtigung von 1903 (Höchstgrenze 30 000
Mark) nach dem damaligen Preise sogar etwa 30 Morgen vom Provinzialausschuß verkauft
werden konnten. Eine Erweiterung der Befugnisse des Provinzialausschusses liegt darin also
keineswegs.

Provinzialausschuß beehrt sich daher, den Antrag zu stellen:
Piovinziallandtag wolle in Gemäßheit des § 38 der Provinzialordnung beschließen:
„Der Provinzialausschuh wird bis auf weiteres ermächtigt, in dringlichen Fällen, Grund¬

stücke und Immobiliarrechte selbständig zu veräußern, insofern der Wert derselben im einzelnen
Falle den Betrag von 5 000 000 Mark nicht übersteigt oder das betreffende Grundstück unter
10 Morgen groß ist."

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Der Provinzialausschuh:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender, Landeshauptmann,

Anlag e 7.

VMM Wh MtW (Dructsachen-Nr«.)
ves Provinzialausschusses,

betreffend
Verlängerung der Geltungsdauer des Reglements für die Verteilung der gemäß
§ 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und

Gemeinden zu verteilenden Staatsrenten.

Durch Beschluß des 63. Provinziallandtages ist das anliegende Reglement dessen Gültig¬
keitsdauer mit Ende 1921 abgelaufen war, für das Rechnungsjahr 1922 verlängert worden.
In der betr. Vorlage des Provinzialausschusses an den Piovinziallandtag (vergl. Nr. 9 der
Drucksachendes 63. Provinziallandtages) wurde die Zweckmäßigkeit der Verlängerung wie folgt
begründet:

..Infolge des gesunkenen Geldwertes sind die Beträge, um die es sich bei der Ver¬
teilung der Dotationsrenten handelt, nämlich 129 565 Mark für Armenzweckeund 302 318.33
Mark für Wegezwecke nicht mehr von großer Bedeutung. Die Verwendung des letzteren
Betrages erledigt sich sachlich in der Weise, daß er bisher schon dem in den Haushaltsvlan
eingesetzten Betrag „zur Bewilligung von ^Unterstützungen zum Gemeinde- und Kreiswege-
bau" - in diesem Haushaltsplan 824 000 Mark *j - zugeschlagen und nach den hierfür
geltenden Bestimmungen verteilt wird. Bei den Unterstützungen für Zwecke des Armen¬
wesens erscheint die derzeitige Verteilung, soweit sie an einzelne Gemeinden und nicht an
mit dem Almenwesen zusammenhängende Einrichtungen erfolgt, infolge der veränderten Ver¬
hältnisse nicht mehr praktisch. Insbesondere sind die bisher angewandten Grundsätze, um die
Leistungsschwäche der Gemeinden zu beurteilen, nicht mehr haltbar. Bei Beibehaltung dieser
Grundsätze wird die Zahl der bedachten Gemeinden so groß, daß einzelne Gemeinden nur
eine verhältnismäßig kleine Summe erhalten, die schon bei den heutigen Haushaltsplänen
der meisten Landgemeinden gar nicht mehr ins Gewicht fällt. Grundsätzliche Uende«
rungen des Reglements selbst im Augenblicke vorzunehmen, ist aber
nicht tunlich, da eine Neuregelung der st aatlichenDotatione «.bevor¬
steht, und auch der Wortlaut des bisherigen Reglements schon so
*) Anmerkung. Im Haushaltsplan für 1923 find als Untcrstlltzuna zum Gemeinde- und Kreiswegebau

einschließlichdes Baues und der Umerhaltungvon Brücken (bera.l. c Nr, 7 Ausnnbe l) rund 154,8 Millionen
Marl vorgesehen.
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dehnbar ist, daß dem Provinzialausschuß die Möglichkeit auch auf
Grund des Reglements die bisherige Praxis zu ändern, offen steht.
Diese Umänderung wird dahin gehen müssen, daß nur noch ganz kleine Zwerggemeinden, die
durch einen einzelnen sie treffenden Armen pflegefall tatsächlich so schwer belastet werden,
daß sie nicht in der Lage sind, die dafür entstehenden Kosten aufzubringen, berücksichtigt
werden tonnen. Im übrigen aber erscheint es zweckmäßig, das bisherige Reglement einst¬
weilen noch auf ein weiteres Jahr bestehen zu lassen und im Wege der Praxis zu ver¬
suchen, die vorhandenen Schwierigkeiten zu beseitigen."

Die gleichen Gründe, wie die vorstehend aufgeführten, lassen es angebracht erscheinen,
das Reglement — obwohl es infolge der Geldentwertung heute noch weit weniger den Zeit¬
verhältnissen gerecht wird vorläufig noch weiter bestehen zu lassen. Eine grundlegende Aende¬
rung des Reglements in einem Augenblick,wo voraussichtlich das neue preußische Steueiveitei-
lungsgesetz die Dotationsfrage völlig neu regelt, ist nicht empfehlenswert. Es muß vielmehr
weiterhin versucht werden, vorhandene Schwierig leiten bei der Anwendung des Reglements in
der Praxis zu beseitigen.

Provinzialausschuß beehrt sich daher folgenden Beschluß vorzuschlagen:
„Das Reglement für die Verteilung der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Juni

1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden Staatsrenten bleibt in der
vom 46. Rheinischen Provinziallandtag beschlossenenFassung weiterhin auch für das Rechnungs¬
jahr 1923 in Geltung."

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, Dr. Horion.
Vorsitzender. __________ Landeshauptmann,

Reglement für die Verteilung der gemäß 8 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni
1902 an leistungsschwacheKreise und Gemeinden zu verteilenden Staatsrenten.

9. März „
V°m ^-Viai ^"'

8 1 Von demjenigen Betrage der dem Provinzialverband nach 88 1 und 4 des Gesetzes
vom 2 Juni 1902 bzw. 8 1 der Königlichen Verordnung vom 22. Ium 1902 uberw.esenm
Stllnt«^ni/ m.lcker aemäk 8 5 Absatz 3 des genannten Ge etzes zur Unterstützung leistungs¬
schwacher Kreise und Gemeinden zu verwenden ist. werden 30 Prozent zu Unterstützungen für

und 70 Prozent zu Unterstützungen ür Zwecke des Wegewesens und zur
"°" Lücken bestimmt. D.ese Unter-

stützungen weiden gewährt:
a) zur Erleichterung bestehender Lasten,

" 'Äu?dem1ü/^ betrage können Beihilfen zu den Kosten
von Vernfleaunas tationen. Arbeitsnachweisstellen, Arbeitertolonien und sonstigen m,t dem
Armemoew V Wohl ahrtseinrichtungen gewährt werden, anch wenn der Träger
der zu unt rstüMden Einrichtung nicht als leistungsschwach zu erachten .st.

Erreichen die Bewilligungen sUr einen der beiden genannten Zwecke mcht den dafür zur
Verfügung stehenden Betrag, s° kann der Rest ganz oder te.lwe.se für den anderen Zweck ver¬

wendet werden m^eiluna der Unterstützungen sind die Vermögens- und Steuerverhältnisse
... ^ ^ « ? m«.A«^ ^ die auf den Kopf der Zivilbevölkerung entfallenden
der betreffenden Verbände m oder Gemeindesteuern, sowie die für Armen- und

^Unterhaltung von Brücken aufzuwendenden Steuerbeträge

'" ^"^ ^Melluna der zu berücksichtigenden Verhältnisse erfolgt durch einen vom Landes-

erfolgen.
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§ 3. Die Höhe der Unterstützungen wird nach billiger Würdigung des Bedürfnisses und unter
Berücksichtigung der Steuer- und VermögensverlMnisse des Kommunalverbandes, insbesondere
auch der von diesem Verband schon früher gemachten Aufwendungen für Armen- und Wege¬
zwecke bestimmt.

8 4. Die Anträge auf Gewährung von Unterstützungen sind bei dem Landeshauptmann zu
stellen. Dieser stellt die erforderlichen Ermittelungen an und entwirft den dem Provinzialaus-
schuß vorzulegenden Verteilungsplan, welcher mindestens 4 Wochen vor der Beschlußfassung dem
Oberpläsidenten einzureichen ist.

Die Feststellung des Verteilungsplanes erfolgt durch den Prouinzialausschuß im Einver¬
nehmen mit dem Oberpräsidenten. Sobald dies geschehen ist, teilt der Landeshauptmann den
berücksichtigten Verbänden den Betrag der Unterstützung mit.

Ein Teil des verfügbaren Bestandes, in der Regel nicht unter 10 Prozent ist von der
lllsbaldigen Verteilung auszuschließen und für außerordentliche Bedarfsfälle zurückzustellen.

8 5. Die Auszahlung der Unterstützungen erfolgt, soweit nicht bei der Bewilligung etwas
anderes festgesetzt ist, nach Bestimmung des Landeshauptmanns.

8 6. Rechtsansprüche erwachsen aus diesem Reglement den Kreisen und Gemeinden nicht.

8 7. Dieses Reglement tritt vom 1. April 1906 ab an die Stelle desjenigen vom ' ^ ., '
1903, und zwar zunächst nur für die Rechnungsjahre 1906 bis einschließlich1910.

Beschlossenin der Sitzung des 46. Rheinischen Provinziallandtages vom 16. Februar 1906
und genehmigt durch die Herren Ressortminister durch Erlaß vom 23. April 1906.

Anlage 8.

VerUt und Antrag ^5°^ ?>
des Provinzialausschusses,

betreffend
die Erhöhung der Beteiligungssummean der RheinischenWohnungsfürsorge,G.m.b.H.

Der 64. Provinziallandtag hat den Provinzialausschuß ermächtigt:
1. Die Veteiligungssumme der Rheinischen Wohnungsfürsorge, G. m. b. H., bis zu

50 Millionen Mark zu erhöhen.
2. Den für die Erhöhung erforderlichen Betrag zunächst vorschußweise bei der Landesbant

zu entnehmen und den Vorschuß aus der von dem gleichen Provinziallandtag beschlossenen
Anleihe zu decken.

3. Die Bedingungen für die Verzinsung und Tilgung festzusetzen.
Bei den Verhandlungen über die Vorlage wurde zum Ausdruck gebracht, es möchte erwirkt
werden, daß die Piovinzialverwaltung in Hukunft mit Rücksicht auf diese im Verhält¬
nisse zum Gesellschaftskapital hohe Summe im Aufsichtsrat stärker vertreten ist.
Die Veteiligungssumme des Provinzialveibändes von 50 Millionen gründete sich auf den

früheren Beschluß der Wohnungsfürsorge-Gesellschaft. das Gesellschaftslapital auf 200 Millionen
Mark zu erhöhen.

Aufsichtsrat und Gesellschafter-Versammlung haben inzwischen beschlossen, diesen Betrag
auf 360 Millionen zu erhöhen und dabei gleichzeitig die Bestimmungen über die Entsendung
von Vertretern in den Aussichtsrat entsprechend geändert.

Nach Maßgabe dieser Bestimmungen kann der Prouinzialverband nur dann 4 — statt
bisher 3 — Vertreter für den Aufsichtsrat stellen, wenn seine Veteiligungssumme auf 60
Millionen Mark erhöht wird, was zweifellos auch der inzwischeneingetretenen Geldentwertung
entspricht.

Im übrigen ist der Einfluß der Piovinzialverwaltung auf die Wohnungsfürsorge-Gesell¬
schaft auch dadurch verstärkt worden, daß der Landeshauptmann zum Vorsitzenden des Aufsichts-
rates gewählt worden ist.

Der Geschäftsbericht der Gesellschaft für das Jahr 1922 läßt erkennen, daß dieselbe nicht
nur ihren Aufgabenlreis in erfreulichem Maße erweitert hat, sondern daß sie auch finanziell jetzt
weit besser gesichert ist, als in den ersten schwierigen Jahren ihres Bestehens. Namentlich bilden
die sehr erheblichen Baustoffbestände, welche in der Bilanz mit relativ geringen Zahlen zu Buch
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stehen, eine gute Reserve. Die Erhöhung der Beteiligung des Provinzialverbandes auf
60 Millionen Mark erscheint daher unbedenklich, weshalb der Provinzialcmsschußdem Antrage
der Gesellschaft, den Betrag schon vor Genehmigung durch den Provinziallcindtag auszuzahlen,
stattgeben zu sollen geglaubt hat, da die Gesellschaft begreiflicherweise gerade in der jetzigen
Zeit auf eine Vermehrung ihrer Betriebsmittel besonders angewiesen ist.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher nachstehenden Beschluß zu beantragen:
„Der Piovinziallandtag genehmigt,daß die Beteiligung des Provinzialverbandes an der

Rheinischen Wohnungsfürsorge, G. m. b. H., von 50 auf 60 Millionen Marl erhöht wird."
Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion.

Vorsitzender. _____________________ Lnndeshnuptmann.

Anlage 9.

VmW und Antrag (5^°^ «>
X des Provinzialausschusses,

betreffend
Verteilung der Zuwachseinnahmendes Rhein-Weser-Kanals.

Das Gesetz, betreffend die Herstellung
1 4 1905 lG SS 179) - abgedruckt im Handbuch Seite 11? ff. '- bestimmtm § 2. daß
mit der Ausführung des Kanals vom Rhein zur Weser staatlicherseitsnur dann vorzugehen sei
wenn die beteil gten Provinzen usw. sich verpflichtenwurden m gew^en: Umfange zum Vm
zur Unterhaltung des Kanals auch ihrer eits Mittel aufzubringen. Es ,ollte d^s geschehen durch
Ubern^m? dp? Vernnwna und Tilgung von Baukostenanteilen,bzw. durch Garantieerklärung,
die dH Kanaleinnahmen nicht gedecktenFehlbeträge
g aenüber den an N Betriebs- und Unterhaltungskosten erstatten zu wollen Die

Pr°vwz Westfalen. Hannover und Bremen) erklärten ,ich

zu NiliquM an der Kostet auch bereit so daß der Kanal gebaut werden konnte^
Veral dn-W Handbuch Seite 130 abgedruckte Verpflichtungserklärungdes rhemi chen Provm-

Die «urden
geseWch nach oben hin ziffernmäßig begrenzt. Sie betragen 'Kch im Hochs alle

für die Rheinprovinz . .........? ?^? n^'
ür die Provinz Westfalen .......^77 7?f'H "

für die Provinz Hannover ........ 410 342- "
' ^r Bremen.........

DieIah^
Ew^rä? 'Zl v"^ ..Verschiedenes")200 000.-, Mark vorgesehen einProvinzialverbandes eme ganz untergeordnete

Rolle spielt. . Nbein-Weser-Kanals über Hannover hinaus (im Bau befind-
^«. ^Ä n^ÄH^ b^ Frage erhoben, in welchem Umfange der dadurch bedingte
I'cher Mittellandanal). h" '^5'^^nal diesem gutgeschriebenwerden kann. Da an den
Zuwachsverkehr«uf dem Mmn^eser «a^ ^, ^ . ^^ ^„^ ^ ^^.^.^ ^^^

„„ Höhe mit Nutzen ziehen würden. Die Frage
, e trotzdem aus den Mehreinnahmen m ^ .^^ ZuwachsverkehrentstandenenMehreinnah-

!!!m 7^^^ nerven kennen.' zunächst den Begriff

"^"°Za7awi^ Earantieverbänden und dem

^ZiM"Pr^ u1w'°»n dle^S^dtage um ihre Zu-
stimmungdazu bitten:
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1. daß die auf dem Rhein-Weser-Kanal durch den Zuwachsverkehr hervorgerufenen Ein¬
nahmen an Kanalabgaben mit 30 Prozent, jedoch mindestens in der Höhe, wie sie zur
Deckung von Mehrausgaben erforderlich sind, dem Rhein-Weser-Kanal im übrigen aber
entsprechend § 2 Absatz 1 Nr. 1 a des Preußischen Gesetzes, betreffend die Vollendung
des Mittellandkanals, vom 4. Dezember 1920 (E. S. S. 6?) dem Weser-Elbe-Kanal
zufließen:

2. daß als Zuwachsverkehr derjenige Verkehr des Rhein-Weser-Kanals gilt, der den Weser-
Elbe-Kanal östlich von Sehnde (Hildesheim) benutzt.
Provinzialausschuß beehrt sich daher folgenden Beschluß vorzuschlagen:
„Piovinziallandtag erklärt sich unter der Voraussetzung, daß auch die anderen Garantie-

verbände ihre Zustimmung erklären, damit einverstanden:
1. daß die auf dem Rhein-Weser-Kanal durch den Zuwachsverkehr hervorgerufenen Einnahmen

an Kanalabgaben mit 30 Prozent, jedoch mindestens in der Höhe, wie sie zur Deckung
von Mehrausgaben erforderlich sind, dem Rhein-Weser-Kanal, im ubngen aber ent¬
sprechend § 2 Absatz 1 Nr. 1 2 des Preußischen Gesetzes, betreffend die Vollendung des
Mittellandkanals vom 4. Dezember 1920 (G. S. S. 6?) dem Weser-Elbe-Kanal zu¬
fließen,-

2. daß als Zuwachsverkehr derjenige Verkehr des Rhein-Weser-Kanals gilt, der den Weser-
Elbe-Kanal östlich von Tehnde (Hildesheim) benutzt."
Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. Landeshauptmann.

Anlage 10.

VMM und Antrag (Drucksachen-Nr.9)
des Provinzialausschusses,

betreffend
Bewilligungen aus Titel V i des Haushaltsplanes über die Förderung von Kunst

und Wissenschaft für das Rechnungsjahr 1923.

Vorbemerkung:
I. Die hier vorgeschlagenen Bewilligungen für Zwecke der Denkmalpflege

und des Natur- und Heimatschutzes erfolgten bisher aus dem sog. Städtefonds des
Provinziallandtages. Es empfiehlt sich, diesen Fonds, der lediglich noch historische Bedeutung
hat, nicht weiter bestehen zu lassen. Die zur Speisung des Ständefonds benötigten Provinzial-
nnttel können zweckmäßiger unmittelbar dem Haushaltsplan über die Förderung von Kunst- und
Wissenschaft als Provinzialzuschuß überwiesen werden. Unter Titel V ' sind daher 550 Millionen
Mark eingesetzt worden.

Was die beantragten Einzelbeihilfen zur Ausführung von Instandsetzungsarbei-
ten an Denkmälern anbelangt, so ist hierzu allgemein zu bemerken, daß die Vorbereitung
der Aoßen Wiedeiherstellungsarbeiten an besonders gefährdeten, bedeutendsten Kunstdenkmälern
der Rhemprovmz seit Kriegsende an der sprunghaften Geldentwertung krankt. Die mit aller
Sorgfalt aufgestellten Voranschläge und Finanzierungspläne werden immer wieder in kürzester
Zeit, oft schon während der Bearbeitung, überholt. Um die Gefährdung dieser Denkmäler abn
einem wetteren schnellen Fortschreiten nicht zu überlassen, wurde in der Sitzung der Provin-
zmlkommisswn für die Denkmalpflege im Januar dieses Jahres beschlossen, so frühzeitig wie
irgend mögllch nut Beihilfen einzutreten, sei es auch ohne die Grundlagen über anderseitige Be¬
teiligung an der Fmanzierung abzuwarten. Es sollte dies in der Weise geschehen, daß bis zu
einer Manmalgrenze em gewisser Prozentsatz der Kosten grundsätzlich bereitgestellt wird. Als
solcher war ein Drittel des Gesamtbedarfs empfohlen worden.

Die erheblichen Preissteigerungen seit Januar d. I. haben jedoch die Regelung auf dieser
Grundlage (V-, Beihilfe) in vielen Fällen schon wieder vereitelt. Auf der anderen Seite ist die
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Möglichkeithinzugetreten, die Mittel für die Löhne aus der Erwerbslos enfürsorge zu
bestreiten. Es mutz feiner damit gerechnet werden, das; bei einigen der ganz großen Baudenk-
male sich die Beihilfen wiederholenmüssen und daß dabei der Gesamtbetragder Beihilfen sich nicht
von vornherein fest bestimmen läßt. Infolgedessen sind die bei einzelnen Anträgen vor¬
geschlagenen Beihilfen nicht gedacht als abschließende Bewilligung, sondernnur als vorläufi¬
ger Credit der die Arbeiten in Gang bringen soll. Der für die Denkmalpflege
ausgeworfene Betrag genügt, um in dem notwendigsten Umfange diese Aufgaben im laufenden
Rechnungsjahr erfüllen zu können. Der Not der Zeit gehorchendwird man von Wieder-
herstellungsarbeiten im engeren Sinne, d. h mit stärkerer Veränderung der Substanz der Bau¬
werke absehen müssen und wird sich fast ausschließlich auf die notdürftigste Erhaltung beschrän¬
ken, um die in der Kriegs- und Nachkriegszeit eingetretene Vernachlässigungder Vauunterhaltung
wenigstenseinigermaßen ausgleichenzu können. Die Begründungen zu den Einzelanträgen sind in
der Anlage auf Grund der besonderenFeststellung des Provinziallonservators beigefügt. Diese
Anträge sind auch von dem Vorsitzenden des DenkmälerrateZzustimmend begutachtetworden und
haben eine eingehende Prüfung in einer Sitzung der Provinzialkommissionfür die Denkmal¬
pflege gefunden.

II Neben dieser Denkmalpflegeim engeren Sinne werden im Auftrage des Provinzial-

1 Kunstdenkmäler im RegierungsbezirkDüsseldorfvolls llndlg.
2' Kunstdenkmäler im RegierungsbezirkKöln zum grüßten Te:I

mäler der Stadt Aachen,begonnen worden U'« w'r^ I ^rMg^r
Jahres fertiggestellt werden. D,e Kosten ^ ^ ^^ ^ ^^ ^^ ^ ^^
worden daß einmal we pers^ ^ Abkommen ge°

;„ eiqenem Verlasse herausgibt und
troffen wurde, wonach we Fttma^ trägt. Obwohl daher die
selbst die entstehendenDruck- "nd Verlags ^en, sckon 60-70 MiUio-
n?sa^ b°he von 20 Millionen Mark für
die Zwecke der Denlmälerstatistikauszukommen sem^

so für das Siebengebirge, der Heimat¬
sonstige Naturdenkmäler. "^ °ndere a^ ^ Kommitees für Natur¬
pflege liegt in kleineren örtl'ch b.a«nzten Geb.eten M me o a, ^^^^ ^ ^
schütz bestehen. Der eine besondereAuf¬
schutz gerichteten Bestrebungen !" ^e' ^ °^ r 3 3^^.^^^ schritte in d'eser
merksamkeit seitens der Provmzmlverwalt^ Dotationsgesetzen nickt als
Hinsicht sind bereits getan. Wenn «M ^ ^. ^^ >^ ^,^ Denl-
Pflichtaufgabe des Pr°«"Mwrbandes ausdru^ Selbstverwaltung angesehenwer-
malpflege als eine der ""nehm^ ^ ^^^ ^^ ^^^^ ^ H,imatschutzes
den. Allerdings «st hlerbe, zu betonen ^ ^ ^^ ^^^.^^ ^^
um eine freiwillig übernommeneAu^ ' ^^. ^ ^rwenden. insbesondere
n cht. Provinzialmittel zu ^H ^""/^^ees und derql.. daqegen muß da. wo wertvolle
nicht für Gehälter von Beihilfen gegebenenfalls eintre en
Naturdenkmäler (Kreis und Gemeinden) nicht ausreichen. E',w,rd
können, wenn die Mittel d" °rtllchen SM en^ ^ ^^ ^z, zur Verfugung

Nell^V^Ig ^"diesen ^"dlt wird im Einzelfalle auf Antrag durch den Provm-
zilllllusschuß zu erfolgen haben.
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IV. Der im Haushaltsplan vorgeseheneBetrag von 550 Millionen Mark ist demnach wie
folgt zu verteilen:
^. Kosten der Denlmälerstatistik. . ............ 30 0U0 000 Mail
L. Zur Auffüllung des Fonds für Naturdenkmalpflegeund Heimatschutz . 30 000 U00 „
<^. Einzelbewilligungenfür die Denkmalpflege,und zwar:

1. Instandsetzungsarbeitenam Dom in Xanten ....... 50 000 000 „
2. In tcmdsetzungsarbeitenan der tatbolischen Pfarrkirche in Brau-

weil er ................... 25 000 000 ..
3. Wiederherstellungsarbeitenan der katholischen Pfarrkirche in Car-

den .................... 25 000 000 ..
4. Instandsetzungsarbeiten an der katholischen Pfarrkirche in Köch¬

elten .................... 2000000 „
5. Instandsetzungsarbeiten am ÄugustineltlosterinSpringiersbach 2 000 000 „
6. Wiederherstellung der katholischenPfarrkirche in Morsbach . . 5000000 „
7. Trockenlegungder Terrassen, Instandsetzung der Dächer, Neurege¬

lung der Entwässerung und Schwammbekämpfungan Schloß B e n -
rath .................... 70000000 „

8. Sicherungsarbeiten an der St. Georgskirche in Köln . . . . 350000 ,,
9. Gesamtinstandsetzungder ehem. Augustineitlosterlirchein Naoen-

giersburg, für die im Interesse der Denkmalpflegeliegenden
Arbeiten .................... 10000000 „

10. Wiederherstellung des Turmes an der katholischen Pfarrkirche in
Poulheim .................. 3000000 ,.

11. Gesamtinstandsetzungder ehem. katholischen Pfarrkirche in Lan-
gerwehe ................... 1 500 000 „

12. Instandsetzung der Dächer und Außenwände der ehem. katholischen
Pfarrkirche in Hers el ............... 250 000 „

13. Instandsetzung des Dachreiters der St. Sebastianuskirche in Neuß 2 000 000 „
14. Instandsetzung des Turmhelms der eogl. Pfarrkirche in Wald¬

laub ersheim ................. 2 000 000 „
15. Gescimtinstandsetzung der Kapelle Vettelschoß ...... 300000 „
16. Gesamtinstandsetzungdes Hauses om Endert-Tor in C o ch e m . . 1 000 000 „
17. Wiederherstellung des Daches am Nachener-Tor in Bergheim

an der Erst . ................. 4000000 „
18. Wiederherstellung der brüclenförmigcn Stadtumwehrung an der

Tchloßbrücke in Monreal .............. 1000000 „
19. Instandsetzung des Turmhelms und der Vorhalle der ehem. kath.

Pfarrkirche inOedingen .............. 500000 ,,
20. Gesamtinstandsetzungder Karthäuserkirche(evgl.) in Köln . . . 60000000 „
21. Unterfang- und Sicherungsarbeiten am Niederbachtorturm in

Oberwe>el ................. 900 000 „
22. Wiederherstellung der drei Fassaden nebst Dachfußerneuerung am

ehem. v. d. Leyen'schen Hof in An der nach ....... 7000000 „
93. Erneuerung des Schutzdaches über dem röm. Felsendenkmal in

Schweinschied ................ 500 000 „
24. Gesamtwiederhersiellungsarbeitenan der evgl. Pfarrkirche in Rees 10000000 „
25. Wiederherstellungdes Langhauses der ehem. katholischen Pfarrkirche

mNlederspay. . ............... 10000000 „
26. Instandsetzung des Turmes, Wiederherstellung der alten Wappen¬

scheiben und deren Sicherung an der katholischen Pfarrkirche
in Trechtingshausen............. 600000 „

27. Gesamtmstandsetzung der katholischenPfarrkirche in Dünnwa I d . 500 000 ,.
.7 ^ , «, ^, «. . 354 400 00o"Mart.
V. Folgender Beschlußwnd vorgeschlagen:
„Der Piovinziallandtag bewilligt au^ Titel V ' des Haushaltsplanes über die Förderung

von Kunst- und Wissenschaft für das Rechnungsjahr 1923 für die in der Vorlage des Provin-
zialausschusses angegebenenZwecke und unter den von dem Landeshauptmann noch näher festzu-
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sehenden Bedingungen 354 400 000 Mark und ermächtlgt den PiovmzmlauL,chuh über dre Ver¬
wendung des in Titel V verbleibenden Restbetrages in Verbmdung mrt dem be: Tltel V-
des gleichen Haushalts vorgesehenenBetrage von 45 000 000 Mark im Bedarfsfälle zu be¬
schließen."

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer. ^3"/°"'^ „, ^ Landeshauptmann,
Vorsitzender, _____------------.------------

1 Dom in Xanten, Kreis Moers, Instandsetzung der Dächer und des Südportals.
^pr Dom in Xanten ist das bedeutendste kirchliche Baudenkmal am ganzen Nreder-

^ - w. ^l^ulickt in e nem fast lückenlos erhaltenen Bilde die Bedeutung der Knche
u?die?es^ des gesamten Kunstbesitzesauf deutschem

B^de? Äm^'die Anlage ^usgeMmt durch Umf^^^^ d7 mitNt^

V^"«eN^
"dar^UedU? uÄ°?Ä Vm^7Z7p^ s« stH verwittert, da« auch hier eine
umfassende Wiederherstellung Dämer Es kommen etwa 4 600 4-1200
«u»dr^.3N^?N°"Ä O:u«,.^,°3n 2««.. M. »MW au, MW

eine Beihilfe von ..... . «, r-^^ '«^^«n^

^«^nd^^^^^ Zungen usw. 4000W ..
als Beitrag der Staatsregierung .......... also zusammen: ^ 675 000 MM.

«, l « «.V ^<» <Nnrarbeiten lReiniaen der Galerien, Rinnen und
Die bisherigen Ausgaben fu^ ^nmg^ ^.^ Reparaturen)

Treppentürme sowie erfordert. Die
haben nach einem Bencht des Landrates vom ^ ^°^"^'^ ^M in der Lage, die stets
verhältnismäßig kleine Kir^ngemem^ H N 2« sich der Xant'ener Dom-
sehr umfänglichen^ durch 3e Abweisung' des Vorsitzes Landrates und
bauveiein gebildet. de,sen Ärvmen a^ ^ ^„^^ ^.^^ ^^^^^ ^^^
die schwierigen Ie't«erh°"msse noch m^ yaven l^ «^ ^ genommen..Genehmigungvom Staate zuge,agi l i.^ !" ^ Sommer e nzuleüen. wnd em<'

Um dennochdie unauM Gültigkeit b um 31. Dezember1924 empfohlen
weitere Beihilfe von 50^0 000 M^ ^ ^.^ G,,^^^ und
mit der Bedingung, dah we a"b"" mte ,,lenen ^ . ^ ^.^ Bestreitung der
Dombauverein sich prozentual eben ° an der.^naM ^ g ^ .^ ^^^^^ ^^ ^
Löhne aus dem zur Z"t vo" ^a« ^ Materialkosten herangezogen weiden kann

'" ^""" ^"tragen worden, und dam.t

in zuverlässiger Hand. . 250 000 000 Mark (Stand Mitte Mai 1923) ohne
»>° '"""' """"" °'"°' °°"°"""° °"
"°"°^ Ä»«M«? N" N'H°N° °hem«I<«. Äb.eMrch«, ,.tz,«° !».h, P,«'N.che, In.

Dil «>'ch° ,?« 'b°m»l>»'N «n«,, Z.it im Rheinland, durch ««»«»alt und
°ed.u,!°n,Pen N>ch!,ch«n ,^'°)b» ? °5 m» ,° „ „ b I»im.n ttw° den wichügstm «Mn°.

N7d°°°»V w M»^^^^ «»»"« «n,..r, dem Dom m «imdnr, «urd,»
zur Steite stehend. ^,
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Nach der Stiftung des Klosters durch Pfalzgrafen Etzo, dem Schwiegersohn Kaisers
Otto II. unternimmt Erzbischof Hermann der II. von Köln (1038 bis 1056) einen großen
Kirchenneubau, dessen i. I. 1050 geweihte Krypta und wesentliche Teile des Landhauses er¬
halten sind. Im 12. Jahrhundert wurde die Westpartie mit 3 Türmen, um 1200 die Ost¬
partie in größerer, reichster Form mit Vierung stürm und Flanlierungstürmen neu errichtet. In
dieser Gestalt ist der stolze Bau - abgesehen von der spätgotischen Einwölbung des Lang¬
hauses ziemlich unversehrt erhalten geblieben, und mit ihm wesentliche Teile seiner kostbaren
Ausstattung. Außerdem enthält die ehemalige Abtei zwei Flügel des romanischen Kreuzganges
und den Kapitelsaal mit seltenen Wandmalereien des 12. Jahrhunderts. Letztere Bauten sind
in die Abteineubauten des 18. Jahrhunderts ein bezogen.

Bei der Säkularisation wurde im Kloster eine Arbeitsanstalt eingerichtet, die der Pro-
vinzialverwaltung heute noch untersteht; die Kirche dagegen wurde als Pfarrkirche der kleinen
und durch die Uebertragung des Klosters und des zugehörigen Grundbesitzes an den Staat
in ihrer Entwickelungsfähigteit behinderten Gemeinde überwiesen, deren Leistungsfähigkeit durch
die Pflege eines so großartigen Baudenkmales von Anfang an auf das Aeußerste angespannt war.
So mußte die Ausführung der weitgehenden Instandsetzungsarbeiten der Jahre 1866 bis 1375,
1895 bis 1897 und 1901 bis 1903 zum grüßten Teil auch von Staat und Provinzialverwaltung
getragen werden. Die bei diesen Instandsetzungen nicht mit erneuerten Dächer des Mittel¬
schiffes wurden während des Krieges schon sehr schadhaft und dann durch den starten Orkan,
Anfang November 1921, zum großen Teil abgedeckt.

Die Langhausdächer sind infolgedessen vollkommen neu einzudecken; sie liegen z. Zt. mit
einer provisorischen Pappeabdeckung. Ebenso bedürfen die Turmhelme, die Vierungskuppel und
die Ealerieabdeckung weitestgehender Ausbesserungen. Die Kastenrinnen sind infolge DuickMvdation
des Zinkes durchweg zerstört, das Wasser hat die oberen Mauerpartien vollständig durchfeuchtet
und gefährdet die Dachfußtonstruttion auf das stärkste. Nach der im vorigen Sommer erfolg¬
ten Beschaffung eines Teiles der Dachdeckungsmaterialien waten nur noch 85 000 Mark ver¬
fügbar, mit welcher Summe die Instandsetzungsarbeiten nicht begonnen werden konnten. Auf
Betreiben der Denkmalpflege wurden von dem Pfarrer Anträge auf Beihilfen bei dem Erzbisch-
höflichen Eeneralvilariat, bei dem Regierungspräsidenten in Köln und bei der Provinzial¬
verwaltung gestellt, da bei der Grüße der Gefahr von allen Seiten die stärksten Anstrengungen
gemacht werden müssen, um die Rettung dieses wichtigsten Baudenkmales ohne Verzug in An¬
griff nehmen zu tonnen.

Die Gemeinde beschaffte sofort im Sommer 1922 ein Quantum Schiefer für den da¬
maligen Preis von 100 000 Mark, ebenso wurden aus der vom 63. Provinziallandtag bewillig¬
ten Beihilfe von 150 000 Mark Zint für die Erneuerung der Rinnen angeschafft.

Die im Oktober v. I. mit 2V< Millionen errechneten Kosten für die dringlichsten Wieoer-
herstellungsarbeiten mußten Mitte Mai d, I. schon mit 50 000 000 Mark angesetzt weiden.

Da eine Lotteriebewilligung erst für 1924 in Aussicht gestellt und eine Antwort auf den
Antrag auf eine Staatsbeihilfe noch nicht erfolgt ist, wird Vereitstellung einer Provinzialbeihilfe
von 25 000 000 Mark empfohlen. Jedoch erscheint es auch in diesem Falle unerläßlich, die
Vereitstellung des Betrages zeitlich bis etwa 31. Dezember 1924 zu begrenzen, wie die Beteili¬
gung des Staates, der Gemeinde, der Erzbischöflichen Behörde mit gleichen oder entsprechenden
Summen bei der Finanzierung zur Bedingung zu machen. Die Befürwortung einer Provinzial¬
beihilfe von etwa der Hälfte der Gesamttosten ist darum erfolgt, weil die Provinzialverwaltung
wegen der Mitbenutzung der Kirche für die Arbeitsanstalt ein ganz besonderes Interesse auch
in praktischer Hinsicht an der Erhaltung dieses Baudenkmales hat.

3. Carden, Kreis Cochem, tath. Pfarrkirche, Wiederherstellung der Dachtonstrultion und
der Dllchdeckung nebst Anschluß an die Türme.

Die ehemalige katholische Stiftskirche, jetzige Pfarrkirche St. Castor zu Carden, Kreis
Cochem, das bedeutendste kirchlicheBaudenkmal an der mittleren Mosel, wurde Ende des 12.
Jahrhunderts an Stelle zweier älterer Kirchen begonnen. Das Chor wurde in der ersten Hälfte
des 13., das Langhaus Anfang des 14. Jahrhunderts vollendet. Die Wirkung der architektonisch
so reich gegliederten dreitürmigen Baugruppe, welche namentlich mit der feingliedrigen Zwerg¬
galerie am Chor das Gesamtbild des Ortes vom jenseitigen Moselufer her gesehen so wundervoll
beherrscht, wird noch durch die anstoßenden, ehemals dem Kollegiat-Stift gehörenden umfäng¬
lichen und heute so seltenen romanischen Profangebäude und den gotischen Kreuzgang um vw.le
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intime und malerischeReize vermehrt, so daß die ganze Anlage zu ganz besonderer künstle¬
rischer und lunstgeschichtlicher Bedeutung erhoben wird.

Nach den Wiederherstellungender romanischenProfangebäude und den Resten des goti¬
schen Kreuzganges scheiterteeine durchgreifendeWiederherstellungdes Kirchenbauesstets an der
Lei tungsunfllhigteit der wirtschaftlich stark zurückgegangenenGemeinde. In den Jahren 1910
und 1911 wurden daher mit Hilfe einer Provinzialbeihilfe von 400U Mail zunächst nur die
schlimmsten Schaden an dem starke Risse aufweisendenWestturm und an den Dächern beseitigt.

Der Provinziallandtag hat zu diesen weiteren Arbeiten am 14. Februar 1914 eine
zweite Beihilfe von 7000 Mark mit Gültigkeit bis zum 31. März 1919 bewilligt.

AIs bei Ende des Krieges das Dach des sich nördlich an die Kirche legenden sog.
Kapitelsaales einzustürzen drohte, wurden im Sommer 1919 die Arbeiten an einzelnenbeson¬
ders gefährdeten Stellen wieder aufgenommen. . .. ^ ,

Das letzte Ergebnis mehrfachereingehendsterBesichtigungen war, daß die Dacherneuerung
— mit Ausnahme der schon früher ganz erneuten Südseite des Langhauses - - unaufschieblich ist.

Es handelt sich hier außer der Nordseite des Langhauses um das ganze Querhaus, das
Chorhaus mit Apsis nebst Anschluß dieser Dächer an die Türme und um d,e Reparatur der
Turmdächer Teilrepaiaturen sind wegen der Buchenschnidel-Schalung.welche abgenommen wer¬
den muh nicht möglich. Ferner muß der Dachverband teilweise neu verzimmert werden

Auf einen im vorigen Sommer mündlich eingebrachtenAntrag ohne Voranschlag,^
der Provinziallandtag 20 000 Mark Beihilfe und gleichzeitig die Gemeinde 10 000 Mark, d,e
iedock weaen der ^wecklosiateitder Teilreparatur bisher nicht zur Verwendung kamen. Der
Landra^des Kreises 3 Oktober 1922 bei 1600 000 Mark Bedarf einen Antrag
auf eine Uaat b chilfe vo? 1540 000 Mark. Im November v. I. schnellte der Kostenanschlag
schon auf 5 000 000 Mail hinauf. Mitte Mai d. I. mußten bei einer 6500 fachen Ueberteue-
runq schon mit rund 75 000 000 Mark gerechnet weiden. -^ ^ 7 »

Eine Lotteriebewilligung für 1924 wurde in Aussicht genommen. Inzwischen sind von
der Mark für Löhne bereitgestellt worden, woraufhin zu
Unwnl ^.ni d ^ die Arbeiten in der sicheren Erwartung auf eine erheblicheProvinzialbe,-
Me ünd^w i ere Ewa sbechA die Arbeiten un ter der Oberaufsichtdes staatlichen Hochbauamtes

sind. Die Gemeinde hat sich zur sofortigen Inangriffnahme wegen
d?r n?r fü?b7^ in Aussicht igestelltenMittel aus der Erwerbslosenfursorgeentschlossen.

^^:/n? niese seit fast 2 Jahrzehnten verhandelten und nunmehr unaufschieblich ge¬

wordenen Arbeiten H w e e ins St/clen kommen und dadurch die Geführdung dieses bedeut-
wieder in noch stärkerer Form au tritt, w,rd die Bereitstellung emer
000 000 M«r befürwortet unter der Bedingung entsprechender Vetei-

ltu?" s°wie' der Befristung bis zum 31. Dezember1924.
4. Köchelten, Kreis Rees. kath. Pfarrkirche, Instandsetzung der Dächer. Rinnen und

Außenwände ^ ^.f,t^ Elten. jetzige katholische Pfarrkirche hat sich
n,i. »-«^ <m^^ ^llhre 1129 als älteste Pfeilerbasilika im Sinne des „gebundenen
SM? ^ Neber^ reiche romanische Ornamentik hat interessanterweise
Systems am ^'eberrhein erw e,en ^ > ^ ^ Zerstörung i. I. 1585 wurde
Zusammenhang m" ^e des G°ß Münsters ^ beg°„„m/ Instandsetzung wurde 1894 bis
°^ 3'.^^ lum Abschluß gebracht und dabei die Nordseite„moderni-

1899 m,t Unterstützung der Provinz ^m ^ ,cy ^ i ^ ^.^ ^ ^
s'ert" und das h"^ S"wwach ^ / ^ii^t. daher kommt es. daß die
^° ^" "' ?K?ma ia^ Mauerschädenzeigt, die ein schnelles Eingreifen

D« größt Posten im Kostenanschlag von 1922 betrifft jedoch
unbedingt er orderlich machen, -ver 8 u ^ , Instandsetzungdes Helmes auf dem von der
d" Instandsetz^ Turme ist äußerst dringlich;
Hohe °es Eltenberges we^ verschiedener Art. Der 60. Provinzial-
neran re her. sich n«««! gemein Aufbesserung ^^ ^, )^^ ^^ ^^.^ ^. ^ .^
landtag hatte «°n °m ^. H i, 1921 °m u ^^ ^. ^.^^. ^ ^^^ zugesagten
^ ^ ^' ""^^r nur 10^000 Mark wttd der Betrag von 2 000 000 Mark als.Zuschuß
VechFe von b,sh r n^ vorgeschlagen,wobei angenommen wird, daß
w°^^7°NVVh^de w MMste?U s. Zt. b'eleitgestellten 10 000 Mark sowie der Staat
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und die Gemeinde, die bisher 1 000 000 Mark Baugelder aufgenommen hat, ihre Beiträge in ent¬
sprechender Weise erhöhen.

5. Splingiersbach, Kreis Wittlich, ehemalige Augustiner- jetzt Karmeliteiklosterkirche, In¬
standsetzung der steinernen Plattform auf dem Turm, Herstellung eines großen Traufpflasters
und von Entwässerungen.

Die ehemalige Augustiner-Klosterkirche zu Epringiersbach im Kreise Wittlich ist zwar die
jüngste der stolzen Barocklirchen des Trierer Erzbistums, aber auch eine der schönsten und größten.
Es hat sich herausgestellt, daß als Erbauer dieser malerisch unweit der Mosel gelegenen Kirche,
der Straßburger Baumeister, Paulus Ttehling genannt weiden kann, unter dessen Leitung der
Rohbau in den Jahren 1769 bis 1772 erstand. Im darauffolgenden Jahre 1773 malte Friedrich
Freund die großen Decken-Freslogemälde. Dadurch, daß gleichzeitig die reiche, glücklicherweise
noch vollständig erhaltene Ausstattung in schwungvollem Rokoko mit Altaren, Ehoigestühlen,
Beichtstühlen, Bänken und Figuren geschaffen wurde, ist uns eines der schönsten und einheit¬
lichsten Bilder der letzten Epoche klösterlicher Kunst und damit gleichzeitig des ausgehenden
Rokoko im Rheinland erhalten.

Von 1813 bis 1907 war sie Pfarrkirche des Ortes Vengel, dann nach Errichtung eines
Neubaues in Vengel nur noch an 4 Tonntagen im Jahre von der Gemeinde benutzt und daher
allmählich vernachlässigt. Das durch den damaligen Regierungspräsidenten zur Nedden zur
Pflege des Bauwerkes sichergestellte Kapital von 7 bis 8000 Mark genügte bald nicht mehr.

Die seit 1913 schwebenden Wiederherstellungsverhandlungen wurden durch den Krieg
unterbrochen. Die Kosten, zuerst auf 6500 Mark, dann nach Kriegsende auf 20 000 Mark veran¬
schlagt, schnellten Frühjahr 1922 auf etwa 50 000 Mark hinauf,- die Arbeiten wurden gleichzeitig
immer dringlicher.

Vor etwa Jahresfrist gelangte die Kirche an die Kongregation der Karmeliter aus Bam-
berg (e. V.), die aber durch die Einrichtung ihrer Niederlassung zunächst stark in Anspruch
genommen war. Neben dem Versuch, die der Ordensniederlassung obliegenden Verpflichtungen
durch grundbuchliche Eintragung generell festzulegen, wurde gleichzeitig dem 63. Pruvinzialland-
tage empfohlen, für die im Interesse der Denkmalpflege liegenden Sicheiungsarbeiten an der
Kirche ein Drittel der Kosten bis zum Höchstbetrage von 15 000 Mark bereitzustellen und den
Provinzialausschuß zu der endgültigen Bewilligung zu ermächtigen, sobald die nötigen Klärungen
der Vorfragen erfolgt und die nötigen Garantien gegeben sein würden. Es handelt sich hier
im wesentlichen um den künstlerischund kunstgeschichtlichgleich wertvollen Besitz an beweglichen
und unbeweglichen Inventar bei seinem Uebergang aus dem gebundenen öffentlichen Besitz in
den einer privaten Kongregation.

Die sich bis in den Winter hinziehenden Verhandlungen brachten der allgemeinen Ent¬
wicklung entsprechend neue Anträge auf Erhöhung der Beihilfen zur Instandsetzung mit sich.
So ist eine wesentliche Erhöhung der bisher 10 000 Mark betragenden Staatsbeihilfe und eine
Heraufsetzung der Provinzialbeihilfe beantragt.

Es handelt sich hauptsächlich um die Sicherung und Neuisolierung von etwa 40 qm
steinerner Plattform auf dem Turm nebst Anschließung an die Brüstungen und aufgehenden
Mauern, sowie reinigen der Eesimsteile von Pflanzenwuchs und Niederdichten dieser Fugen mit
hydraulischem Kalkmörtel, ferner um Herstellung eines 1 m breiten Tiaufpflasters mit großen
Rinnen und starkem Gefalle zur Trockenlegung der Kirchenwände und um die damit zusammen¬
hangenden Arbeiten. Nach dem heutigen Währungsstande dürften die Arbeiten einen Betrag
von etwa 6 0U0 000 Mark erfordern, zu welcher Summe die Vereitstellung einer Provinzialbei¬
hilfe von 2 000 000 Mark empfohlen wird unter der Bedingung, daß die Oidensgemeinschaft und
der Staat die übrigen Kosten tragen werden. (Befristung ebenfalls bis 31. 12. 1924.)

6. Vtorsbllch, Kreis Waldbroel, lath. Pfarrkirche, allgemeine Instandsetzung.
Die katholische Pfarrkirche St. Nertraudis in Morsbach, ist neben der Kirche in Wipperfürth

das bedeutendste romanische Baudenkmal im Oberbergischen Gebirgsland. In künstlerischerHin¬
sicht ist sie der Wippeifürther Schwester bedeutend überlegen und im Vergleich mit den zahlreichen
bescheidenen Üandkirchen dieser im Mittelalter schwach bevölkerten Gegend noch ein Rätsel, welches
nur teilweise durch die Abhängigkeit der Kirche von dem reichen und bedeutenden Bonner
Eassiusstift seine Erklärung finden kann. Sie gehört überdies als ein östlicher Ausläufer in die
tunstgeschichtlich und architektonisch so interessante Gruppe der rheinischen romanischen Empore-
tirchen von der Wende des 12. und 13. Is., die sich um Köln und Koblenz scharen. Mit einer
Reihe anderer Kirchen dieser Gruppe hat die dreischiffige Moisbacher Basilika auch die außer-
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ordentliche Weiträumigkeit des flachgedecktenMittelschiffes gemein. Hinsichtlich der auffallend
reichen formalen Ausbildung ist das reizvolle Südportal besonders hervorzuheben.

Trotz durchgreifender Instandsetzung i. I. 1868 entstanden erneute Schäden, die teilweise
in ihren Anfängen damals nicht erkannt wurden und teils auf die zeitweise vernachlässigte bauliche
Pflege zurückzuführen sind. Die Instandsetzung an dem bedenklicheNisse aufweisenden Westturm,
an den durch aufsteigende Niederschlagsfeuchtigkeit durchtränkten Schiffmauern, an den ver¬
witterten Dächern usw wurden allmählich so dringend, daß nach einleitenden Verhandlungen und
Kostenanschlagsvorbereitungen i. d. I. 1913 u. 1914 der 55. und 56. Provinziallandtag im
März 1915 und Februar 1916 zwei Beihilfen raten von je 4000 Mail bewilligten. Die
Gemeinde ihrerseits verzögerte aber leider die Aufbringung der übrigen Kosten sehr, bis im
Frühsommer 1922 durch einen schweren Blitzschlag der Turm so stark beschädigt und die Kirchie
im Innern derart demoliert wurde, daß sie für den Gottesdienst außer Gebrauch gesetzt werden
mußte. Nunmehr sah sich die Gemeinde endlich zu einem energischen Aufgreifen des ganzen Bau¬
vorhabens gezwungen. . ^ «, < .^ . „. ,

^u,n Kostenanschläge vom Sommer 1922 für tue dringendsten Arbeiten ,m Betrage von
1 5 Millionen brachte die Gemeinde 250 000 Mark auf und noch eine Anleihe von 300 000 Mail,
mit welchen Summen die alten und die durch den Blitzschlag hervorgerufenen neuen Schäden am
Turmmauerwerk und die Ausbesserung der Turmhelmkonstrultion in Angriff genommen wurden.
Ferner wurden die Materialien für die Neueindeckung des Helmes und für die Ausbesserung
der schlimmsten Schäden am Mittelschiffdach beschafft. Auf Gmnd dieser geleisteten Arbeiten
wurden aus den bewilligten Provinzialbeihilfen 7000 Mark ausbezahlt. ,o daß noch 1000 Mark

offenstes ^ weiteren Wiederherstellungsarbeiten, zu denen beispielsweise auch die
gänzliche Neubescha fung der durch den Vlitzschlao völlig zerstörten Feniterverglasung gehört geriet
aber im Späth rbs dmch die Geldentwertung wieder ins Stocken. Ende November 1922 über¬
schritt der Bedarf ür die weiteren dringlichen Arbeiten schon 3V„ Millionen denen an Beihilfe
>V^^ «,^ «^ M,irk von der Provw und 15 000 Mark von der knchlichen^Vehoide gegen-
übeNwnden Zwischen ist 7ne Staats 200 000 Mark bewilligt worden. Hinsichtlich
de ProV nzwlbe N wn i genommen, sich mit einem Viertel bis einem Drittel an der
resli? beteiligen. Obgleich die Arbeiten inzwischen wieder aufge¬
nommen worden ?wd war von dem Pfarrer bislang eine neue klare Uebersichtüber den
aug^nWMchen Stand ^ zu erhalten Die erforderlicheSumme mag
jedoch Z mit 30 bis 35 000 000 als nicht zu hoch angesetzt angenommenwerden

Damit nun die begonneneWiederherstellung in diesem Sommer zu Ende geführt wird,
,.,.,. ^ ^ ^.« ^r ssrböbuna der Staatsbeihilfe endlich ins Nollen kommt, wird zu den
w Är^! ker^DenkmVfleg liegend^ Arbeiten die Bereitstellung einer Provinzialbeihilf,'
ü«n?^^ N- 12. 1924 unter der Bedingung der entsprechen¬
den Behörde und der Gemeinde auf das wärmste befür-
wortet

? <-4.l«b Nenratb Kreis Düsseldorf. Trockenlegung der Terrassen. Instandsetzung der
Dächer. M^ Schwammbekämpfung. (Vergl. Monographie von Dr.

^' ^"^ 2«?2lo^n^Be'nrath. ..Das köstlichste künstlerische Erbe, welches das Pfälzische
Das neue Schloß zu ^ ist die Schöpfung des kurfürstlichen Oberbauoirektors

Kurhaus am ^"erchem lM In diesen wundervollen
Nikolaus von Pigage. eines Umers o ^ glänzendes ..Bravourstück von
und harmon ch «"gewogenen ^ interessante und lehrreiche Wand-

w7v'o7l^ ^um'mWbenden 'Klassizismusin künstlerischvollendeter Weise

°" ^m die M^ ^ ^"He-
en Ausdruckgefunden ha. nach dem ^ ^^underts ^ Residenz benutzt und bis dahin

längere Unterbrechung b,s mW 2 ^ ^. verkaufte die Krone Preußens
w!^hr7?9?l"d?A welcher'damit ei^ne der größten und wich¬
tigste Denkmalpflegeaufgabenerwüchse^ ^, ^^ .^ ^ ^ ^^^^
nicht mH^beHn Sch^^^^ und zu wiederholten Erörterungen Anlaß
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gegeben. Es wurde schon damals erkannt, daß es sich im wesentlichen um die Trockenlegung
der ganzen, ringsumlaufenden Terrassenanlagen handele. Aber leider wurden diese unumgäng¬
lich notwendigen Arbeiten stets wegen der unverhältnismäßig hohen Kosten aufgeschoben. In¬
folgedessen hat sich die Durchfeuchtung und Zersetzung des Mauerwerls derart verschlimmert, daß
nach der Uebernahme durch die Stadt ganz umfallende Maßnahmen sich als unvermeidlich er¬
wiesen. Gleich nach Beendigung des Krieges wurde von feiten der Stadt ein Projekt
zur Nutzbarmachung des Kellergeschosses zu Restauiationsiüumen ausgearbeitet, weil durch
die Nutzbarmachung und die gleichzeitige Erwärmung und Austrocknung von unten das
Bauwerk am besten zu sichern und zu erhalten schien. Dieser Plan, der am Außenbau
und in den historischen Räumen der oberen Geschosse keinerlei Veränderungen hervorrufen sollte,
fand auch die Zustimmung der Denkmalpflege, konnte aber infolge der Finanznot der Gemeinde
bei der sprunghaften Geldentwertung nicht zur Ausführung kommen. Inzwischen wurden im
Jahre 1919 in den Nordosträumen neue stärkere Schwammschäden an den prächtigen Parkett¬
böden und den wertvoll geschnitzten Holzveitäfelungen entdeckt, nachdem schon während des
Krieges ähnliche Erscheinungen in dem südwestlichen Salon bekämpft worden warm. Leider
zeigte sich sehr bald, daß die Schwammbildungen schon ganz ungeahnten Umfang angenommen
hatten, so daß die sehr schwierigen Vetämpfungsarbeiten sofort eingeleitet werden mutzten.

Der Provinzialausschuß hatte im Dezember 1919 zu den damals auf rund 125 000 Mail
veranschlagten Arbeiten 25 000 Mark bewilligt, die im Jahre 1921 zur Auszahlung kamen,
aber die Aufdeckung der Schwammschäden erstreckte sich auf immer weitere Räume. Als Unter¬
lage zu einem Lotterieantrage der Gemeinde wurde Ende September 1922 ein genauer Kosten-
Voranschlag aufgestellt, der die ganzen zur Erhaltung dieses hochbedeutenden Baudenkmals
unumgänglich notwendigen Arbeiten nochmals eingehend zusammenfaßte. Hiernach ergab sich
damals:
1. Für Trockenlegung der Terrassen usw ............ 13 500000 Mart

2 600 000 „
5 070 000 „
7 000 000 „

885 000 ..

2. „ Beseitigung der Schwammschäden im Erdhauptgeschoß . .
3. „ äußere Instandsetzung und Dachreparatur des Hauptschlosses . .'
4. „ Instandsetzung und Dachreparatur beider Flügelbauten . . .
5. „ äußere Instandsetzung und Dachreparatur der Torwärterhäuser

zusammen 29 055 000 Mark
mithin rund 30 000 000 Mark.
Nach dem augenblicklichen Währungsstande müssen wir mit einem Gesamtbeträge von über
900 000 000 Mail rechnen.

AIs Hauptarbeit bleibt nach wie vor die Trockenlegung der Teriassenanlage, weil sonst
alle die bisherigen kostspieligen Instandsetzungen, wie Echwammbeseitigungen usw.^ nur von vor¬
übergehender Wirkung sein werden. Nur durch die geplante Trockenlegung kann die Erhaltung
dieses im Zusammenwirken mit dem herrlichen Parke so überaus reizvollen und zu den erhaben¬
sten Kunstschöpfungen der Provinz gehörenden Bauwerkes sichergestellt weiden. Eine weitere Ver¬
zögerung der Arbeiten kann auch vom Standpunkte der Denkmalpflege nicht länger verant¬
wortet weiden.
t..,. D^ Gemeinde, die schon bei den bisherigen Arbeiten bis zur Grenze ihrer Leistungs-
sllhlgtelt gegangen ist, kann ohne weitgehendste Unterstützung die gewaltigen Aufgaben unmög¬
lich allem meistern.

Nachdem mit Hilfe der Erwerbslosenfürsorge für die Löhne die Arbeiten schon seit einem
Monate nn Gange sind, wird die Bereitstellung einer Beihilfe von etwa einem Drittel der z. Zt.
^^"/O^ ,^""""""" Mark veranschlagten Materiallosten bis zum Hochstbetrage von
7U UUU UUU Mark zu den oben aufgeführten Sicherungsarbeiten auf das wärmste und dringendste
befürwortet, allerdings auch hier wieder in der Erwartung der Erhöhung der Etaatslotterie
gemäß der Geldentwertung und der entsprechenden Beteiligung des Staates und der Gemeinde.
. ., .^' c?^"' ^' Georgs-Kirche, Sicherungsarbeiten der Turmluppel und Dachkonstruttion,
teilweise Neuemdeckung der Dächer.
. ^ D« ehemalige Stiftskirche zum hl. Georg, jetzige Pfarrkirche der Et. Iakobs-Gemeinde
,n Köln, ist eme der kunstgeschichtlichinteressantesten kirchlichenGroßbauten aus der romanischen
K't m der Provinz Sie ist die einzige Säulenbasilila in den Rheinlanden. Den westlichen Ab¬
schluß bildet ein ,m Innern nach Art der Zentralbauten mit zahlreichen halbrunden Nischen geglie¬
derter Turm von ganz ungewöhnlichen Ausmaßen, der leider nur als Stumpf liegengeblieben
und jetzt mit e,ner mächtigen barocken, geschieferten Haube abgeschlossen ist. Die Pfarrgemeinde
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St. Jalob, der die Stiftskirche nach Abbruch der St. Jalobslirche im 19. Jahrhundert als
Pfarrkirche überwiesen wurde, war infolge Rückgangs des früheren Wohlstandes schon lange nicht
mehr zur Unterhaltung des großen Bauwerkes imstande.

Nach dem Fehlen jeglicher Unterhaltungs arbeiten während des Krieges drohte im Jahre
1921 die Holzdeckeunter dem sogenannten Kapitels««! infolge Vermoderung der Valkenküpfe an
den Auflagen einzustürzen, so daß unverzüglich die Sicherung in Angriff genommen werden
mußte. Sodann mußten Krypta und Vorhalle neu hergerichtet werden.

Inzwischen hatte sich auch der Zustand, der seit dem 17. bis 18. Jahrhundert niemals
gründlich erneuerten Schieferdeckung auf Kirche und Turm derart verschlechtert, daß diese
Arbeiten nicht mehr zurückgestellt werden konnten, zumal jeder Windstoß die Schadstellen ver¬
größerte. Es kam hinzu, daß durch Diebstahl wesentliche Vleieindeckungen an den Rinnen ver¬
loren gingen. .^ ,

Angesichts der großen Gefahr und des sinkenden Geldwertes mußte von der Gemeinde
die Aufnahme einer Anleihe von 500 000 Mark beschlossen werden. Obwohl die Arbeiten im ver¬
gangenen Winter sofort aufgenommen und mit größter Beschleunigung innerhalb von 3 Monaten
durchgeführt wurden, ergab sich, besonders infolge der Lohnsteigerungen, ein Gesamtbetrag von
1 224 289 Mark, mithin ein Fehlbetrag von 724 289 Mark, der namentlich auch auf unerwartet
große Sicherungsaibeiten an den Holzlonstrultionen zurückzuführenist.

Die Gemeinde stand diesen unangenehmen Uebeiiaschungen machtlos gegenüber, da tue
einmal eingeleiteten Arbeiten und Materiallieferungen aus technischenund wirtschaftlichen Grün¬
den nicht wieder eingestellt oder verschobenweiden konnten. In
gemeinde so überaus schwierigen Lage und der Tatsache, daß sie zum ersten Male eme Beihilfe
erbittet, wird im Hinblick auf die kunstgeschichtlichgroße Bedeutung des Bauwerkes unter den
rheinischen Kirchen, eine Beihilfe von 350 000 Mark zu den vollendeten Arbeiten befürwortet,
zumal da der Gemeinde durch die noch ausstehenden Eicheiungsarbeiten. wie z B die Veranke¬
rung der Mittelschiffwülbung und anderes, noch weitere schwere finanzielle Belastungen bevor¬
stehen.

9 Ravenaiersburg. Kreis Simmern, ehemalige Stiftskirche, Gesamtinstandsetzung
Die ehemalige Augustinerkiiche St. Christoph in Ravengiersburg, 6 Km ,udwestlich von

Eimmern. ist die bedeutendste Kirche auf dem Hochplateau des Hunsrücks. Ihre äußerst male¬
rische und eindrucksvolle Lage auf den steil aus dem i0ylli,chen Kellenbachtale aufragenden
Vu gfelsen der Marenger erhöht die wuchtige Wirkung des machtigen doppeltmnngen West-
wecks aus der 2. Hälfte des 12. Jahrhunderts, so daß sie unter den gleichaltrigen romanischen
Schöpfungen der Rheinlande mit an erster Stelle steht Die Doppelturmanlage der Westfront
ist aber llinltaesckickitlicknicht nur hochbedeutsam durch die einzigartig breite Lagerung der teil-

auch vor allem durch die ornamentalen Motive nach Art
der de?ben Ornamentik der spä romanischen Schule von Trier und Verdun. die m den oberen
TurmpaMen durch eine den mittelrheinischen Bauten verwandte Gliederung abgelo.stwild Gleich
selten s?nd die beiden figürlichen Skulpturen in ihrer archaischen Art der gekrönte bekleidete
Kiuzifiius am Sudturn und der thronende, bartlose Salvator in der Mandorla am Mittelbau.
Die später^ und lange Verödung der Anlage bis zur letzten umfassenden Wieder-

16. Jahrhunderts haben von der romanischen Anlage außer Grund-
nur den imposanten Westbau übrig gelassen; Kirchenschiff und Kreuz-

gang s^ Erneuerungen des 15 Jahrhunderts, der Ausbau der zur Rume gewor¬

denen ^^ Arider ''b"cker Domes" habensei«» ?«^l^ «-^^/i,nn nun ,'eber -M einer der vornehmsten Aufgaben der Rhein, chen Denk-
'st mit mehrfachen Beihilfen auch der Provinzial-

norN^ Abschluß gebracht worden. Die kleine Diaspora-Gemeinde
ilt nÄ,."^ '.« L?^l?v.ai?s diesem Grunde wmde auch im Herbst 1920 der Besitz dem
MiU ^ "berlassen. der zunächst den Ausbau der Klosteran-,^I'^ m«; ^n, im n^mker 1920 ermittelten Kostenbedarf von msge amt 735 00U

^NH.3wn?dF NnMV °'d W IM«, I»»i. die zur «°n!«°w«n« d« »°ul«.
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swndes sehr wünschenswerte Heizungsanlage. Der Kostenanschlag vom September 1921 erfor¬
derte allein hier schon etwa 150 000 Mail. Eine Lotterie ist für 1924 in Aussicht gestellt.
Gleichzeitig hielt die Regierung in Koblenz ständig Fühlung mit der Denkmalpflege hinsichtlich
einer Provinzialbeihilfe.

Um nun die schon seit etwa 10 Jahren geplanten und für die Erhaltung dieses zu den
bedeutendsten Schöpfungen der Rheinlande gehörenden Baudenkmales unumgänglichen Arbeiten
endlich in Fluß zu bringen, wird zu den etwa 30 000 000 Mail erfordernden, im Interesse der
Denkmalpflege liegenden Arbeiten, die Bewilligung einer Provinzialbeihilfe von 10 000 000 Mark
unter der Bedingung entsprechender Beteiligung des Staates der Gemeinde und der Ordens-
gesellschaft an der Aufbringung der übrigen Kosten empfohlen.

10. Poulheim, Kreis Köln-Land. Instandsetzung des romanischen Turmes der Pfarrkirche.
Die im Jahre 1885 erweiterte lath. Pfarrkirche in Poulheim, 12 Km nordwestlich von Köln,

besitzt einen prächtigen viergeschossigenWestturm aus dem 12. Jahrhundert, der in seinem Aufbau
und in den Einzelheiten für die Kirchtürme der Kölner Gegend typisch ist. Die leicht überein¬
ander abgetreppten Geschosseund ihre ornamentale Gliederung durch Lisenen und Rundbogen¬
friese, sowie die durch schlanke Mittelsäulchen geteilten Doppelschallüffnungen im obersten Elocken-
geschoß und in den vier Giebeln sind ebenso charakteristischwie fein in den Proportionen zu¬
einander abgewogen.

Das Tuffsteinmaterilll der Mauern ist infolge jahihundeitlanger Einwirkung der Witterung
so start angegriffen, daß die Auswechselung größerer Partien der Außenhaut schon vor dem Kriege
beschlossenwerden mußte. Ferner ist der Zustand der geschieferten rhombischen Haube des Turm-
Helmes gefahrdrohend. Auf Drängen uad Vorschlag der Denkmalpflege wurde im Jahre 1922
von der Gemeinde wenigstens das erforderliche Material (Tuffsteinschiefer, Schalbretter und
Nägel) angeschafft in der Hoffnung, wenigstens in diesem Jahre mit den Wiederherstellungs¬
arbeiten beginnen zu tonnen. Der Kostenanschlag von Anfang März d. I. ergab einen Bedarf von
rund 8 000 000 Mark nur für Arbeitslöhne, zu deren Deckung zum Teil die Inanspruchnahme der
Eiwerbslosenfürsoige eingeleitet ist. Da die Gemeinde durch den Kauf der hauptsächlichen Mate¬
rialien ihrerseits schon nach heutigem Geldwert mit über 10 000 000 Mark beteiligt ist, die
Lohnkosten inzwischen auf 12 bis 15 000 000 Mail gestiegen sind, und außerdem noch Kalk,
Zement und Traß gekauft und der Betrag der Gerüstherleihung und Aufstellung in Betracht gezo¬
gen weiden muß, so wird eine Provinzialbeihilfe von 3 000 000 Mark zur Instandsetzung
dieses charakteristischen romanischen Doiflirchturmes empfohlen, damit die vor kurzem mit Rück¬
sicht auf noch ständig fortschreitende Geldentwertung in Angriff genommenen Arbeiten in diesem
Sommer in einem Zuge hintereinander durchgeführt werden können.

11. Langerwehe, Kreis Düren, Eesamtinftandsetzung der ehemaligen lath. Pfarrkirche.
Die alte katholische Pfarrkirche (Et. Martinus) in Langerwehe ist ein im Aeußern und

Inneren einfacher, aber gut erhaltener spätgotischer Hallenbau aus dem letzten Jahrzehnt
des 15. Jahrhunderts. Eine Reihe interessanter Details, so namentlich die beiden Portale
an Nord- und Südseite vom Jahre 1493 geben dem Bau ein größeres Interesse. Den größten
Reiz jedoch bietet die überaus malerische Lage der Kirche auf dem ziemlich steilen Hügel
inmitten des alten Frieohofes, der durch eine kräftige Mauer mit schweren Strebepfeilern um-
wehrt ist und einen weiten Ausblick in das Iülicher Flachland gewährt. Schon jedem im Zuge
Vorbeifahrenden fällt dieses schöne Bild auf, so daß die Denkmalpflege von jeher ein lebhaftes
Interesse an der Erhaltung dieses Baudenkmales und seiner Umgebung gehabt hat.

Leider wurde die bauliche Instandhaltung dieses Altbaues seit dem in den Jahren 1904
bis 1907 unten im Dorfe erfolgten Kirchenneubau vernachlässigt, besonders während des Krie¬
ges. Die kleine Gemeinde, die noch vor einigen Jahren 10 000 Mark für Dachreparaturen
aufbrachte, ist nicht in der Lage, die vom Kreisbauamt Düren kürzlich auf 6 000 000 Mark ver¬
anschlagten Wiederheistellungslosten allein zu tragen. Der Antrag der Gemeinde auf eine Provin-
zialbechllfe wird befürwortet und vorgeschlagen,' einen Betrag von 1,5 Millionen vornehmlich
zu den Materialkosten geneigtenst bereitzustellen. Es handelt sich im wesentlichenum Reparaturen
an den Dächern, den Gewölberippen, den Fenstern, Türen, Schallöffnungen. Rinnen und Ab-
fallrohren und ähnliches.

12. Htlsel, Kreis Bonn, Instandsetzung der Dächer und Außenwände.
D,e ,m Jahre 1744 unter dem Einfluß der baukünstlerischen Blüte am Hofe des Kölner

Kurfürsten Clemens August an Stelle eines wahrscheinlich romanischen Baues errichtete ehemalige
katholische Pfarrkirche m Hersel bei Bonn ist eine der wenig erhaltenen, einfachen aber künstlerisch
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gediegenen ländlichen Vackstein-Barock-Kiichen der Kölner Gegend, deren Bestand durch die Neu¬
gotik des 19. Jahrhunderts bedauerlicherweise so stark gelichtet ist. Dieser allgemeine Verlust
wird heutzutage doppelt schwer empfunden, weil diese schlichten, soliden und doch gut abge¬
wogenen Lösungen für die Vauaufgaben unserer Zeit in vieler Hinsicht wieder vorbildlich sein
können. Daher hat die Denkmalpflege auch den zeitweiligen Abbruchsbestrebungen von jeher stärk¬
sten Widerstand entgegengesetzt.

Nachdem während des Krieges wenigstens die schlimmsten Schäden z. T. mit einer Pro-
vinzialbeihilfe von 1200 Mark abgewendet worden waren, gelang es, den Bau für die Zwecke
der Jugendpflege nutzbar zu machen, so daß nunmehr die Erhaltung gesicherterscheint. Die Kosten
der Umgestaltung haben ,m vergangenen Jahre mehrere 100 000 Mark betragen, so daß die
Gemeinde eine Anleihe aufnehmen und aus dem Iugendpflegefonds unterstützt werden mußte.
Es fehlt noch eine durchgreifende äußere Instandsetzung, die z. Zt. mit 1 000 000 Mark nicht
zu hoch veranschlagt sein dürfte. Da diese äußere Wiederherstellung zum großen Teil auch im
Interesse der Denkmalpflege liegt, war schon im vergangenen Jahre vom Provinziallandtage eine
Beihilfe von 5000 Mark bewilligt worden, die jedoch wegen des zuerst vorgenommenen inneren
Ausbaues für die Zwecke der Jugendpflege noch nicht zur Auszahlung kamen. Die äußere
Wiederherstellung soll in diesem Sommer vorgenommen werden. Die Erhöhung der Provin-
zialbeihilfe auf 250 000 Mark wird empfohlen unter der Bedingung, daß diese Summe vor¬
nehmlich für die Materialien der Instandsetzung der Dächer und Außenwände Verwendung
findet.

13. Neuß, St. Sebllstianuslirche. Instandsetzung des Dachreiters.
In dem Stadtbilde von Neuß spieU neben den monumentalen Türmen von St. Quirln

auch der zierlich geschieferte, sechsseitige Dachreiter der St. TebaMnuskirche mit seiner offenen
Laterne eine reizvolle Rolle. Die Kirche ist ein zweischiffigerBacksteinbau mit Pilastergliederung
und wirkungsvollem geschweiftem Nordgiebel. Sie hat eine fehl bewegte Geschichte gehabt.
Nach der Gründung der Sebastianus-Vruderschaft im Jahre 1415 ist die jetzige Kirche vom Icchre
1718 der vierte Bau an dieser Stelle.

Der Zustand des Dachreiters verschlechterte sich im letzten unglücklichen Jahrzehnt so,
daß die Gemeinde aus Mangel an Mitteln sogar den Abbruch in Erwägung zog, besonders, als
sich bei der im vergangenen Winter erfolgten Emrüstung der Zustand als gefahrdrohend heraus¬
stellte Den gemeinsamen Vorstellungen von Denkmalpflege und Stadtverwaltung gelang es,
den Wunsch auf Erhaltung so zu bestärken, daß die Kirchengemeinde im Vertrauen auf Beihilfen
von Seiten des Staates, der Provinz und der Stadt die Wiederherstellung sofort in Angriff
nahm, weil das recht kostspielige Gerüst aufgeschlagen war, die Arbeiten keinen Aufschub mehr
vertrugen und der Unternehmer nicht länger hingehalten werden konnte.

^ju den in Ausführung begriffenen und Anfang Mai auf etwa 6 000 000 Mark veran¬
schlagten Wiederherstellungsarbeiten an diesem Dachreiter wird die Bereitstellung einer Provinzial-
beihilfe von 2 000 000 Mark auf das angelegentlichste empfohlen unter der Vedmgung, daß
der Rest von den anderen Beteiligten aufgebracht und die Provinzialbeihilfe im wesentlichen
zur Deckung der Materiallosten verwandt wird.

14. Waldlaubersheim, Kreis Kreuznach, evangelische Pfarrkirche, Instandsetzung des goti-

Der wuchtwe Turm der evangelischen Dorfkirche in Waldlaubersheim auf dem gegen die
untere Nahe abfallenden Teile des östlichen Hunsrücks 'st wahrscheinlich unter dem Einfluß der
Ravengiersburger Türme entstanden. Nicht nur die breite Lagerung der Eesc^sse. sondern vor
allem die auf allen vier Seiten paarweise gestellten, durch eme >chlanke Mütelsaule gewi¬
nn, typisch romanischen Schallöffnungen des Glockengeschosses ermnern stark an das Vorbild

""Als Ostturm im Erdgeschoß das Ehor enthaltend, ist er von besonderer Bedeutung.
In aotisckier ^eit wurde dieser Turmbau des 12. Jahrhunderts durch einen mächtigen, beschieferten,
steilen Helm bekrönt, der durch die Bereicherung mit mer schlanken Ecktürmchen in semer
Silhouette so belebt ist. daß in der hügeligen Landschaft mit chren Feldern, großer Obst-
väumen und Vauernhäusein des Dorfes Landschüftsbilder von ganz seltener Schönheit entstehen.

Die vom movinzialkirchlichen Vauamt nach Fühlungnahme mit dem Provinzialkonservator
1914 llnaeregte. schon damals sehr notwendige Sicherung des Turmhelmes konnte infolge des
Sieges nicht zustande kommen. Nachdem der Zustand m einzelnen Konstruktwnswlen zedoch
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so bedenklich geworden war, daß Gefahr für die Passanten durch Losreißen größerer Teile bei
Sturm entstand, wurde die Wiederherstellung Mitte Mai d. I. in Angriff genommen.

Die Arbeiten sind vom Hochbauamt in Kreuznach auf mindestens 6 000 000 Mark ver¬
anschlagt, wovon 2 000 000 Mart für Zimmer- und 4 000 0U0 Mark für Dachdeckerarbeiten über¬
schläglich errechnet werden.

Eine Provinzialbeihilfe von einem Drittel der Materiallosten bis zum Höchstbetrage von
2 000 000 Mail wird beantragt unter der Bedingung, daß Staat, Kreis und Gemeinde für den
Rest der entstehenden Kosten aufkommen.

15. Vettelschoh, Kreis Neuwied, Instandsetzung der katholischen Dorflapelle.
Das am oberen Ende des zur Mied führenden Elsafftales an der Bahn Linz—Alteniirchen

gelegene Dörfchen Vettelschoh im Kreise Neuwied besitzt an einer Krümmung der Provinzial-
straße mitten im Orte unter hohen alten Bäumen ein reizvolles und wertvolles Kapellchen der
Barockzeit, das einer gründlichen Instandsetzung bedarf. Das Dach, der innere und äußere Putz
und die Holzteile müssen durchgreifend repariert und zum Teil erneuert weiden, wenn
dieses im Ortsbild wertvolle Bauwerk nicht bald Ruine werden soll. Die kleine Gemeinde ist
außerstande, die Deckung der Ende April d. I. auf rund 1 000 000 Mark geschätzten Kosten
zu tragen.

Unter der Voraussetzung, daß der Rest der erforderlichen Summe von anderer Seite
(Zivil- und Kirchengemeinde, Kreis, Erwerbslosenfürsorge) aufgebracht wird, kann eine Beihilfe
von 300 000 Mail mit Frist bis 31. Dezember 1924 befürwortet werden, zumal auch der Rhei¬
nische Verein für Denkmalpflege und Heimatschutz im Jahre, 1920, der Kreis und die Gemeinde
beigesteuert haben.

16. Cochem an der Mosel, Instandsetzung des Hauses am Enderttor.
Unter den interessanten Fachwerkhäusern an der Mosel bildet das Haus Fink, welches

>ich an das sog. Enderttor in Eochem anlehnt, eine der malerischsten und reizvollsten Baugruppen.
Ueber dem brausend aus seinem schluchtenreichenTale zur Mosel vorbeistürzenden Endertbache
erhebt sich der reich ausgebildete, geschweifte, zum Teil beschieferte Nordostgiebel, wahrend die
Nordwest- und Südost-Seite durch erlerartige Vorbauten geziert sind. Im Innern ist das Haus
durch eine sehr feine barocke Wendeltreppe geschmückt.

Infolge jahrzehntelanger Vernachlässigung und starker Beschädigung durch das wilde Hoch¬
wasser im Winter 1919/20 traten an dem Hause bei genauer Untersuchung solche Schäden zu
Tage, daß der für die Erhaltung sehr interessierte neue Besitzer nicht imstande war, sie allein
zu tragen. Zur Beseitigung der allerschlimmsten Mängel bewilligte der 63. Provinziallnndtag
schon 3000 Mark Beihilfe, die vornehmlich zur Reparatur der interessanten Wendeltreppe heran¬
gezogen wurden.

Nunmehr ist die durchgreifende Instandsetzung des Aeußeren unaufschieblichgeworden. Die
Beschleferung des Daches und der Giebel muß größtenteils erneuert, das Holzwerk zum Teil
ausgewechselt, der südwestliche Halbgiebel verankert werden und anderes mehr. Die Arbeiten
werden mindestens 3 000 000 Mark nach einer Schätzung von Ende April d. Is. betragen. Für
we oben erwähnten, im Interesse der Denkmalpflege liegenden äußeren Instandsetzungsarbeiten
wird eine Provinzialbeihilfe von 1 000 0U0 Mark in Vorschlag gebracht unter der Bedingung,
daß der Besitzer für die übrigen Kosten sorgt, daß er die Arbeiten wegen der ständigen Ver¬
teuerung umgehend in Angriff nimmt und im Einvernehmen mit der Denkmalpflege ausführen läßt.

1?. Vergheim an der Erst, Instandsetzung des Aachener Tores.
s»4 ^ Kreisstädtchen Bergheim an der Erft ist auf drei Seiten noch von der wohlerhaltenen
Stadtmauer des 14. Jahrhunderts umgeben, zu deren Sicherung die Provinzialverwaltung in
den Jahren 1911 bls 1914 schon insgesamt 3800 Mark Beihilfen bereitgestellt hat.

, Der Schlußstein in der Etadtbefestigung und gleichzeitig das bedeutendste historische Denk¬
mal des Ortes bildet das malerische Aachener Tor mit seinen flankierenden, runden Halb-
turmen. Das warme Rot des niederrheinischen Backsteins leuchtet besonders anziehend aus den
grünen Wiesen und Pappelbestiinden der vorbeiziehenden Erftniederung hervo'.

Der Plan, dem Tor aus technischenund künstlerischen Gründen ein Dach von steilerer
Form zu geben, ist heute unausführbar, so daß man sich darauf beschränken muß die Dachkon-
struttwn zu verbessern und die Dachhaut neu zu decken.
^n ^ ^ ^°" ^!" . "^ äußersten dringlichen Dachinstandsetzungen, die 1920 schon auf
20 000 Mark veranschlagt, und zu welcher der vorjährige Provinziallandtag am 14. Juli 1922
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10 000 Mart bereitgestellt hatte, belaufen sich zur Ieit überschläglich auf 12 000 000 Mail, zu
denen der Gemeindenoch weitere Kosten für den inneren Neuaufbau erwachsen.

Zu der für die Erhaltung dieses ehrwürdigen, profanen Baudenkmals unumgänglichen
Dachwiederherstellungwird eine Provinzialbeihilfe von 4 000 000 Mark in Vorschlag gebracht
mit der Bestimmung, daß dieser Betrag vornehmlichzur Deckung der Materiallosten Verwendung
findet, die Arbeiten im Einvernehmen mit der Denkmalpflegeausgeführt und die restlich erfor¬
derliche Summe von der Gemeinde (gegebenenfalls mit Hilfe des Kreises und des Staates)
sichergestellt wird. Frist der Beihilfe ebenfalls bis 31. Dezember 1924.

18. Monreal, Kreis Manen, Wiederherstellung der sog. Schloßbrücke.
Tief eingebettetin den scharfen Windungen des oberen Elztales. überragt von den Türmen

der Burgruine, liegt das köstliche Eifelörtchen Monreal mit seinen malerischen Winkeln, seiner
interessanten gotischen Kirche und der einzigartigen Löwenbrücke.Ferner ist die mittelalterliche
Ortsbefestigung in erheblichenResten erhalten und mit ihr die beiden Ueberbrückungender Elz.
die. wie in Münstereifel an der Erft. auch hier an befestigungstechnisch sehr gefährdeten Stellen
ihre besondere Ausbildung erfahren huben. Die südliche, beim Wiederaustritt der Elz aus dem
Ortsbering gelegene Ue'berführung der Befestigung, ist durch zahlreiche Hochwässererheblich
zerstört Die' von der Gemeinde schon während des Krieges geplante Wiederherstellungsoll den
doppelten Zweck verfolgen, einmal die häßliche Lücke in der Ortsumwchrung wieder 'zu schließen
und andererseits den Vrückenübergangfür Fußgänger wieder zu gewinnen.

Die Inangriffnahme der Wiederherstellung wurde der nicht sehr leistungsfähigen Ge¬
meinde durch die allgemeine Entwicklung der letzten Jahre immer wieder unmöglich gemacht.
Heute dürften die Kosten mindestens 3 000 000 Mark betragen, an deren Aufbringung die Ge¬
meindemit Barmitteln und Materiallieferung, der Kreis mit einer Beihilfe teilnehmen wird.
Die Bestreitung der Löhne aus dem augenblicklich vom Staate bereitgestelltenFonds ist ange¬
regt worden. Um nun zu verhindern, daß die Reste dieser eigenartigen Flußuberfuhiung der
Stadtumwehrung gänzlich zusammenstürzen,wird eine Provinzialbeihilfe von emem Drittel der
Kosten bi?^ nnt Frist bis zum 31. Dezember 1924
empfohlen unter der Bedingung, daß die Arbeiten nach den von der Denkmalpflege ausgear¬
beiteten Gutachten und nach ihren Plänen ausgeführt werden.

19. Oedingen. Kreis Ahrweiler. ehem. lath. Pfarrkirche,Instandsetzungdes Turmhelmes
der Vorhalle und Sicherungsmaßnahmen. 5.«^ n^ ,-«, ^^

Auf den waldreichen Höhen im Winkel zwischenNhr und Nhem befindet sich m Dorf¬
chen Oedingen ein durch seine reizvolle architektonische Lö,ung wie durch se,ne malerische Lage

°U^r» ^— Nt^^KD^N^
ungen wrch den Krieg und mehrjährige Nichtbesetzung der Pfarrstele angere Jahre ms
Stockengeraten waren, hatte der 60. Provinziallandtag vom 16. Juli 1921 .me VeilMe von
3N00 Mark bewilligt, mit der das Dach über dem Langhaus und Chor im vorigen Sommer
reparier wurde Es gilt nunmehr noch, den niedrigen beschieferten Turmaufsah und die davor

Fachwerkvorballe.deren Erhaltung unbedingt zu dem malerischenund st,m°
mun^nnN^ a-hört. so wiederherzustellen,daß der z. It. schwell fortschreitende
N V ^ ür die nächste Zeit gesichertsind. Ferner müssen die Kirchen¬
schiff ,.n?^fri?teifenster wieder geschlossenwerden. Die ge amten Arbeiten durften z. Zt.
ine"' Betrak Von" erfordern. Unter der Bedingung, daß die Ge¬

binde im Verew ml d m Kreise den Nest der Kosten aufbringt, wird die Bereitstellung einer
500 000 Mark mit Frist bis zum 31. Dezember1924 anempfohlen.

20 Köln, ehemalige Karthäuserkirchejetzt «angelische Kirche. Umfassende Wiederher-

l eilung evcinaelischenGemeinde in Köln nach langen Verhandlungen übereigneteehemalige
K«tbä?s rf^ Gebäulichkeitendie einzige einigermaßen
VolUnÄ^ Mittelalters in Köln: alle anderen Klosteranlagensind
d?SM^^ zum Opfer gefallen, oder d°ch.^e die^igm vonSt ^nt^nn wesentlich umgestaltet worden, oder endlich, wie bei St. Marm im Capitol.
C ' Severi^^ besten erhalten. Das gibt der Karthause in dem re'chen
mittewtter "chen Denkmälerbestand"«n- schon eine eminente Bedeutung. Daneben tritt aber d,e
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im engeren Sinne große kunstgeschichtlicheBedeutung; denn während im allgemeinen die großen
mittelalterlichen kirchlichenBauwerke Kölns der romanischen und frühgotischen Zeit angehören,
kommt fast allein in der Karthause die Spätgotik entscheidend zu Wort, und zwar "in Schöpfungen
von äußerster Zierlichkeit und Eleganz. Die Baugruppe besteht aus der Kirche, dem dahinter
liegenden Kreuzgang und den danebenliegenden Klostergebäuden (jetzt Militärlazirett), die mit
Aufnahme spätgotischer Teile in der Barockzeit neu errichtet wurden.

Nach dem im Jahre 1353 erfolgten Einzüge der ersten Karthäuser-Mönche aus Trier in
Köln entstand in der Mitte des Jahres die zunächst einschiffige langgestreckte Klosterkirche.
Im Jahre 1426 wurde die Marientapelle angefügt; es folgt der Kapitelsaal im Jahre 1455
uno um 1500 die neue Sakristei, eine Stiftung oer beiden Kölner Familien Hackenen und Har-
denrath, sowie endlich der kleine und der größere Kreuzgang, mit den reichsten spätgotischen
Netzgewölben ausgestattet.

So ist die Karthause in ihrer sich durch anderthalb Jahrhunderte hinziehende Bau-
geschichtezugleich eine Urkunde der Ausbildung und Entwicklung der Gotik in Köln geworden.
Die entzückendenfigürlicben Kragsteine und Konsolen in der Marientapelle gehören zu den besten
und wertvollsten Plastiken Kölns dieser Zeit. Ebenso ist die Durchbildung dar spätgotischen
Nippengewölbe eine ganz besonders feine, zierliche und vorbildliche.

Die zunächst geplante Heirichtung der nach den bisherigen Aufräumungsarbeiten nahezu
als Ruine dastehenden Kirche für den evangelischen Gottesdienst erfordert so große Summen, daß
sie von der Gemeinde, die noch durch Beschlagnahme mehrerer Kirchen für Vesatzungszwecke in
besondere Not geraten ist, ohne weitestgehende behördliche Unterstützung niemals vollendet werden
könnte.

Allein die Wiederherstellung des Daches mit seinem aus alten Stadtbildern ersichtlichen
reizvollen Dachreiter, des Fenstermaßwerkes und der Verglasung in schlichtesterForm, d. h. der
reine äußere Nohbau, ist kürzlich auf 320 000 000 Mark veranschlagt worden. Die Beiträge
aus Staatsmitteln und die in Aussicht gestellte Deckung der Löhne (aus der Erwerbslosenfürsorge)
weiden keinesfalls ausreichen, der Gemeinde die Möglichkeit zur Uebernahme der Nestkosten zu
geben, zumal dann ja erst nur der nackte Vaukörver wiedererstellt ist und die Einrichtung
noch ganz fehlt, für die die Gemeinde noch weitere, größte Anstrengungen wird machen müssen,
bis sie das Gotteshaus wird beziehen können.

Die Bitte der Gemeinde um Gewährung einer Provinzialbeihilfe zur Wiederherstellung
dieses bedeutenden Kunstdenkmales erscheint daher doppelt gerechtfertigt; angesichts der Be¬
deutung der hier vorliegenden und im wesentlichen ganz dem Gebiete der Denkmalpflege ange¬
hörenden Vauaufgabe, die wohl z. Zt. neben der Wiederherstellung des Schlosses in Venrath und
der Sicherung des Xantener Domes die umfangreichste, wenn nicht gar die größte In der Pro¬
vinz ist, wird die Bereitstellung von einem Drittel der Materialkosten bis zum Höchstbetrage von
60 000 000 Mark als Provinzialbeihilfe beantragt, unter der Bedingung, entsprechender Beteili¬
gung der übrigen interessierten Stellen, namentlich des Staates.

21. Oberwesel, Kreis St. Goar, Unterfang und Verankerung des Niederbachtorturmes.
Von allen mittelrheinischen Stadtumwehrungen ist die von Oberwesel die bedeutendste

und besterhaltene. Sie wurde um die Mitte des 13. Iahrbunderts begonnen, erhielt um die
^i,tte des 14. Jahrhunderts eine Verstärkung durch zahlreiche imposante Türme; um die
tuende des 15. Jahrhunderts wurde nach der Belagerung von 1390/91 die nördliche Erweiterung
zur Embeziehung des Allerheiligen-Klosters im Niederbachtale ausgeführt, und endlich gegen die
glitte des 15. Jahrhunderts wurde mit der südlichen Stadterweiterunq die stolze Liebfrauenkirche
m den Vermg eingezogen. > » ,

So blieb es im wesentlichen bis im 19.Jahrhundert durch den Bau der Provinzialstraße
und der Staatsbahn le, der einige Partien geopfert wurden. Der Einsturz einer größeren Mauer-
partw lm Iahre 1904 gab den Anlaß, die Sicherung und Instandsetzung t>r Oberweseler Stadt-
befestlgung ,m Anschluß an die gleichen Arbeiten in Vacharach ins' Auge zu nehmen, ein¬
gehende zelchnerlscheund photographische Aufnahmen zu machen und einen Kostenanschlag auf¬
zustellen, der nnt 125000 Mark abschloß. Infolge des Krieges wird man sich setzt mit den
lewells eintretenden, unumgänglichen Ticheiungs maßnahmen begnügen müssen.
^ «- ?^ ^ ^?I '^ ^'" Niederbachtorturm eingetreten. Durch Hochwasserunterspülungen
des Baches haben sich Setzungen eingestellt, welche Unterfangungen und Verankerungen, sowie
Neuemzlehen der Durchgangsböden erfordern. Da Gefahren des Einsturzes und Gefährdung der
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Passanten vorliegt, hat die Stadtverwaltung in der Hoffnung auf Beihilfen uird mit der Aussicht
der Lohnrückerstattungaus der Erwerbslosenunterstützung schon mit den Arbeiten begonnen.

Zu den auf rund 5 000 000 Mark veranschlagten Arbeiten, wovon stark die Hälfte auf
Baustoffe fallen, wird eine Provinzialbeihilfe von 900 000 Mark auf das angelegentlichste
empfohlen.

22. Andernach, Kreis Manen, Wiederherstellung des ehem. v. d. Lenenschen Hofes.
Der ehemalige, im Jahre 1620 erbaute von der Leyensche Hof am Coblenzer Tor in

Andernach gehört zu den kunstgeschichtlich bedeutendsten städtischenAdelshöfen der Renaissance
in den Rheinlanden. Er zeichnet sich vor allem durch den auf je vier Säulen in Mei Geschossen
getragenen mittleren Vorbau in der Hauptfront aus. Die paarweiseauf hohe Postamente gestell¬
ten ionisierendenErdgeschoßsäulen, zu zwei Drittel kannelliert, flankieren ein breites rundbogiges
Portal mit reich ornamentierter Umrahmung, dessen Schlußstein zugleich eine weit vorspringende
Doppelkonsolefür den Oberoeschoß-Erlerbildet. Ueber die ganze Fassade ist auf Konsolen,
Eäulenpostamenten und Gebälk überaus reicher figürlicherSchmuckverteilt, dazu kommen reiche
Gesimsverkröpfungen,Nischen und Oeffnungenmit starker Reliefwirkung. Die etwas schlichter
gehaltenen geschweiften Giebel nach den Seitengassen sind für die reiche Architekturjener Zeit
typisch- Das prächtige geschieferte Mansarddach mit fein detaillierten Dachgaubm und kräftigem
Dachbruchgesims,bildet 'den Abschlußdieser einzigartigen und klassisch vornehmen Fassade.

Eine im Jahre 1907 von der damaligen unvermögendenBesitzerin vorgenommeneInstand¬
setzung ist größtenteils unzweckmäßig ausgeführt worden. .^ ^.

Nachdem das Gebäude in den Besitz der Stadt Andernach übergegangen ist, und die augen¬
blickliche Lage auf dem Arbeitsmarlt (Uebernahmeder Lohnlostenauf Erwerbslosenfürsoige)eine
durchgreifendeWiederherstellungplötzlichzur Möglichkeit werden ließ. ,,nd die Arbeiten se,t einigen
Wochen unter Beratung der Denkmalpflegeunverzüglich in Angriff genommen worden.

Bei der Freilegung des Dachfußes hat sich gezeigt, daß nicht nur das hölzerne Haupt-
gesims. sondern auch die ganze Dachkonstruktioninfolge der schadhaftenDachrinnen etwa 1 m

° Auße" dieser umfangreichenErneuerung sollen alle durchgewittertenGiebel- und Gesims¬
steine ausgewechselt,die entstellende Oelfarbe abscharriertund die Fassade ,n den darunter heraus¬
kommendenalten Lch.rtönen wieder farbig behandelt werden Dadurch w,rd mcht nur^eme für
die Stadt Andernachwertvolle, sondern auch für das ganze Neblet der Rh^nlande bedeutsame
Architekturin neuem Glänze erstehen. «« . - l, « « «,.->> «!«« m^:««^»,

^u den mit 20 000 000 Mark veranschlagten Matenalkosten wird eine Piovinzilllbei-
Hilfe von 7 000 000 Mark unter der Bedingung vorgeschlagen,daß d,e Stadtgememde für die
Aufbringung der übrigen Kosten einsteht und die Arbeiten weiterhin im Einvernehmen nnt der
Denkmalpflege durchführt. ..

23. Schweinschied.Kreis Meisenheim, Schutzdacherneuerungüber dem ronnschenFelsen-

^"°Etwa I V- !<m vom Dorfe Schweinschiedim Kreise Meisenheim liegt in einem niedrigen
GehöK die Ruine eines aus natürlichem Fels gearbeiteten römischen Denkmals, auf dessen vier
Seiten noch deutlich Spuren von Nelierdarstellungenzu erkennen sind, ahnlich me das Denkmal
'" Unterhaltung der Kreistag übernommenhatte ist
derart wittert daß der Kreis die Kosten der Neubedachung, die im Januar d. Is. schon
60 0^ ^/f ^tr^en sollten nicht allein betreiten zu können erklärt.
W000 Mark betragen s°Ut°n^mmi^.^ ^, ^^Mw aus Provinzialmitteln bis zum
^öcktt^^^.^n ^00 000 Mark wird vorgeschlagenmit der Bedingung, daß das jetzige, alle

k°°a?'N 'zu°7rneuernde ^ckMdach du^ weniger die Wirkung ent¬stellendes, am besten einhaltbar geschiefertes Dach ersetzt wird.
24 Nees am Niederrhein. Gesamtwiederherstellungder evangelischenKirche.
A .«^«^m^/ttirckie in Rees am Niederrhem it e,n Saalbau vom Jahre 1623/24

m.s Beinen m whem Sat^ Inneren nnt einer mittleren Säulenstellung mit Spitz-
NUL Backsteinen M't N^ Renaissanceportalund einzelnenguten älteren Aus-
nÄ/." "!^n nmn Mlirlt^urM^^^^^^^^^ einem tiefen abgegitterten Vorplatz. Seitwärts des
stattungsstuckenv°".^"^F"'Z der als Sakristei benutzt wird. Die Kirche wiederholt
Umgangs liegt "n klemer iva arischer ^ ^ Rheinprovinz ohne jegliche Va-

Denl'malwert uno m'acht sie zu einem wert-
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vollen Zeugnis aus der Geschichte der evangelischen Kirche am Niederrhein und ihrer engen
Beziehung zur reformierten Kirche in den Niederlanden.

Infolge der schlechten baulichen Verfassung und wegen des Umstandes, daß der etwa
350 Sitzplätze enthaltende Saalbau für die im Laufe der Zeit auf etwa 280 Seelen zurück¬
gegangene Gemeinde viel zu groß ist, plante die Gemeinde schon längere Zeit einen den heutigen
Bedürfnissen entsprechenden Neubau zu errichten, der gleichzeitig Gemeindesaal, Schulhaus,
Schwesternhaus und Sakristei in einer Baugruppe vereinen sollte.

Der kunstgeschichtlicheWert dieses für die Rheinlande einzigartigen Kirchengebaudes ließ
es iedock nicht zu. dem geplanten Abbruch ohne weiteres zuzustimmen. Der bauliche Zustand ist
außerdem nicht so schlecht, daß er nicht wieder behoben werden könnte. Und endlich sind immer¬
hin noch Umbau und Umgruppierungsmöglichkeiten in mancher Hinsicht vorhanden, so daß
die Wünsche der leistungsschwachen Gemeinde wenigstens in etwa erfüllt werden könnten.

Die Entwicklung bei' Nachkriegsjahre hat der Gemeinde vorläufig jegliche Hoffnung zu
dem geplanten Gruppenneubau genommen.

Die beabsichtigten dringlichen Sieherungsarbeiten, die das Staatliche Hochbauamt Wesel
im Mai 1921 mit 55 000 Mark berechnete, wollten bisher auch nicht recht in Fluß kommen.

Wegen der Bedeutung des Bauwerkes war schon früher die Gewährung einer Provinzial-
beihilfe im Prinzip empfohlen worden, aber bisher scheiterte die Finanzierung stets an der Armut
der Gemeinde und an den zeitraubenden Verhandlungen betr. die Zuschüsseaus den staatlichen und
kirchlichenFonds. Inzwischen ist der Pfarrer erneut mit der Staatsregierung in Verbindung ge¬
treten, die Gemeinde hat ihre Kirchensteuer weite stgehend zur Erneuerung der Kirche heranzuziehen
beschlossen. Die Bestreitung der Löhne aus der Eiwerbslosenunterstützung ist angeregt. Zu den
heute etwa 45 000 000 Mark betragenden Mieder Herstellungskostenwird'eine Provinzialbeihilfe von
einem Drittel der Materialkosten bis zum Höchstbetrage von 10 000 000 Mark in Vorschlag
gebracht mit der Bedingung, daß sich die Staatsregierung entsprechend beteiligt, die Gemeinde
selbst die äußersten Anstrengungen macht und aus allen zurzeit verfügbaren Quellen schöpft.

25. Niederfpay, Kreis St. Goar, Wiederherstellung des Langhauses der ehemaligen katho¬
lischen Pfarrkirche.

Der 51. und der 53. Provinziallandtag haben in den Jahren 1911 und 1913 für die
Instandsetzung des so außerordentlich malerischen, geschieferten Turmhelmes der ehemaligen
katholischen Pfarrkirche in Niederspan Beihilfen in dem Gesamtbetrag von 2500 Mark bewilligt.
Die Erhaltung des Turmes ohn>e gleichzeitige Sicherung des Langhauses geschah s. It., weil der
Turm mit seiner aus den hohen, umstehenden Bäumen herausragenden Varockhaube im Orts-
und Landschaftsbild für sich allein spricht, und weil er damals die Wiederherstellung infolg«
rasch fortschreitenden Verfalles am nötigsten hatte. Alle Verhandlungen und Versuche, das gleich¬
zeitige barocke Langhaus einem Verwendungszweck zuzuführen, scheiterten an der Leistungs¬
schwächeund der Interessenloswteit der Gemeinde. Durch mutwillige Beschädigung während der
Knegsjahre wurde der Verfall in einem Maße beschleunigt, daß der Abbruch des Langhauses
beantragt werden sollte. Infolge der Bereitstellung des Iugendpflegefonds griff vor zwei Jahren
das Wohlfahrtsamt des Kreises St. Goar den von der Gemeinde kurz vor dem Kriege ge¬
faßten Plan wieder auf, die Kirche zum Iuqendpflegesaal umzuwandeln, der s. Zt. unter der
Bedingung gefaßt war, daß die Wiederherstellung aus öffentlichen Mitteln geschehen würde,
damals wollte die größere Kirchspielgemeinde Ober pay, Niederfpay und Brey die Unterhaltung
zunächst für 10 Jahre übernehmen. > '"!

Infolge der hohen Mederherstellungskosten des Langhauses, namentlich des in größeren
Partien eingestürzten Daches, lehnte die Staatsregierung. zumal bei der Inwessenlosiqkeit der
Gemeinde, die Uebernahme der gesamten Instandsetzungskosten auf den Iugendpflegefonds ab und
stellte die schon bewilligte Beihilfe von 100 000 Mark wegen der inzwischeneingetretenen Entwer¬
tung lm Dezember v. Is. dem Herrn Minister wieder zur Verfügung.

Trotzdem halt es die Denkmalpflege für ihre Pflicht, nochmals einen Versuch zur Erhal¬
tung d,e,es alten Dorfkirchleins inmitten der so überaus malerischen Nhemfmnt von Niederfpay
mit ihren schönen alten Fachwerkhäusern zu unternehmen, namentlich im Hinblick darauf, daß z. Zt.
ganz seltene Gelegenheiten für die Finanzierung derartig dringender und im öffentlichen Inter¬
esse liegenden Bauaufgaben vorhanden sind, und weil das Gebäude neben dem nickt unerheblichen
Denkmalwert ,ich für W Zwecke der Iugendvflege ganz außerordentlich gut eignet.
««.^ Z"«^" . ^ Mm mit mindestens 40 bis 50 000 000 Mark überschläglich angesetzten
Wiederherstellungskosten wird eine Provinzialbeihilfe von einem Drittel der Materiallosten bis
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zum Höchstbetragevon 10 000 000 Mark und mit Frist bis zum 31. Dezember 1924 beantragt
unter der Bedingung, bah die Gemeinde nach Fühlungnahme mit dem Kreise und^ber Etaats-
regierung die übrigen Kosten aufbringt.

26. Trechtingshausen, Kreis St. Goar, kath. Pfarrkirche, Instandsetzung und Sicherung
des Turmes und der alten Wappenscheiben. ^ . ^ ,.^ «,- ,- ^ - -^

Der im Frühjahr 1922 begonnene Erweiterungsbau der katholischen Pfarrkirche m Trech-
tingshausen bei Vingerbrück ist im großen und ganzen fertiggestellt.

Für die Finanzierung dieses großen Erweiterungsbaues hatte der beabsichtigte Verlauf von
10 vlllchtiaen. barocken Wappenscheibenaus der Mitte des 17. Jahrhunderts zuerst eine wesent¬
liche Rolle aespielt. wogegen die Denkmalpflegeenergisch Einspruch erheben muht'.. Daraufhin
ist die Kostendeckungsfrage mit Hilfe einer durch die Staatsregierung genehmigten Lotterie gelost

""" ^Von dem Altbau ist im wesentlichen nur der Turm mit seinen hübschen, barocken Haube
und offenen Laterne stehengebli.'.ben. für dessen Wiederherstellung sowie für die Instand etzung
der Wappenscheibender 60 und 63. Provinziallandtag durch Bewilligung von msge,amt 15 000
Mark Beihilfen sein lebhaftes Interesse bekundethat. i„„ ^ «n .

Für d e Turmfundamentsicherungsind 70 000 Mark und für die N^ 400 0W r^n
ausaeaeben worden 6 Wappenscheibensind schon in die neuen Fenster eingesetzt und ergeben
ewe aan^ Wirkung Notwendig ist nun noch der Neuverputz des Turmes mit etwa
3250N M«kK°st^ sowie die Anbringung von ^«eren Schu^
Kunstwert von vielen Millionen darstellenden Wappenschechenfenstern3"r letztere sind em-
ick 3^ 2 500 000 Mark veran,chlagt. Die durch den Er-
Vrun^b^ belastete Gemeinde h°tHn M^
Denkmalpflegeinterese liegenden Arbeiten. Mithin

wiederhergestelltenWappenscheibendurch Drahtgeflechte zu bewilligenunter der Bedingung, oay
die Gemeinde die Finanzierung der übrigen Kosten sicherstellt.

?? nnnnmali» Kreis Mülheim/Rhein, Instandsetzung der katholischenPfarrkirche
^e^hemaNae' jetzige katholische Pfarrlnche in Dünn-

V»N«^2^'^rV. t °°'de' '"^ Zu derben Zn. »h>«

«u«°n m °»s Dach, ^b b,e In«,!w»«m° u w ^,„ch,!»,^ „^ Ichiegfti,! ftl!««!°«t ,m°
AM "«ch° °rs°ch°°«?'"^^^^ M°" °°'°w«°!»«n anMch.n° w »°r«°ngen°n
Sommer 1922 fertiggestellt. m^»:^« ,„s Wiederberitelluna der flachen Mittelschiff-
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von 500 000 Mark mit Frist bis zum 31. Dezember 1924 zu den Materialkosten empfohlen
unter der Bedingung, daß die Gemeinde zusammen mit dem Zweckverbande und unter Heran¬
ziehung jeglicher heute zur Verfügung stehender Fonds für die restliche Finanzierung aufkommt.

Anlage 11.

VmW und Antrag ^u«^^. i«,
des Provinzialausschusses,

betreffend
Satzung des Landesarbeits- und Berufsamtes der Nheinprovinz.

Das Rheinische Landesamt für Arbeitsvermittlung wurde auf Grund des § 1? Abs. 1 des
Arbeitsnachweisgesetzes vom 22. Juli 1922 durch den preußischen Minister für Handel und

'Gewerbe am 2. November 1922 durch seine in der Anlage beigefügten Ausführungsbestimmun¬
gen zum Neichsarbeitsnachweisgesetz Artikel 1, Ziffer ? errichtet und durch Artikel 1, Abs. 3
dieser preußischen Ausführungsbestimmurgen dem Provinzialverband der Nheinprovin-', ange¬
schlossen, der die Verwaltung des Landesarbeits- und Verufsamtes als Selbstverwaltungsange-
legenheit führt. Diese Regelung hat der Organisation der Arbeitsvermittlung in der Nhein¬
provinz die gesetzliche Grundlage, gegeben und eine jahrzehntelange Entwicklung zu ihrem Ziele
gefühlt. Im Jahre 1897 schlössen sich ^,ie öffentlichen, kommunalen Arbeitsnachweise des Regie¬
rungsbezirks Düsseldorf, des industriereichsten Wirtschaftsgebietes der Provinz, zu dem Ver¬
band zur „Förderung des Arbeitsnachweises im Regierungsbezirk Düsseldorf" zusammen. Erst
viel später erwog man in den übrigen Regierungsbezirken der Provinz den Zusammenschluß
der Arbeitsnachweise. Am 24. März 1911 wurde durch die Gründung des Rheinischen Aibeits-
nachweisverbllndes die Arbeitsvermittlung in der Rheinprovinz einheitlich zusammengefaßt. Nach
dem Kriege regelte die Neichsregierung die öffentliche Arbeitsvermittlung auf Grund der
Demobilmachungsbestimmungen durch die Anordnung über Arbeitsnachweise vom 9. Dezember
1918. In Ausführung dieser Anordnung des Reiches erließ der preußische Mmister für Handel
und Gewerbe unter dem 12. September 1919 die Verordnung über Arbeitsnachweise und
am 18. März 1919 den Erlaß über die Einrichtung von Verufsämtern. Die preußische Verord¬
nung über Arbeitsnachweise sah im 8 17 die Zusammenfassung der Arbeitsnachweise in Pro-
vinzialämtern für Arbeitsnachweis', vor, die an die Provinzialverwaltungen angeschlossenwerden
sollten. In seiner Sitzung am 10. Dezember 1919 beschloß der Provinzialausschuß die Errich¬
tung des Landesarbeitsamtes der Nheinprovinz mit dem Sitz in Düsseldorf, das dadurch Rechts¬
nachfolger des am 22. Oktober 1919 aufgelösten Rheinischen Arbeitsnachweisverbandes wurde.
In der gleichen Sitzung genehmigte der Provinzialausschuß die Satzung des Landesarbeitsamtes.
Mit der Errichtung des Landesberufsamtes gemäß dem Erlaß vom 18. Mär? 1919 befaßte
sich die Kriegskommission des Provinzialausschusses in der Sitzung vom 9. Mai 1919 und
der Provinzialausschuß in den Titzungen am 24. September und 8. Oktober 1919. Die Er¬
richtung des Landesberufsamtes mit dem Sitz in Düsseldorf und seine Satzung wurden be¬
schlossen.Das Landesarbeitsamt und das Landesberufsamt wurden zu dem Landesarbeits- und
Verufsamt der Nheinprovinz unter einem Vorsitzenden und Geschäftsführer zusammengefaßt.
Durch das Inkrafttreten des Arbeitsnachweisgesetzes am 1. Oktober 1922 wurden die bisheri¬
gen, rechtlichen Grundlagen des Landesarbeits- und Verufsamtes aufgehoben. Da die preußi¬
schen Ausführungsbestimmungen zu § 16 und § 17 des Arbeitsnachweisgesetzes erst am 2. Novem
bei 1922 erlassen wurden, war zunächst eine Lücke vorhanden. In dieser Zeit hat selbstver¬
ständlich das bisherige Landesarbeits- und Verufsamt die Geschäfte weitergeführt.

Um dem neuerrichteten Landesarbeits- und Verufsamt der Nheinprovinz die rechtliche
Grundlage für seine Tätigkeit zu geben, muß die Verfassung gemäß § 16 und 8 62 des
Arbeitsnachweisgesetzes geregelt werden. Die Verfassung (Satzung) wird'nach Artikel 2. Abs. 4
der preußischen Ausführungsbestimmungen vom Provinzialverband erlassen. Nach 8 18 des
Arbeitsnachweisgesetzes bat der Reichsarbeitsminister das Recht, Grundsätze für die Verfassung
der Landesaibeitsämter aufzustellen. Von diesem Recht wird er keinen Gebrauch machen, wie
die Reichsarbeitsverwaltung am 21. Dezember 1922 mitteilte. In ihrem Schreiben führte
sie aber eine Anzahl Bestimmungen an, deren Aufnahme in die Satzung zweckdienlich sei. Diese
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Bestimmungen sind in den nachstehendenSatzungsentwurf hineingearbeitet worden. Um die
Einheitlichkeit herzustellen, hat die Konferenzder preußischen Landesarbeitsämter einen Satzungs-
entwurf aufgestellt, der den Verhältnissen der Rheinprovinz angepaßt und dem vorläufigen
Verwaltungsausschuß des Landesarbeits- und Berufsamtes, der in der Zeit von dem Inkraft¬
treten des Arbeitsnachweisgesetzesbis zum Erlaß der Satzung und der Bestellung des end¬
gültigen Verwaltungsllusschussesinterimistisch als Organ der wirtschaftlichen Selbstverwaltung die
Geschäfte führt, vorgelegt wurde. Der nachstehende Satzungsentwurf wurde von dem vorläufi¬
gen Verwaltungsausschußin der Sitzung vom 3. März 1923 einstimmigangenommen. Ueber die
Zahl der Beisitzer haben eingehendeVerhandlungen mit Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Er¬
richtungsgemeindenstattgefunden, die sich auf je 9 Beisitzer für die genannten drei Gruppen
einiaten.

Mit Rücksicht auf die lange Hinaus5chiebungder Tagung des Provinziallandtaqes war
es nicht angängig, das Landesarbeits- und Berufsamt, solange ohne verfassungsmäßigeGrund¬
lage zu lassen. Infolgedessen hat der Provinzialausschuß in seiner Sltzung vom 8. Mai be¬
schlossen, die beiliegende Satzung schon, vorbehaltlich der späteren Genehmigung durch den
Provinziallandtag. mit Wirkung vom 15. Mai an in Kraft zu setzen. Es imrd vorgeschlagen,
daß der Provinziallandtag dieses Verfahren dadurch genehmigt, daß auch er als Zeltpunkt für
das Inkrafttreten der Satzung mit rückwirkender Kraft den 15. Mal festjetzt.

Der Provinzialausschuß beantragt daher: . <« c
„Der Provinziallandtag wolle die Verfassung des Landesarbelts- und Berufsamtes der
Rheinprovinz durch anliegendeSatzung mit Wlrkung vom 15. Mal 1923 an regeln."
Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Der Provinzialausschuß:
vr. Adenauer. ^H°V°"'

Vorsitzender ____^_ _____________ Landeshauptmann.

Satzung
für das Landesarbeits- und Berufsamt der Rheinprovinz

(Landesamt für Arbeitsvermittlung).

Dem auf Grund des tz 1? Abs. 1 des Arbeitsnachweisgesetzesvom 22. Juli 1922
(RGBll S 657) und durch Artikel 1 Nr. 7 der preußischen Ausführungsbestimmungenvom
? '^^l.^ i'c,?? ^.nticker Reichs- und preußischerTtaatsanzeiger vom 9. November 1922.
Nr 254 und Mwi 3rwlQ d"r Handels- und Eewerbeverwaltung T. 237) errichteten Rhei-
n schen Landesam ür Arbe in Düsseldorfwird hierm't gemäß Artikel 2. Ab^3

vom Provinzialverbande der Nhemprovlnzdurch Be-
°°" 27- I""i 1923 seine Verfassungdurch dle nach¬

stehende Satzung gegeb^ . Düsseldorf für das Gebiet der Rh einp ro v inz e.rich-S^Verw.l-§ 1. Das m,t dem Sltze ,n ^ u ,, e l o o ri i«l uuv ^^ «.„f, /.._</.;^. "<. «,/, tuna«bezirl,
tete Landesamt für Arbeitsvermittlung fuhrt dle Bezelchnung ..^ « d e^ arve, ts. uns> ^ e - ^n«

(Landesamt für Arbeltsvernnttlung).
K , ^- m f.^n^^ Landesarbeits- und Berufsamtes werden bestimmt durch die in Frage «uwb°nb«s

ko^nmen^nW und'^^ des Reiche/und des Staates. Nach dem Arbeitsnach-Hde«-m.i«^^ s^ 5^ Amt insbesondere folgende Aufgaben zu erfüllen: Beruf«.
1 Die schlicke Aufsicht über 5ie öfstntlichen Arbeitsnachweiseund die Entscheidungüber «nne«.

2' d'i'e Nirw?g? d«^EwSn?2 Ausbau der öffentlichenArbeitsnachweise.

4' den VN"3°n'^ auf dem Arbeitsmarkt zwischen sämtlichen

5 ?"^?f3ratuna und Lehlstellenvermittlungnach den vom Reichsamt für Arbeitsver-
5. d,e Berufsberatung uno ^yi,e erlassenen allgemeinen Bestimmungen.

6. ?f"Ner^ "er'in den öffentlichenArbeitsnachweisen be¬
schäftigten Personen.
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Anschluß
behürde,

Verwaltung

Organe des
Lande«-

arbelts- und
BeiufsamteS

Verwaltungs-
ausschuh,

Zusammen¬
setzung.

Amtsdauer-
d«ö Ver>
WllltUNgs-
nusschussee.

Beisitzer,

7. die Aufsicht über die nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise, die nicht Arbeitsnachweis-
ämter im Sinne des A.N.G. sind,

8. die Aufsicht über die gewerbsmäßigen Stellenuermittler.
Außer den Aufgaben, die einem Landesamt für Arbeitsvermittlung auf Grund des Ar-

beitsncichweisgesetzes übertragen werden können, kann die Piovinzialverwaltung mit Zustimmung
des Veiwaltungsausschusses des Lanoesarbeits-und Verufsamtes ihm weitere, mit seinem Auf-
gllbenlreis zusammenhängende Aufgaben zuweisen.

§ 3. Die Verwaltung des Landesarbeits- und Verufsamtes ist nach Artikel 1 Abs. 3 der
preußischen Ausführungsbestimmungen vem 2. November 1922 dem Provinzialverband der
Rheinprovinz als Telbstverwaltungsangelegenheit übertragen und wird durch die Organe des
Provinzialverbandes (Provinziallandtag, Provinzialausschuß, Landeshauptmann) nach Maßgabe
der Piouinzialordnung geführt, soweit nicht die Zuständigkeit der besonderen Organe des Lan¬
desarbeits- und Verufsamtes gegeben ist.

§ 4. Die Organe des Landesarbeits-und Verufsamtes sind:
1. der Verwaltungsausschuß <8 19 des A.N.G.),
2. der Vorsitzende (ß 20 des A.N.V.),
3. der Geschäftsführer (H 23 des A.N.G.).
4. die Fachausschüsse (§ 33 des A.N.G.).

>8 5. I.Der Verwaltungsausschuß des Lllndesarbeits- und Verufsamtes besteht aus dem Vor¬
sitzenden des Landesarbeits- und Verufsamtes oder feinem Stellvertreter und je 9 Ver¬
tretern der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Errichtungsgemeinden im Bezirk des Lllndes¬
arbeits- und Verufsamtes als Beisitzern. Unter den Beisitzern oder deren Stellvertretern
sollen sich Frauen befinden (ß 19 A.N.G.).

2. Die Errichtungsgemeinden im Bezirk des Landesarbeits- und Berufsamtes sollen möglichst
folgendermaßen vertreten sein:
2) die Großstädte über 109 999 Einwohner durch vier Vertreter,
b) die kreisfreien Städte unter 100 990 Einwohner durch einen Vertreter,
c) die kreisangehörigen Städte und Gemeinden durch zwei Vertreter,
6) die Landkreise durch zwei Vertreter.

3. Der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen des Veiwaltungsausschusses mit beratm-
der Stimme teil. Ihm ist auch außerhalb der Rednerliste das Wort zu geben.

4. Der Oberpräsident und der Provinzialausschuß der Nheinvrovinz tonnen Beauftragte
mit beratender Stimme zu den Sitzungen des Verwaltungsausschusses senden.

5. Der Verwaltungsausschuß kann beschließen, Sachverständige mit beratender Stimme zu
seinen Sitzungen einzuladen. In eiligen Fällen kann der Vorsitzende Sachverständige zu
den Sitzungen des Veiwaltungsausschusses einladen, über deren Anhörung der Verwal¬
tungsausschuß entscheidet.

§ 6. Die Beisitzer des Verwaltungsausschusses und ihre Stellvertreter werden auf drei Jahre
bestellt. Vei vorzeitigem Ausscheiden eines Beisitzers oder Stellvertreters wird der Ersatzmann
für den Nest der Amtszeit bestellt.

Sind im Falle des ß 19, Abs. 5, drei ordnungsmäßig einberufene Sitzungen in der gleichen
Veschwerdesllchebeschlußunfähig, so erlischt mit der 3. Sitzung die Amtsdauer des Veiwaltungs¬
ausschusses, und es findet Neubestellung des Verwaltungsausschusses statt. Das gleiche tritt 'im
Falle des § 19, Abs. 6 ein, falls auch bei zusätzlicher, schriftlicher Abstimmung weniger als zwei
Drittel der Beisitzer abstimmen.

§ 7. I.Mitglieder des Verwaltungsausschusses sind die in den Verwaltungsausschuß berufenen
Einzelpersonen und nicht die Vereinigung von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern oder die
Errichtungsgemeinde, als deren Vertreter die Mitglieder in den Verwaltungsausschuß be¬
rufen sind. Jedoch erlischt die Mitgliedschaft eines Beisitzers oder Stellvertreters, sobald
die wirtschaftliche Vereinigung der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer oder die Eriichtungs-
gemeinde dem Verwaltungsausschuß mitteilt, daß die Eigenschaft, auf Grund deren der
Beisitzer oder Stellvertreter vorgeschlagen wurde, insbesondere seine dienstliche Stellung
oder die Zugehörigkeit zu der wirtschaftlichen Vereinigung oder der Errichtungsgememde,
die ihn benannt hatte, beendigt ist.

2. Die Beisitzer und Stellvertreter können auf eigenen Antrag aus dem Verwaltungsaus¬
schuß ausscheiden.
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3. Die Mitgliedschaft des Beisitzers im Verwaltungsausschuß oder seines Stellvertreters
erlischt mit dem Tode, oder, wenn Umstände eintreten oder bekannt weiden, welche die
Bestellbarleit nach § 22 (§ 10) des A.N.G.) ausschließen. Ob dieser Fall vorliegt ent¬
scheidet bei Arbeitgeber- oder Arbeitnehm «Vertretern der Oberpräsident der Rheinprovinz
bei Vertretern der Errichtungsgemeinde der Provinzialausschuß der Rheinprovinz.

4. Wird eine im Verwaltungsausschutz vertretene wirtschaftliche Vereinigung der Arbeit¬
geber oder Arbeitnehmer aufgelöst oder verliert sie durch Spaltung oder Austritt die
Hälfte ihrer Mitglieder oder wird eine Errichtungsgemeinde aufgelüst, oder in ihrer bis¬
herigen Zusammensetzung wesentlich verändert, so scheiden die von ihnen benannten Bei¬
sitzer und Stellvertreter aus dem Verwaltungsausschuß aus. Die Mitgliedschaft dieser
Beisitzer erlischt mit der Feststellung des Verwaltungsausschusses, daß die Voraussetzun¬
gen für das Ausscheiden gegeben sind.

5. Im Falle des § ?, Absatz 1, 2 un'd 3 schlägt die wirtschaftliche Vereinigung der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer oder die Errichtungsgemeinde, die den ausgeschiedenen Beisitzer oder
Stellvertreter benannt hatte, den neu zu bestellenden Beisitzer oder Stellvertreter vor,

6. Im Falle des § 7, Abs. 4 beschließenbei ausscheidenden Arbeitgebeibeisitzern oder -stell»
Vertretern die Vertreter der Arbeitgeber im Verwaltungsausschuß in besonderer Sitzung,
welche Organisation zur Einreichung von Vorschlägen aufzufordern ist, das gleiche gilt für
die Vertreter der Arbeitnehmer uns» Errichtungsgemeinden.

§ 8. Die Berufung des Verwaltungsausschusses erfolgt unter Bekanntgabe der Tagesordnung Berufunn
und möglichst 8 Tage vor dem Sitzungstermin schriftlichgemäß § 22, Abs. 1 und § 12 des A.N.G. des Verwal-
durch den Vorsitzenden des Landesarbeitsamtes nach Bedürfnis; sie muh erfolgen, wenn ein tungöaus-
Drittel der Beisitzer es verlangt. s<huss«e
8 9. I.Der Vorsitzende des Landesarbeits- und Verufsamtes und sein Stellvertreter werden Der «°r-

nllch den Vorschriften des A.N.E, und seiner Ausführungsbestimmungen bestellt. sitzende de«
2. Dasselbe gilt von dem Geschäftsführer des Landesarbeits- und Verufsamtes. ^"^'^
3. Der Vorsitzende des Landesarbeits- und Verufsamtes oder sein Stellvertreter ist Voi- NeA's-

sitzender des Verwaltungsausschusses, der Fachausschüsse, des Beirats für Berufsberatung amtes, sein
und der Direktorenausschüsse. Stell-

4. Der Provinzialausschuß ist befugt, dem Geschäftsführerdes Landesarbeits- und Berufs- ^5^!"
amtes "die Vertretung des Vorsitzenden zu übertragen. fUr«.

5. Der Geschäftsführer führt die Amtsbezeichnung „Direktor des Landesarbeits- und Verufs¬
amtes der Rheinprovinz".

810.1. Die Sitzungen des Verwaltungsausschusses leitet der Vorsitzende des Landesarbeits- und Sitzungen
Verufsamtes oder sein Stellvertreter. des Ver-

2 Zur Beschlußfähigkeit der Sitzungen des Verwaltungsausschusses ist die Anwesenheit waltungs-
von wenigstens 14 Beisitzern erforderlich. Durch Ausscheiden von Beisitzern bei der Ab- ausschusses.
stimmung nach § 10, Absatz 5 wird die Beschlußfähigkeit nicht berührt.

3 Ist die Voraussetzung des Absatz 2 nicht erfüllt, so ist die nächste mit gleicher Tages¬
ordnung ordnungsmäßig nach § 8 einberufene Sitzung in jedem Falle beschlußfähig.
Die Bestimmung des § 10, Absatz 5 wird dadurch nicht berührt.

4. Eine Verminderung der satzungsmäßigen Zahl der Beisitzer durch die in § ?, Absatz 2, 3,
4 und 5 angegebenen Fälle beeinträchtigt die Beschlußfähigkeit des Verwaltungsaus¬
schusses nicht falls die Zahl der Beisitzer einer Gruppe nicht unter vier sinkt und die
erlediate Stelle eines Beisitzers oder Stellvertreters nicht länger als zwei Monate unbe¬
setzt bleibt Die Vorschriften des 8 10, Absatz 2, 5 und 6 werden hierdurch nicht berührt.

5 Soweit das Landesarbeits- und Nerufsamt auf Beschwerde entscheidet, scheiden bei der
Beschlußfassung solche Beisitzer aus, die bei der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt
haben Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Vertreter der Errichtungsgemeinden dürfen bei der
Abstimmung nur in gleicher Zahl mitwirken: erforderlichenfalls scheiden bei der Abstim¬
mung zur Herstellung der gleichen Zahl die an Lebensalter Jüngsten aus.

6 Der Antrag auf Schließung eines nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweises (ß 45, Abs. 2
' des ANG ) bedarf der Zustimmung von zwei Drittel der Beisitzer des Verwaltungs¬

ausschusses ' Findet sich in beschlußfähiger Sitzung diese Mehrheit nicht, ohne daß mehr
als neun Beisitzer gegen den Antrag stimmen, so können die abwesenden Bechtzer nachtrug-
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lich zur schriftlichen Abstimmung aufgefordert werden; hierbei ist ihnen eine Sachdarstellung
bekanntzugeben. Für den Eingang der Antworten ist eine angemessene Frist zu bestimmen.

7. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.
§11.1. Die Einrichtung von Fachabteilungen, die Bildung und Zusammensetzung von Fachaus¬

schüssen, ihr sachlicher und räumlich'i Wirkungskreis werden gemäß den 88 32 bis 38
des A.N.E, vom Verwaltungsausschuß von Fall zu Fall geregelt.

2. Die 88 6 und ? finden sinngemäß,' Anwendung.
3. Die Berufung erfolgt gemäß § 8. Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von wenigstens

der Hälfte der Beisitzer, unter denen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer befinden müssen,
erforderlich. 8 1l) Abs. 3 findet sinngemäße Anwendung.

4. Die an den zur Beratung stehenden Fachfragen interessierten Arbeitsnachweise können mit
beratender Stimme zugezogen werden.

5. Die Sitzungen der Fachausschüsse leitet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter.
§12.1. Für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung wird durch den Verwaltungsausschuß

ein Beirat gebildet, dem Beisitzer des Verwaltungsausschusses und außerdem Vertreter
der an der Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung besonders interessierten Kreisen
stimmberechtigt angehören. Unter dm Beisitzern sollen sich Frauen befinden.

2. Die Zahl der Beiratsmitglieder darf 24 nicht übersteigen. Die Zusammensetzung des
Beirats regelt der Verwaltungsausschuß. Er bestellt die aus den Beisitzern des Verwal¬
tungsausschusses entnommenen Veiratsmitglieder und nach Vorschlägen der interessierten
Kreise die übrigen Veiratsmitglieder. Auf die Veiratsmitglieder ist 8 7, auf die Amts¬
dauer 8 6, auf die Berufung 8 8 sinngemäß anzuwenden.
Der Beirat ist beschlußfähig, bei Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder; 8 10, Abs. 3
findet sinngemäße Anwendung.

8 13. Zur Besprechung von Fragen der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung werden zwei
Ausschüsse gebildet. Der Ausschuß für Arbeitsvermittlung setzt sich zusammen aus den Leitern
der Ausgleichsstellen (Zentralauslunftsnebenstellen) und den Vertretern von 4 Arbeitsnachmeisen,
der Ausschuß für Berufsberatung aus 9 Vertretern von Verufsämtern. Es können auch beide
Ausschüsse in gemeinschaftlicher Sitzung tagen.
8 14. Ueber jede Sitzung des Verwaltungsausschusses, der Fachausschüsse, des Beirats für Berufs¬
beratung und der Direktorenausschüsse ist eine vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter zu
unterzeichnende Niederschrift anzufertigen, welche mindestens den Wortlaut der Beschlüsseenthält.
Die Niederschrift wird den Beisitzern des Verwaltungsausschusses, der Fachausschüsse bzw. den
Mitgliedern des Beirates oder des Direttorenausschusses abschriftlich zugesandt.
8 15. Der Verwaltungsausschuß, die Fachausschüsse, der Beirat für Berufsberatung upd die
Direktorenausschüsse können aus ihren Mitgliedern Kommissionen zur Erledigung von Spezial-
aufgaben bilden.
816.1. Die Beisitzer des Verwaltungsausschusses, der Fachausschüsse und die Mitglieder de5, Bei¬

rates für Berufsberatung erhalten Tagegelder und Reisekostenersatz nach den vom Pro-
vinzialausschuß der Nheinprovinz nach Anhörung des Verwaltungsausschusses bestimmten
Sätzen.

2. Stellvertreter erhalten Tagegelder und Reisekosten nur, wenn sie als Beisitzer tätig waren.
817.1.Wird gemäß 8 36, Absatz 1 und 8 37, Absatz 3 des A.N.G. «ine gemeinsame Fachab¬

teilung beim Landesarbeits- und Berufsamt eingerichtet, so ist für sie eine Satzung auf¬
zustellen, welche u. a. die beteiligten Landesarbeitsämter, die Errichtungsbeschlüsse und die
Verteilung der Ausschußmitglieder und der Kosten auf die einzelnen Landesarbeitsämter
regelt.

2. Die 88 11, 14 und 15 dieser Satzung sind sinngemäß anzuwenden.
818.1. Die Kosten des Landesarbeits- und Verufsamtes bestreitet der Provinzialverband der

Nheinprovinz: zwei Drittel der notwendigen Kosten werden durch Zuschüsse des Reiches
gemäß 8 67 A.N.G. gedeckt.

2. Eigene Einnahmen des Amtes durch Erhebung von Gebühren für Vermittlung, Anwer¬
bung und Transporte von Arbeitskräften und von Gebühren für die Genehmigung auslän¬
discher Arbeitskräfte, Einnahmen durch Erstattung von Verwaltungslosten für zugewiesene
Aufgaben und durch Abgabe von Druckschriften, Vordrucke und sonstigem Material gegen
Entgelt sind gegebenenfalls nach Anhörung des zuständigen Beirats ober Fachausschusses
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in den Vorschlag des Verwaltungsausschusses zum Haushaltsplan einzusetzen. Aenderungen
während des Jahres beschließt der Verwaltungsausschuh gegebenenfalls nach Anhörung
des zuständigen Beirats oder Fachausschusses. Auf Antrag des Vorsitzenden sind die Vor¬
lagen mit einem Gutachten des Verwaltungsausschusses dem Provinzialausschusso zur Ent¬
scheidung vorzulegen.

3. Das Rechnungsjahr läuft vom 1. April bis zum 31. März.
§ 19. Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 15. Mai 1923 in Kraft. Inliaft.

____ tret«« bei
----------------------------- Satzung

Anlage 12.

VerG und Antrag (2^^«^. n,
des Provinzialllusschussez,

betreffend
Erhöhung des Stammkapitals und Aenderung der Satzung der Provinzial-

Lebensversicherungsanstaltder Nheinprovinz.

Die Provinzial-Lebensversicherungsanstalt der Nheinprovinz ist gemäß § 9 ihrer Satzung
von der Landesbanl der Nheinprovinz mit einem Stammkapital von einer Million MM aus¬
gestattet. Das Stammkapital genügt angesichts der eingetretenen Geldentwertung nicht mehr,
wie folgende Darlegungen zeigen sollen. ,,,. . «, ,., ^ 7, >> ^

Bis Ende des Jahres 1922 hat die Anstalt emen Vechcheiungsbestano von rund
450 Millionen Mark Versicherungssumme erworben. In den letzten Monaten, April und März
d Is hat sie dagegen Versicherungen über je rund 900 Millionen Mark Versicherungssumme,
aiso in einem einzelnen Monat das Doppelte des in achtjähriger Tätigkeit erworbenen Versiche¬
rungsbestandes, abgeschlossen. . ,, ^ , ,.,., <, .,..„

Neuaeschäft in der Lebensversicherung erfordert nun nn ersten Jahre zunächst Zu,chusse,
die in den folgenden Jahren wieder eingebracht werden. Diese Zuschüsse weiden bei neu errich¬
teten Unternehmen aus dem Stammkapital oder den OrgamsatwnsmittM
Unternehmen aus den Einnahmen und Uebelschüssen, die der ältere Geschaftsbestand abwirft.
Das letztere gilt indessen nur. solange man stabile EeldverlMmsse oder doch nur em allmäh¬
liches Sinken des Geldwertes kennt. Bei der riesigen Entwertung der Mark, die bere,w
vorigen Jahres und vor allem zu Anfang dieses Jahres eingetreten ,st, tritt eme derartige Ver¬
schiebung zwischen Neugeschäft und älterem Bestand em, wie ,chon die oben angegebenen Ge°
schäftsergebni se zeigen, daß die Zuschüsse, die das Neugeschäft erfordert, nicht mehr aus den
Einnahmen des alten Bestandes gedeckt werden können.

Die Anstalt steht daher, wie alle Lebensversicherungsunternehmen, sozusagen wieder am
Anfang, muß sich von neuem einen tragfähigen Versicherungsbestand aufbauen und braucht daher
eine ^gemessene Erhöhung des Stammkapitals, das n der jetzigen Hohe von emer Million M°rl
weder dem Zweck eines Betriebsfonds noch der Sicherung der Ansprüche der Versicherten

gerecht «nrd Stammkapital war von der Landesbanl der Rheinprovinz gestellt, deren
Direktion und Verwaltungsrat satzungsgemäß die Verwaltung der Anstalt ursprünglich über-

du'ch Beschluß des vorig ährigen Provmziallandtages die Verwaltunq der
Leb?ns°^ der der Feuerversicherungsanstalt vereinigt worden ist. erscheint es
MeckmäK^ S ammkapital der Landesbank zurückzuzahlen, und mit Rücksichtauf
dk W^ng nach außen M erscheint es erwünscht, daß das neue Stammkapital vom Pro-

nach einstimmiger Befürwortung durch den Ver-

waltungsrat der Anstalt:

^Das^w2°p!t""de der Rheinprovinz, wird zu-
n^tt l ^ m,Vmn 5N Mark feltaesent und der Provinzialausschußwird ermächtigt, bei weiterer
nächst auf 50 erhöhen. Das neue Stammkapital wird vom
Pro"R Pwvinzialausschusseszur Verfügung gestellt.
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Das bisherige Stammkapital von einer Million Mark wird an die Landesbant der Rheinprovinz
zurückgezahlt.

Die Satzung der Piovinzial-Lebensverjscherungsanstalt der Rheinprovinz erfahrt folgende
Aenderung:

Alte Fassung:
s 9-

Die Anstalt ist von der Landesbant der
Rheinprovinz mit einem Stammkapital von
einer Million Mark ausgestattet. Der Landes-
bllnk steht bezüglich des Stammkapitals ein
Rückforderungsrecht nur im Fall des,§ 12 ^u.

Die Stammeinlage ist an dem Tage fällig,
an dem die Tätigkeit der Anstalt beginnt,
und für die eisten fünf Jahre unverzinslich.
Nach Ablauf der fünfjährigen Frist ist das
Stammkapital nach näherer Bestimmung des
Provinzialausschusses mit höchstens 4 Prozent
in halbjährig und nachträglich zahlbaren Be¬
tragen zu verzinsen.

Die Anstalt ist jederzeit berechtigt, das
Stammkapital ganz oder in einzelnen Raten
von nicht weniger als 10 000 Mark der Landes¬
bank zurückzugeben.

§ 12.
Im Falle der Auflösung der Anstalt wird

aus ihrem Vermögen, soweit dieses ausreicht,
nach Deckung aller Verbindlichkeiten zunächst
der noch nicht zurückerstattete Teil des Stamm¬
kapitals an die Landesbanl zurückgezahlt. Der
dann verbleibende Rest wird an die zurzeit
Versicherten als besondere Dividende verte'lt.

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Neue Fassung:
§ 9.

Die Anstalt ist vom Provinzialverbcmd
der Rheinprovinz mit einem Stammkapital von
50 Millionen Mark ausgestattet. Dem Pro-
vinzialverband steht bezüglich des Stammkapi¬
tals ein Rückforderungsrecht nur im Falle des
8 12 zu.

Das Stammkapital ist fällig an dem
Tage, an dem die ministerielle Genehmigung
dieser Satzungsbestimmung erteilt worden ist.
Das Stammkapital ist nach näherer Bestim¬
mung des Provinzialausschusses mit mindestens
6 Prozent in halbjährig und nachträglich zahl¬
baren Beträgen zu verzinsen.

Die Anstalt ist jederzeit berechtigt, das
Stammkapital ganz oder in einzelnen Raten
dem Piovinzialverband zurückzugeben.

8 12.
Im Falle der Auflösung der Anstalt wird

aus ihrem Vermögen, soweit dieses ausreicht,
nach Deckung aller Verbindlichkeiten zunächst
der noch nicht zurückerstattete Teil des Stamm¬
kapitals an den Piovinzialverband zurückge¬
zahlt. Der dann verbleibende Rest wird an
die zurzeit Versicherten als besondere Divi¬
dende verteilt.

Dr. Adenauer,
Vorsitzender.

Der Provinzialausschuß:

VmM m!> Antrag
des Provinzialausschusses,

betreffend

Dr. Holion,
Landeshauptmann.

Anlage 13.
(Dlucksachen-Nr. 12.)

Abänderung der Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen in die
Provinzial-Hebammenlehranstalten.

Der 41. Rheinische Piovinziallandtaq hat das Reglement über die Leitung und Verwal¬
tung der Piovmzml-Hebammenlehranstaltfn in verschiedenen Punkten abgeändert und dem
Reglement als Anlage Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen in die Provinzial-
Hebammenlehranstalten beigefügt. Diese Bedingungen bilden einen Bestandteil des Reglements
und haben eben,o nne d,e,es die ministerielle Genehmigung gefunden.

Nachdem am 1. April d. Is. das Gesetz über das Hebammenwesen vom 20. Juli 1922
'" ^1°?/"" ^^'^^^".^^ Aufnahmebedingungen den Vorschriften des Ministers für Volts-
wohlfahrt vom 23 März 1923 über di? Ausbildung, staatliche Prüfung und Fortbildung der
Hebammen anzupassen sem. Hinsichtlich d^r einzelnen Bestimmungen der bisher geltenden uno
der neu zu erlassenden Aufnahmebedingungen wird auf die Anlage Bezug genommen.
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Die Aufnahmebedingungen bedürfen nach Festsetzung durch den Provinziallandtag, da sie
ein Bestandteil des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Provinzial-Hebammen-
lehillnstalten sind, der ministeriellen Genehmigung. Es wird sich empfehlen, falls der Minister
Aenderungen der Aufnahmebedingungen wünscht, den Provinzialäusschuß zu ermächtigen, diese
Aenderungen seinerzeit vorzunehmen.

Der Provinzialausschuh beehrt sich daher zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:

1. Die als Anlagen beigefügten neuen Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen in
die Provinzial-Hebammenlehranstalten werden genehmigt.

2. Der Provinzialausschuh wird ermächtigt, die erforderliche ministerielle Genehmigung zu
diesen Bedingungen herbeizuführen und etwaige von dem Minister gewünschte Aende¬
rungen seinerseits vorzunehmen."
Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Dr. Adenauer,
Vorsitzender.

Der Provinzialausschuh:
Dr. Horion,

Landeshauptmann.

Alte Fassung:
Bedingungen

für die Aufnahme von Schülerinnen in die
Provinzial-Hebammenlehranstalten.

I. Anmeldung zur Aufnahme:
s 1.

Die Anträge auf Zulassung zu emem
Kursus in der Provinzial-Hebammenlehranstalt
sind an den Landeshauptmann der Rheinpro-
oinz zu Düsseldorf zu lichten,

s 2.
Es werden nur solche Personen als

Schülerinnen aufgenommen, welche
1. durch eine Bescheinigung des Ki'eis-

(Stadt-) Phnsikus nachweisen, daß sie für
den Hebammenberuf körperlich und geistig
wohl befähigt und des Lesens und Schrei¬
bens kundig sind,- (Die Bescheinigung ist
mit 1.50 Mark stempelpflichtig, wenn sie
nicht auf Kosten eines Armenverbandes
ausgestellt wird.)

2. durch eine Bescheinigung der Ortspolizei-
behörde des Aufenthaltsortes (Bürger¬
meisteramt) nachweisen, daß sie
a) die erforderliche Zuverlässigkeit für den

Hebammenberuf besitzen,
b) unbescholtenen Rufes sind und insbe¬

sondere
c) nicht außerehelich geboren haben.
Diese Bescheinigung ist bei Aufenthalts-
Wechselin der Regel für die Zeit vom
18. Lebensjahre ab erforderlich. (Sie lst
stempelfrei.)
Außerdem müssen die Bewerberinnen

3. den Geburtsschein (Alt des Standesamts)
und

4. eine Bescheinigung über die erfolgte
Wiederimpfung beibringen.
Die Bescheinigungen müssen neueren Da«
tums sein.

Neue Fassung:
Bedingungen

für die Aufnahme von Schülerinnen in
die Piovinzilll-Hebllmmenlehranstalten.

I. Anmeldung zur Aufnahme:
8 1.

Gesuche um Aufnahme in einen Aus-
bildungslehrgang in den Provinzial-He-
bammenlehranftlllten sind an den Landeshaupt¬
mann der Nheinprovinz in Düsseldorf zu richten,

s 2.
AIs Hebammenschülerinnen werden nur

solche Frauen aufgenommen, die
1. durch eine Bescheinigung der Ortspulizei-

behörde nachweisen, daß sie
2) einen sittlichen einwandfreien Ruf ge¬

nießen und die für den Hebammen-
beruf erforderliche Zuverlässigkeit be¬
sitzen,

b) bei Beginn der Ausbildung mindestens
20 Jahre alt, jedoch nicht älter als
30 Jahre sind,

c) mindestens über eine abgeschlosseneund
gute Volksschulbildung verfügen,

2. durch ein Zeugnis des zuständigen Kreis¬
arztes die geistige und körperliche Taug¬
lichkeit für den Beruf einer Hebamme nach¬
weisen.
Ausnahmen von der unter 1 b erwähn¬

ten Bedingung kann der Obeipräsident zu¬
lassen.
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Alte Fassung:
8 3.

Personen, welche jünger als zwanzig oder
älter als dreißig Jahre sind, dürfen als
Schülerinnen nicht aufgenommen werden

§4.
Dispensation von den Vorschriften des

8 3 und des § 2 Nr. 2 c (für solche, die die
Altersgrenze nicht erreicht oder überschritten
oder außerehelich geboren haben), tann sei¬
tens des Landeshauptmanns erteilt werden.

Diese Dispensation wird nur erteilt, wenn
an dem Orte der zukünftigen Niederlassung
der Bewerberin ein Bedürfnis zur Nieder¬
lassung einer Hebamme besteht und eine Person,
der die gesetzlichen Eigenschaften zur Seite
stehen, sich nicht gemeldet hat.

Ueber das Vorhandensein dieser Voraus¬
setzungen ist eine seitens der Oitsbehörde (Bür¬
germeisteramt) nach Anhörung des Kreis-
(Stadt-) Physitus ausgestellte Bescheinigung
beizubringen.

Die Aufnahme von Personen im Alter
über °20 Jahren tann auch dann erfolgen,

Neue Fassung:
s 3.

Weiterhin sind dem Gesuch um Aufnahme
in eine Hebammenlehranstalt noch folgende
Unterlagen beizufügen:

1. der Geburtsschein,
2. eine Bescheinigung über die erfolgte

Wiederimpfung,
3. ein eigenhändig geschriebener Lebenslmlf,
4. a) eine von dem Bürgermeister eines

Stadtkreises oder dem Kreisausschuß
eines Landkreises ausgestellte Be¬
scheinigung darüber, daß die Bewer¬
berin Aussicht hat, in absehbarer Zeit
nach Abschluß ihrer Hebammenaus-
bildung in der betreffenden Stadt oder
dem Landkreise eine Niederlassungs-
genehmigung zu erhalten oder als Be¬
zirkshebamme angenommen zu weiden,

d) Anstatt des Nachweises zu 4 2 eine
Bescheinigung eines Krankenhauses,
einer Hebammenlehranstalt, Frauen¬
klinik oder Entbindungsanstalt, wonach
die Bewerberin nach Ablegung ihrer
Hebammenprüfung von der Anstalt
als Hebamme angenommen weiden
soll.

Sofern leine der unter Ziffer 4 a
oder b erwähnten Bescheinigungen bei¬
gebracht weiden kann, hat die Bewer¬
berin eine eigenhändig unterschriebene
und behördlich beglaubigte Erklärung
darüber beizufügen, daß ihr die Vor¬
schriften des Hebammengesetzes vom
20. Juli 1922 genau bekannt sind,

wonach sie mit dem Hebammenprü-
fungszeugnis allein noch nicht die Be«
rechtigung erwirbt, in Preußen den
Hebammenberuf auszuüben.
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Alte Fassung:
«nenn sie sich bereits früher rechtzeitig gemel¬
det haben.

s 5.
Nach dem Erlaß des Ministeriums der

geistlichen Angelegenheiten vom 3. Oktober
1895 steht die Zulassung zur Hebammenvrü-
fung solcher Personen, welche einen Kursus
in einer preußischen Hebammenlehranstalt nicht
durchgemacht haben, aber den Nachweis eines
anderweitigen gleichwertigen Bildungsganges
und des Besitzes der zur Aufnahme in eine
preußische Hebammenlehranstalt erforderlichen
Eigenschaften führen, dem Oberpräsidenten zu.

Falls seitens des Oberpräsidenten vor der
Zulassung zur Prüfung zur Erreichung mnes
gleichwertigen Bildungsganges die Beteiligung
an einem Teile des Kursus der Provinzial'He¬
bammenlehranstalt erforderlich erklärt wird, ge¬
schieht die Aufnahme nach dem Ermessen des
Landeshauptmanns gemäh den in den §§ 1
bis 4 aufgeführten Bedingungen. Dem Lan¬
deshauptmann steht auch in diesem Falle die
m § 4 bezeichnete Befugnis zur Dispensation
von den oort angegebenen Vorschriften zu.

8 6.
Vorzugsweise weiden solche Personen als

Schülerinnen aufgenommen, welche von Ge¬
meinden, Ortsarmenverbänden oder Hebam-
menbezirten vorgeschlagen sind. Andere Per¬
sonen dürfen nur soweit aufgenommen werden,
als die Verhältnisse der Anstalt es gestatten.
II. Vorprüfung und Entlassung. Dauer des

Kursus. Pflege- und Unterrichtskosten.

Die Aufnahme in den Kursus ist von dem
Bestehen einer Vorprüfung abhängig, die durch
den Anstllltsoirektor abgehalten wirb. Hierbe,
wird auf die allgemeine sittliche und intellek¬
tuelle Bildung der Schülerin, sowie auf chre
geistige Befähigung, dem Unterrichte im An¬
schluß an das Hebllmmenlehrbuch zu folgen.
Rücksicht genommen. ...,..,.

Die Schülerinnen müssen befähigt sem.em
kurzes Diktat deutlich und ohne grobe Ver¬
stöße gegen die Regeln der Rechtschreibung zu
schreiben und Gelesenes dem Inhalte nach richtig
wiederzugeben, im Rechnen gewöhnliche Hemm¬
nisse besitzen und mit den.gesetzlichen Maßen
und Gewichten vertraut sein.

Der Lehrlursus der'Anstalt dauert neun
Ntonate.

8 9
Die Kosten für Unterricht. Wohnung und

Verpflegung betragen bis auf weiteres für den
neunmonatigen Kursus 600 Mail.

Neue Fassung;

§4.
Bei Entscheidung über Aufnahme der

Bewerberinnen in eine Hebammenlehranstalt
werden vorzugsweise diejenigen Frauen berück¬
sichtigt, die eine Bescheinigung gemäß § 3
Ziffer 4 a oder b beigebracht haben.

II. Entlassung. Dauer des Kursus. Pflege-
und Unterrichtslosten.

s 5.
Hebllmmenschüleiinnen, die nach dem Ur¬

teil des Direktors der Hebammenlehranstalt
nicht die erforderliche geistige Befähigung zur
Erlernung der Hebammenlunst besitzen oder, aus
gesundheitlichen Gründen als ungeeignet für
den Hebammenberuf erscheinen, können frühe¬
stens 14 Tage nach Eintritt in die Anstalt
wieder entlassen werden.

Schwangere Personen können am Unter¬
richt als Schülerinnen nicht teilnehmen und
werden aus dem Ausbildungslehrgang ent¬
lassen.

Die Entlassung einer Schülerin muß auch
erfolgen, wenn sie von einer langwierigen oder
ansteckenden Krankheit befallen wird,

s 6.
Die Dauer eines Hebammenlehrganges

beträgt 18 Monate.
s 7-

Die Kosten für Unterricht, Wohnung und
Verpflegung werden vom Provinzialausschuß
festgesetzt. Sie sind in 3 Raten für je 6 Mo«
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Alte Fassung:
Für die auf Kosten einer Gemeinde, eines

Ortsarmenverbandes oder Hebammenbezirls
auszubildenden Schülerinnen betragen die
Kosten nur 400 Mark, wenn die Ausbildung
erfolgt, weil die Niederlassung einer Hebamme
in der Gemeinde oder dem Bezirke ein Bedürf¬
nis ist.

Das Vorhandensein dieser Voraussetzung
ist eine durch eine im Einvernehmen mit dem
Kreis- (Stadt-) Physilus abgegebene Erklä¬
rung der Ortsbehörde nachzuweisen. Dies«
Erklärung ist der Beschluß der Gemeindever¬
tretung über die Uebernahme der Kosten bei¬
zufügen. Aus dem Beschlusse muß ersichtlich
sein, unter welchen Bedingungen und Gegen¬
leistungen seitens der Hebamme die Kosten
auf Gemeindemittel übernommen weiden.

Der Landeshauptmann ist befugt, bei
nachgewiesener Bedürftigkeit die Ausbildungs-
tosten solchen Schülerinnen teilweise oder ganz
zu erlassen, deren Ausbildung zur geburts¬
hilflichen Versorgung der Bevölkerung erfor¬
derlich ist, falls ein zur Tragung der Aus¬
bildungskosten Verpflichteter nicht vorhanden
ist. Die Anzahl dieser Schülerinnen soll ein
Fünftel der jeweils aufgenommenen nicht über¬
steigen. § 10.

Die Kosten (8 9) sind bei der Aufnahme
der Schülerin sofort an die Anstaltska'se zu
entrichten oder innerhalb 8 Tagen portofrei
einzusenden.

s 11-
D<e Kleideiausstllttung hat die Schülerin

auf ihre Kosten zu beschaffen und zu unter¬
halten. Bei der Aufnahme sind außer den
sonstigen Kleidungsstücken wenigstens 6 weiße
Hemden mitzubringen.

§ 12.
Die Schülerinnen haben sich bei Vermei¬

dung sofortiger Entlassung den für sie be¬
stehenden Anordnungen zu fügen.

Schwangere Personen werden als Schüle¬
rinnen nicht aufgenommen und wenn sich die
Schwangerschaft später herausstellt, sofort ent¬
lassen.

Die Entlassung einer Schülerin muß auch
erfolgen, wenn s,e von einer langwierigen
oder ansteckendenKrankheit befallen wird oder
nach dem pflichtmäßigen Ermessen des Direk¬
tors im Laufe des Kursus zur Ausübung des
Hebllmmenberufes körperlich ungeeignet oder
zur Erlernung desselben geistig nicht befähigt
erscheint.

Neu« Fassung:
nate, und zwar zu Beginn des Lehrgangs,
sowie beim Beginn des ?. und 13. Monats
des Lehrgangs an die Anstaltskasse zu ent¬
richten.

Bei Unterlassung einer Ratenzahlung kann
die Schülerin durch den Landeshauptmann von
der weiteren Teilnahme am Kursus ausge¬
schlossenwerden.

8 L.
Die Kleiderausstattung hat die Schülerin

auf ihre Kosten zu beschaffen und zu unter¬
hatten.

Bei der Aufnahme sind außer den son¬
stigen Kleidungsstücken wenigstens 6 weihe Hem¬
den, 3 Waschkleider, 6 weiße Schürzen oder
Kittel, 1 bunte Schürze, 1 Paar weiche Schuhe,
sowie weißer waschbarer Stoff für Kopftücher
mitzubringen.

s 9.
Die Schülerinnen haben sich bei Vermei¬

dung sofortiger Entlassung den für sie bestehen¬
den Anordnungen zu fügen.
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Alte Fassung: Neue Fassung:
8 13. § 10.

Im Zalle vorzeitiger Entlassungeiner Im Falle vorzeitiger Entlassung steht die
Schülerin steht die Entscheidungüber Eistat» Entscheidung über Erstattungeines Teiles der
tung eines Teiles der Pflege- und Unter- Pflege- und Unterrichtslosten dem Landes-
richtskostendem Landeshauptmannzu. hauptmann zu.

8 14.
Nach Beendigung des Kursus kann Schüle¬

rinnen, insbesondere solchen, welche bei der
Entlassungsvrüfung eine mangelhafte Ausbil¬
dung gezeigt haben, seitens des Direktors der
Anstalt mit Zustimmungdes Landeshaupt¬
manns Gelegenheitgegeben weiden, ihre Aus¬
bildung in einem drei- bis viermonatigenNach-
kursus zu ergänzen. Die Kosten für diesen Nach-
lursus können den Schülerinnenganz oder teil¬
weise erlassen werden.

s 15.
Die Wieoerholungskurse dauern in der

Negel vier Wochen. Die Kosten für Verpfle¬
gung und Unterricht betragen täglich 2 Mark.
In dringenden Fällen kann für die Teilnahme
an einem solchen Kursus der Hebamme Unter¬
stützung bewilligt werden. _______

Anlage 14.

VmW un!> Antrag <°.»«!«««". «>
des Provinzialausschusses,

betreffend
die Verbesserung der maschinentechnischen,insbesondere der wärmewirtschaftlichen

Anlagen in den Provinzialanstalten.

Der 63 Provinziallandtaghat zur Durchführung von Vorarbeitenfür die Verbesserung
der maschinentechnM? der wärmewirtschaftlichenAnlagen m den ProvmzmIllN.
stalten eine"W Mark bereitgestellt und gle chgeitig genehmigt, daß el^Ine
dieser Arbetten de?en Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeitsich ohne weNeres ergibt, sofort

'" ""Ter°^^ der westdeutschen ^vereine ?!«^äR ilnt?rlu«unaen jetzt in den Provinzial-Hei - und Pflegeanstalten Andernach,
V Tur^ Düren. in'der Arbeitsanstalt Vrauweiler und in der
HebammN es stehen noch aus die gelchen Prüfungen m den
^eil .«5 N^ und Iohannistal und m den Fursoigeerzlehungs-
?L ,. "^.V^aBa^ ^ ^ .^ - Anstalten fehlen würmewirt-
sH -^ V «"h""' ?^°.'? .7n. oder w ^ so einfacherArt. daß brennstoffsparendeMaß-
nV'do?^ In^F a"e o^me^konÜen^' Ein^e Un/Hchung der fraglichen Anlagen in Galt-

'^ » ?r sorg¬

en ^-^^ loroohl H,den ^n^erbr^ch^
säm'm°/°^."^^m D^ Heizung. Kochtüche. Waschküche
ul« ?7 ^""° ^D^ck diese K^ s°N erreicht werden, unwirtschaftliche Betriebsweisen

derselben ist schon geliefert bzw. in Auftrag gegeben.
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Bei den weiteren Vorschlügenfür wiirmewirtschaftliche Verbesserungenist zu unterscheiden
zwischen solchen, die ohne namhafte Aenderungen der vorhandenen Anlagen ausgeführt weiden
könnenund solchen, die eine grundlegendeUmgestaltung der Vetiiebseinrichtungen zur Voraus¬
setzung haben.

Die in der nachstehenden Aufstellung eingesetztenZahlen können mit Rücksicht auf die
schwankenden Wertverhältnisse unseres Neides und die Schwierigkeit derartige Ausführungen
einigermaßengenau vorher zu berechnen, nur als Anniiherungsziffernaufgefaßt weiden; sie geben
etwa die Beschaffungspreisewieder, welche dem Stande der Löhne und Materialpreise vom
31. März 1923 entsprechen.
4. Arbeiten, die ohne namhafte Aenderungender Vetriebsanlagen auszuführen sind:

1. Heil« und Pflegen« st alt Andern« ch.
Einrichtung von Ilnterwindfeuerungenfür die beiden großen Kessel in Verbindung mit
mechanischen Wurffeuerungen; durch diese Anlagen, welche schon geliefert sind, wird eine
wesentliche günstigere Verbrennung und Ausnutzung der sehr verschiedenartigenBrenn-
stoffsorten erzielt und gleichzeitig erreicht, daß bei stärkster Dampfbeanspruchungmit zwei
Kesseln, in den Uebergangszeiten mit einem Kessel auszukommenist . 4 000 000 Mark

2. Heil» und PflegeanstaltVedburg-Hau.
Einbau einer Würmefang- (Ekonomiser-)Anlage behufs Ausnutzung
der relativ hohen Rauchgastemperaturen, die jetzt ungenutzt in den
Schornstein gehen, zur Warmwasserbereitung ....... 40 000 000 Mark

3. Heil- und Pflegeanstalt Düren.
2) Verbesserung der Zugverhältnisse durch Neubau eines Schorn¬

steins, wodurcherreicht werden soll, daß in Zukunft zwei statt
drei Kessel den erforderlichenDampf bei stärkster Beanspruchung
liefern können; ein Heizer kann dadurch gespart weiden . . . 100 000 000 Mark

b) Einbau einer Wärmefanganlage wie bei Vedburg ..... 80 000 000 Mark
c) Herstellung eines Anschlußgleises...........100000000 Mark
6) Beschaffungeines Elektromotors an Stelle der stark abgenutzten

und unwirtschaftlicharbeitenden alten Dampfmaschine . . . 10 000 000 Mark
e) Einbau von Verteilungsventilen in dem Heizrohrnetz, um die Ge¬

bäude, in denen kein Dampf gebraucht wird, besser absperren zu
können und dadurch die Rohrleitungsverluste herab zu mindern 10 000 000 Mail

l) Ausbesserungenan der Kesselanlageund dem Heizrohrsystem . 15 000 000 Mari
4. Blindenanstalt Düren.

a) Erhöhung des Schornsteins ............. 30000000 Mark
b) Einbau eines Wärmefanges ............. 500000L0 Mark
c) Verwertung des Speisepumpenabdampfes zur Spei>ewasservor°

wärmung ................. 10 000000 Mark
6) Verbesserungenan der Kesselanlage .......... 10 000000 Mark

5. Arbeitsan st ültViauw eiler.
») Beseitigung der mit starken Leerlaufverlusten arbeitenden Trans¬

mission zur Mühle und Wäscherei und Aufstellung besonderer
Motore in den beiden Betrieben (die Motore sind vorhanden) 6 000 000 Mark

b Erneuerung der Kesseleinmauerung.Ausbesserungenan dem Rohr-
system, deren Isolierung usw ............. 80 000 000 Mari

6. Hebllmmenlehranstalt Köln.
Einbau einer Abdampfverwertungsanlage zur Vorwärmung des
Kesselspeisewassers und zur Warmwasserbereitung für die Kranken-

-7 3,^"«..................... 95000000 Mllll
7. Beschaffung von Kontrollapparaten für alle größeren Anstalten,

Kosten der Vetiiebsuntersuchungenunk insgemein ..... 110000000 Mark
»«--«. «.» «^ zusammen: 730000000 Mark
«. Größere Ausführungen, welche eine namhafte Umstellung der Vetriebseinrichtungvoraussetzen -

1. Hell- und Pflegeanstalt Düren.
Anlage emes eigenen Eleltrizitätswerkesmit sorgfältiger Ausnutzung
des Abdampfes ................" " 250 000 00 0 Mark

Uebertrag: 250 000 000 Mark
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Uebertrag: 250 000 000 Mark
2. Arbeit sankst alt Vrau weile r.

Aufgabe der Gasanstalt, Ausbau der vorhandenen Maschinenanlage
zur Deckung des gesamten Kraftbedarfes der Anstalt mittels elek¬
trischer Energie, Anschluß an das R.W.E, zur Lichtuersorgung der
Anstalt und Durchführung der elektrischen Lichtinstallation in allen
Anstlllisgebiiuden................. 400 000 000 Mark

insgesamt: 650 000 000 Mark
Die nachstehenden Angaben über die Wirtschaftlichkeit der einzelnen Aufwendungen be¬

ruhen, soweit Zahlen genannt sind, auf dem Ende März 1923 gültigen Kohlenpreise (150 000
Mail je Tonne).

Iu ^ 1 Die Wirtschaftlichkeit der Unter windfeuerungen in Verbindung mit mechanischen
Feuerungsanlagen in Andernach ergibt sich schon daraus, daß bei Nichtuorhandensein dieser An¬
lagen es auf die Dauer nicht mehr möglich >>in würde, mit zwei Heizern auszukommen, außer¬
dem wird durch die Unterwindfeuerung eine gleichmäßigere, den Wärmegehalt der Brennstoffe
besser ausnutzende Verbrennung erzielt, welche einer Ersparnis von mindestens 7 Prozent gleich¬
kommt. Die Anlage ist ausgeführt. «^ -

^u ^ 2. Bei einem gut angelegten Wärmefang Monomiser) rechnet man im allge¬
meinen mit einer Brennstoffersparnis von 10 bis 11 Prozent. In Bedburg-Hau können durch
eine solche Anlage täglich 8400000 Wärmeeinheiten gewonnen werden, was einer Kohlenmenge
von 1200 w entspricht oder bei Annahme von nur 300 Vetriebstagen einer Ersparnis von
360 Tonnen gleich 54 000 000 Mari. Die Verhältnisse für eine solche Einrichtung liegen m
Vedburg besonders günstig, weil der Kesselzug infolge einer Schornsteinhohe von 75 m sehr
gut ist und relativ geringe Kosten für den Einbau des Wärmefanges und der Rohrleitungs¬
verbindung mit dem Kesselhaus entstehen. Der Wärmefang geht semer Vollendung entgegen,

^u ^ 3 2 und b. Die Iugverhältnisse der Kesselanlage der Heil- und Pflegeanstalt Duren
sind infolge zu geringer Höhe des 40 Jahre alten Schornsteins und mangelhafter Fuhrung des Fuch-
es recht ungünstig. Bei Verbesserung derselben durch Neubau eines Schornsteins wlrd ef möglich

sein, mit nur zwei Kesseln den notwendigen Damp für Heizung. Koch- und WaMuche usw.
bei steter Beanspruchung zu erzeugen. Die Wärmewirtschaftsstelle rechnet damit, daß dadurch
die 'Et«h um;s7 Leitungs-' und Anheizverluste auf etwa zwei Drittel der U^n .^
mindert und ein Heizer erspart werden kann. Durch die Verbesserung der Iugverhaltmsse
würde gleuchzettq di/ Möglichkeit geschaffen, eine Wärmefanganlage emzubauen wodurch nach
Berechnung der Wärmewirtschaftsstelle in den ieben Wintermonaten e 26 ^
fünf Sommermonaten je 18 Tonnen Kohlen gespart werden onnen gleich 272 Tonnen «chnet
man der Sicherheit halber nur mit 200 Tonnen, so ergibt dies F°"
30 Millionen Mark ohne diejenige, die aus dem Betriebe nur mit we Kesseln «nd d Ver^
Minderung des Heizpersonals erzielt wird und die Mindestens auf weitere 12 bis 15 Millionen
zu schätzen ist. ^. .,, „ >. n, ^ ^ ,-

c> Die Verhältnisse für die Herstellung eines eigenen Bahnanschlusses der Anstalt liegen
nicht unaünst a insofe n als die Strecke Düren^Iülich nur wenige 100 Meter an dem Anftalts-

namhafte Steigerungen nicht zu überwinden smd. Al erdings muß em
fremd^ Mr..nd ck m d ein öffentlicher Weg gequert werden, o daß die Gelandefrage wahr-
chewl^ einem Jahresverbrauch von 2600 Tonnen

Vn f!^ andere Massengüter, welche mittels des GwsanMusies M
An tnl! b.f^dlrt morden können und deren Transport zu der auf emer Anhöhe liegenden
An a ,u«e t rech N verursacht. Es ist daher mit ziemlicher Bestimmtheit anzu-
nehmen d?K durä» einen solchen Anschluß namhafte Ersparnisse zu erzielen sind. Genauere
neymen, daß durch "neu ,om en ".^ i u . , anstellen, wenn alle Vorfragen geklärt

« n^ ^>«H' ws'N°,»N., m Zuft,mm.n«i°tt°n m!. d°I «t.!z!»°.«wnl d« L!»d!

müßte; die jährliche Ersparnis wurde selbst dann noch ^ ms .1 Simonen ^n« ^ ^>-
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e) und l). Zahlenmäßige Angaben über die Wirkung dieser Maßnahmen können nur
insoweit gemacht werden, als nach überschläglicher Berechnung der Wärmewirtschaftsstelle bei ein¬
wandfreier Anlage der Kondensleitungen, die besonders verbesserungsbedürftig sind, eine jährliche
Ersparnis von 8 bis 9 Millionen Mark erzielt werden kann, wozu noch die allgemeinen Vor¬
teile für den Kesselbetrieb kommen, die sich aus einer ausgiebigen Speisung der Kessel mit tton-
denswasser ergeben.

Zu ^ 4a und b. Auch in der Blindenanstalt Düren leidet die Wirtschaftlichkeit des Betriebes
der Kesselanlage unter ungünstigen Zugverhältnissen. Diese können hier durch eine Erhöhung des
Schornsteins verbessert werden. Aehnlich wie bei der Heil- und Pflegeanstalt Düren kann, nach
Durchführung dieser Maßnahmen, der Betrieb im allgemeinen mit nur einem Kessel erfolgen;
desgleichen ist dann der Einbau eines Wärmefanges möglich, durch den nach Berechnung der
Wärmewirtschaftsstelle eine jährliche Ersparnis von mindestens 15 Millionen Mark erzielt
werden kann.

c) und ci) Zahlenmäßige Angaben können auch hier nur insofern gemacht werden als
nach Berechnung der Wärmewirtschaftsstelle der Abdampf der Speisepumpe genügt, um das
gesamte erforderliche Kesselspeisewasserum 25 Grad vorzuwärmen, was einer jährlichen Erspar«
ms von 4 Millionen Mark gleichkommt.

Zu 4 4.
a) Da die Stromerzeugung in eigenem Betriebe der Anstalt Brauweiler nach Durchführung

der unter 8 2 dargelegten umfangreichen Vetriebsumstellung verhältnismäßig billig wird,
so empfiehlt sich, besondere Motore in der Mühle und Wäscherei aufzustellen, die nur nach
Bedarf angestellt zu weiden brauchen; erhebliche Ersparnisse können dadurch erzielt werden,
zumal die Motore vorhanden sind.

b) Ein Verdampfungsversuch hat ergeben, daß die Verdampfung in den Kesseln relativ sehr
schlecht ist, desgleichen die Feuerhaltung; der Grund ist darin zu erblicken,daß die mehrere
Jahrzehnte alte Kesseleinmauerung undicht geworden ist, so daß viel kalte Fremdluft
eindringen kann, die den Wirkungsgrad der Kessel ungünstig beeinflußt. Eine Verbesse¬
rung kann nur durch vollständige Erneuerung der Kesseleinmauerung erzielt werden. In
Verbindung damit sind umfangreiche Ausbesserungen an den Rohrleitungen und deren
Isolierungen auszuführen: allein die durch bessere Isolierung zu erzielenden Ersparnisse wer'
den von der Wärmewirtschaftsstelle auf 50 Tonnen Kohlen gleich 7 500 000 Mark an¬
gegeben.
Zu ^ 6. Nach Berechnung der Wärmewirtschaftsstelle kann durch Einbau einer Ab-

dampfverwertungsanlage in der Hebammenlehr anstatt Köln mittelst des Abdampfes der beiden
Dampfmaschinen und der Dampfpumpe das gesamte Kesselspeisewasser auf 100 Grad vorge¬
wärmt und außerdem ein erheblicher Teil des 'Warmwassers für sonstige Betriebe der Anstalt
eneuot werden. Dies bedeutet eine jährliche Kohlenersparnis von rund 180 Tonnen gleich
27 000 000 Mark. Die Ausführung der Anlage ist eingeleitet.

Zu ä, 7. Die einzuführende Vetriebslontrolle, welche allerdings ziemlich erhebliche Auf¬
wendungen nötig macht und ein Personal voraussetzt, das dem Zweck der Kontrolle nicht gleich«
llültig oder gar widerwillig gegenübersteht, soll Unregelmäßigkeiten des Betriebes, Fehler in der
Dampferzeugung und dessen Verbrauch, übermäßig starken Wasserverbrauch, die Höhe des
Schornsteinverlustes usw. sofort erkennen lassen, um jederzeit Abhilfe schaffen zu können; z. V.
werden unsachqemäße Bedienungsweisen der Kochkessel., die jetzt durch Kochen mit offenen Kon-
dens- und Lüftunqshiihnen oft starke Dampfverluste verursachen, zu starker Dampfverbrauch in
der Waschkücheusw. durch die graphischen Aufzeichnungen der Kontrollapparate in die Erschei¬
nung treten. Die Wärmewirtschaftsstelle berechnet die Icchresersvarnis, we'lche in der KockMche
einer Anstalt durch sachgemäßere Bedienung erzielt weiden können auf 20 Millionen Mail, die
fenige, welche durch sparsamere Wirtschaft in Waschküche namentlich durch Einschränkung der
Dampfbeschickung des Trockenschranles zu erreichen ist, auf 5 Millionen Mark.

Zu L 1. Die Heil- und Pflegeanstalt Düren hat zurzeit noch Gasbeleuchtung, die aber
bei einem Alter der Leitungen von mehr als 40 Jahren und sehr schlechten Druckverhältnissen
höchst mangelhaft ist und zeitweise schon zu einer Gefährdung der Anstaltsinsassen durch gelegent¬
liches vollständiges Versagen des Gaszustromes geführt hat. Seit zwei Jahren wird deshalb daran
gearbeitet, im Innern der Gebäude die Installationen für elektrische Beleuchtung durchzuführen:
in einer Reihe von Verwaltungs- und Krankengebäuden ist dies geschehen: diese Gebäude sind
an das städtische Elektchitätswert angeschlossen.
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Die Märmewirtschaftsstelle schlägt nun vor, im Anschluß an diese Aenderung der Veleuch-
tungsait die vorhandene DampferzeuaungiVnlage der Anstalt zu einem Kraftheizwerl auszu-
bauen, d. h. eine Maschinenanlage zur eigenen Erzeugung von elektrischer Energie aufzustellen und
mit deren Abdampf die verjchiedenen Dampf verbrauchenden Betriebe der Heilstätte zu ver¬
sorgen. Diese Dampfmenge ist so groß, daß damit eine Maschinenleistung erzielt weiden kann,
die' weit über den Verbrauch an elektrischer Energie in der Heil- und Pflegeanstalt und der
benachbarten Blindenanstalt hinausgeht; es könnten noch 375 000 KW. St. jährlich an die Stadt
verlauft werden. Dies würde bei Annahme eines mätzigen Preises einen jährlichen Erlös von
60 bis 70 Millionen Mail ausmachen; 1>azu kommt die Ersparnis die in der Verbilligung
des selbsterzeugten Stromes liegt und welche mit mindestens 20 Millionen Mark (alles auf
Märzpreise bezogen) anzusetzen ist.

Eine Akkumulatorenbatterie würde nicht beschafft werden, sondern der während der Nacht¬
stunden erforderliche Lichtstrom mutzte vom städtischer. Werk bezogen weiden.

Die Durchführbarkeit des Vorschlages hängt also davon ab. ob ein Abkommen mit der
Stadt im Sinne der vorstehenden Ausführungen getroffen werden kann, ähnlich wie es bei der
Anstalt Vedburg-Hau vor 8 Jahren mit dem Rheinisch-Westfälischen Eleltrizitätswerk zustande
gekommen ist. '

^u 8 2 Die Arbeitsanstalt Brauweiler hat zurzeit eine eigene Gasanstalt und ein kleines
Eleltrizitätswerk. Die Gaserzeugung im eigenen Betriebe stellt sich infolge der stark verMeten
Anlagen relativ sehr hoch (127 Mail je cbm aegenüber einem Gaspre,s von 119 Mark zur
Reichen ^eit in Düsseldorf). Der Umstand, datz das Gaswerk m der nächsten Zelt sehr erheb¬
liche Aufwendunaen zur Instandsetzung und teilweisen Erneuerung notwendig machen wurde datz
anderseits die Maschinenanlage des Cleltrizitätswerls durchschnittlich nur zu zwei Drittel der__.....'.........^..,/... <->.:«..«^^»,^»4 ;n r»«5 >>«« ss^dnnfpi, nnbp das Gaswerk Nlli» still ZU

Ausnutzung des Abdampfes nutzer dem erforderlichen maximalen ^al^eoari oel ^ ^l nuc.)
einen Uebelschutz an das unweit der Anstalt befindliche Leitungsnetz des Rhemisch-West-
fälischen Elektrizitätswerks bei Lage abgeben rann und dafür den für "e Lichwe^
forderlichen Strom vom R.W.E, zu beziehen, wöbe, die Vorteile, welche das Abkommen zwnchen
der Anstalt Vedburq-Hau und dem N.W.E. bzw. der Preisstellunn bietet für die Anstalt zur
Geltung kommen würden. Die in kurzer Zeit erneuerungsbedürftige Akkumulatorenbatterie
könnte dann ganz fortfallen. .< . ^ »e.4 c>. -,

?^ Nnlt-n dieser Umstellunq sind allerdings mcht gering, we,l m dem grotzten Teil
der umwnarMen Gebaut Installationen für elektrische Beleuchtung durchgeführt
werde7m7sen? auch ^ zu den eigenen Betriebskosten des Elektrizitätswerles. welche gegen¬
über den Hute aufzuwendenden Kosten kaum grötzer werden, die nach den Marzpreisen mit etwa
60 Millionen Mari zu berechnenden Iahreslosten für den Bezug elektn,cher Energie vom R.W.E.

Diesen Aufwendungen stehen aber auch sehr erhebliche einmalige und dauernde Einnah¬
men l»w Ersvarnisse gegenüber, nämlich:

' 1. Der Erlös aus den zu verkaufenden Teilen der Gasanstalt. Akkumulatorenbatterie Zusatz-
dnnamo usw. nach den Märzpreisen Mindestens - - - - - 60 000 000 Mark

2 Die Ersvarnis welche daraus erzielt wird, datz von der Erneuerung
3r ANum^tm und der Instandsetzung der Gasanstalt ab-
aeleben werden kann, mindestens........../«' -^ ' ^uuuuuo

.Jährliche Ersparnis der Bedienungskosten für die Gasanstalt nach ^^^

4. DchMche^ der Kohlenkosten für die Gasanstalt nach März-...... 65 000 000 ,.

Di? Einnahme aus der Abgabe von rund 110 000 KW. St. elektrischer
stellt^ I .Pftr me Eneraie' welche im eigenen Betriebe für Kraftzwecke erzeugt wiH stel t

sZae 'der vmaese^ Nbdampfverwertung nach Märzpreisen auf etwa 150 Mark ,e

5. Die Einnahme aus der Ävgaoe von lu..„ ^^ ^<. .> -. ^^ ^^.,^«
Energie an das N.W.E, in Höhe von rund ........15000000 ..
Die elektrische Energie. ""'^ '" ^""«"" ^"

sich infolge der vorgesehenen ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^
^' ^,'.Ä°d!?vm2^ ist für die in der Nähe des Braun-

die Frage geprüft worden, ob die Umstellung der Feue-
lung^ dieser Anstalten auf Braunkohle nennenswerte Vorteile bringen wurde. Diese

6
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Frage muh verneint weiden, und zwar deshalb weil die fraglichen Anstalten (Düren, Brau»
weiter, Bonn und Köln) keinen Gleisanschluß haben und ein solcher sich mit Ausnahme der
Anstalt Düren nach Lage der Verhältnisse auch nicht herstellen läßt. Alle Ersparnisse, welche
der geringere Veschaffungspreis der Braunkohle mit sich bringen würbe, werden durch die Trans¬
portkosten der größeren Vrciunkohlenmengen gegenüber dem Steinkohlenbedarf vom Bahnhof
zu der Anstalt und von den Lagerplätzen zum Kesselhaus vollständig aufgezehrt. Solche .Lager¬
plätze können bei der engen Bauart der alten Anstalten nur in erheblichem Abstand von der
Kesselhäusern angelegt werden und verlangen die Herstellung sehr ausgedehnter Ueberdachun-
gen, deren Kosten ganz bedeutend sind. Auck wird die Frage der Wirtschaftlichkeit einer solchen
Feuerungsart sehr wesentlich durch die Aufwendungen für die Beseitigung der großen Flug-
aschenmengen, welche bei der Viaunkohlenfeuerung abfallen, beeinflußt.

Endlich bringt die Verfeuerung von Braunkohle für die Anstaltsbetriebe noch sehr erheb¬
liche Mißstände mit sich (starke Staubentwicklung bei der Lagerung und Beförderung der Kohlen,,
erhebliche Inanspruchnahme der arbeitsfähigen Kranken zum Abladen der großen Vrennstoff-
mengen, desgleichen der Anstaltsfuhrwerle zur Beseitigung der Flugasche, die wegen ihrer unan¬
genehmen Eigenschaften auf weite Entfernungen hin abgefahren werden muß und dergl.).

Zur Einführung von Braunkohlenfeuerung kann daher in keinem Falle geraten weiden.
Der Gesamtbetrag der zur Durchführung vorgenannter Verbesserungsmaßnahmen erfor¬

derlichen Mittel beläuft sich nach den Miirzpreisen auf 1400 000 000 Mail. Bei Würdigung
dieser Summe sind ins Auge zu fassen die Iahresausgaben, die die Anstalten, deren Heizungs-
einrichtungen verbessert weiden sollen, für die Heizung zu machen haben. Nach den Zahlen
von Anfang April werden diese Ausgaben bei den heutigen Heizungseinrichtungen insgesamt etwa
3 Milliarden betragen unter der Annahme normaler Liefer- und Anfuhrverhältnisse. Wenn
durch die vorgeschlagenen Verbesserungen auch nur 10 Prozent der aufzuwendenden Heizstoffe
erspart werden, so ergibt dies eine jährliche Ersparnis von 300 Millionen Mark.

Unter diesen Umständen empfiehlt der Provinzialausschuß die auf den ersten Blick außer¬
gewöhnlich hoch erscheinenden Mittel aufzuwenden, um die Verbesserungen durchzuführen. Die
Aufwendungen, welche zum Teil erst im Haushaltsjahr 1924/25 zu machen sein werden, da der
Umfang einzelner Arbeiten die Erledigung bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres nicht
möglich macht, werden in kurzer Frist zu decken sein, durch die zu erwartenden Ersparnisse der
Anstalten an Heizstoffen und zu dem Zwecke wird, auf 5 Jahre verteilt, unter dem Titel Hei¬
zung bei den verschiedenen Anstalten der entsprechende Anteil der Beschaffungskosten der Ver¬
besserungen zuzüglich der Zinsen einzustellen sein.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher zu beantragen, folgenden Beschluß zu fassen:
„Der Provinziallandtag nimmt Kenntnis von den bisherigen Vorarbeiten für die Ver¬

besserung von maschinentechnischen,insbesondere märmewirtschaftlichen Anlagen in den Provinzial-
anstalten. Er genehmigt die in der Vorlage des Provinzialausschusses aufgeführten Arbeiten
und beschließt, die hierdurch entstehenden Kosten im Betrage von etwa 1400 000 000 Mark
in der Weise zu decken, daß der Betrag zunächst vorschußweise bei der Landesbank entnommen
wird und daß der Vorschuß nebst Verzinsung aus dem Haushaltsplan der betreffenden An¬
stalten „Titel Heizung" in spätestens 5 Jahren getilgt wird.

Der Provinziallandtag genehmigt ferner, daß die Untersuchung auch auf die bis jetzt noch
nicht untersuchten Anstalten mit wärmetechnischen Anlagen ausgedehnt wird, daß auch dort die
.zweckmäßig erscheinendenVerbesserungen schon in Angriff genommen und die Kosten in der gleichen
Welse w,e vor angegeben gedeckt werden. Dem Provinziallandtag ist demnächst weiter Bericht
in der Angelegenheit zu erstatten."

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer. Dr. Horion.

V°^°nd«. Landeshauptmann.
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Anlage 15.

VMM unh Antrag (Drucksachen Nr. 14.)
des Provinzialausschusses, "

betreffend

Ankauf des Gutshofes der ehemaligen Irrenanstalt St. Thomas in Andernach
und Ausbau desselben.

Die Stadt Andernach hat im Jahre 1920 die sämtlichen Gebäude und Ländereien der
eyemaligen Irrenanstalt St. Thomas, welche nach dem Kriege aufgelöst wurde, käuflich er¬
worben. Für die Provinzialverwaltung war von dieser 'Anlage der Gutshof von großer Bedeu¬
tung, weil die landwirtschaftlichen Gebäude der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt schon seit
langem nicht mehr ausreichen und außerdem die Verlegung des gesamten landwirtschaftlichen Be¬
triebes aus der Anstalt heraus deshalb sich als dringend notwendig erwies, weil der Stallgeruch
und die Fliegenplage die bettlägerigen Kranken in den in unmittelbarer Nähe der Etallun-
gen gelegenen Krantenbauten sehr belästigen. ' l j ' ^ U Hl'M «^!H '«M^

Der Gutshof der Anstalt St. Thomas liegt sehr günstig zum Gelände der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt Andernach (nur durch die sogen. Aktienstraße von demselben getrennt)
und besteht aus einem langgestreckten Großviehstall, einem Echweinezuchtstall, einer großen
Scheune, sowie mehreren Schuppen und sonstigen Nebengebäuden. Bis auf den Schweinezucht¬
stall sind die Gebäude sämtlich zweckmäßig angelegt und gut eingerichtet. Nach langwierigen
Verhandlungen und sorgfältiger Begutachtung durch die sachverständigen Mitglieder des Provin¬
zialausschusses ist im vorigen "Jahre eine Einigung mit der Stadt Andernach über den Ankauf
des Gutshofs auf folgender Grundlage zustande gekommen:

1. Die Provinzialverwaltung bezahlt für den Eutshof einschließlicheiner reichlich bemessenen
Eeländefläche um den GebäudekompleX eine Summe von 1 500 000 Mark: in diesem Preis
sind die maschinellen Einrichtungen des Hofes (Futterschneidemaschinen, Motoren usw.) ein¬
begriffen.

2. eine unmittelbar an den Gutshof anschließende Geländefläche von 150 Quadratruten
Größe mit 35 Meter Front an der Aktienstraße muß mit einem Preise von 1000 Mark
je Rute besonders bezahlt werden. '

3. Der Gutsverwalter ist von der Provinzialverwaltung mit seinem bisherigen Stellenein¬
kommen und unter Wahrung seiner Ruhegehaltsansprüche zu übernehmen.

4. Die Stadt verpachtet der Provinzialverwaltung auf die Dauer von 12 Jahren alle
bisher von der Gutsverwaltung St. Thomas beackerten Eigen- und Anvachtflächen zum
Pllchtpreise von 1'/, Zentner Roggen je Morgen.

5. Die Provinzialverwaltung verpflichtet sich, der Stadt Andernach für die Dauer der Pach¬
tung der Eigenländereien der Anstalt St. Thomas täglich 120 Liter Milch zum ortsüb¬
lichen Preise'zu liefern.
Zu diesen Bedingungen ist folgendes zu bemerken:
Zu 1 und 2. Die geforderten Preise sowohl für den Ankauf der Hofanlage als auch des an

diesen anstoßenden Geländes müssen als durchaus anaemessen bezeichnet werden; das letztere ist in
vollem Umfange Baugelände, da die Stadt beabsichtigt, demnächst an der Längsseite desselben,
senkrechtzur Aktienstraße, einen neuen anbaufähioen Weg anzulegen. Für den weiteren Ausbau
und eine' sachgemäße Bewirtschaftung des Gutshofes ist diese Fläche von großem Wert.

Zu 3. Der Gutsverwalter ist ein guter Landwirt, der seinen Betrieb bisher musterhaft
verwaltet hat; mit Rücksicht auf die erhebliche Steigerung des Umfanges sowohl der Viehwirt-
schaft als auch' der zu beackernden Ländereien ist der Gewinn einer weiteren tüchtigen Arbeits¬
kraft für den landwirtschaftlichen Betrieb der Anstalt ein Erfordernis.

Zu 4 Die Vermehrung des bisher nicht allzu umfangreichen Besitzes der Heil- und
Pflegeanstalt Andernach an Ackerfläche um rund 76 Morgen Pachtgelände ist für die Sicher¬
stellung der Ernährung der Kranken und die Verminderung der dafür aufzuwendenden Kosten
von großer Bedeutung und entspricht der vom Provinziallandtag mehrfach ausgesprochenen For¬
derung, mehr Ländereien anzukaufen oder anzupachten, um eine bessere Belieferung der An¬
stalten mit Lebensmitteln zu ermöglichen.
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Zu 5. Die Lieferung der Milch ist ohne Schwierigkeiten durchzuführen.
Der Prouinzialausjchuß hat daher, weil eine Entscheidung in der Angelegenheit nicht

aufzuschieben war, den Landeshauptmann ermächtigt, auf der vorstehend angedeuteten Grund¬
lage mit der Stadt Andernach einen Vertrag abzuschließen, und gleichzeitig mit Rücksicht auf
die dauernd steigende Geldentwertung mit dem Um- und Ausbau der Gutsanlagen sofort zu
beginnen.

Den inzwischen in Angriff genommenen baulichen Ergänzungen der Gutsanlagen liegt
folgendes Programm zugrunde:

1. Der vorhandene Kuhstall wird durch Zuziehung und entsprechenden Ausbau anstoßender
Räume zur Aufstellung von weiteren 14 Kühen hergerichtet, so daß insgesamt 36 Tiere
untergebracht werden können; in Verbindung damit werden die erforderlichen Futter-
tennen und Nebenräume angelegt.

2. Der vorhandene Pferdestall wird unter Hinzuziehung eines bisher im Großviehstall unter¬
gebrachten, aber wenig geeigneten Tchweinestalles erweitert, so daß später 12 Pferde¬
stände, ein Lllufstall sowie die notwendigen Nebenräume vorhanden sind.

3. In dem Hauptstallgebäude weiden feiner Unterkunftsräume für eine kleine Krantenabtei-
lung hergerichtet, welche dauernd für die Arbeiten in der Viehwirtschaft verfügbar sein
muß, desgleichen eine Wohnung für einen verheirateten Knecht.

4. Der bisherige Schweinezuchtstall wird zu Wohnungen für den Gutsverwalter und einen
verheirateten Knecht ausgebaut.

5. Die vorhandene offene Dungstätte, welche ungünstig gelegen und wenig zweckmäßig ange¬
legt ist, wird aufgegeben und dafür in günstiger Verbindung mit den Hauptställen eine
neue überdachte Dungstätte errichtet.

6. Ein Schweinestall für etwa 150 Zucht- und Mastschweine mit Futterküche, Wohnung
des Schweinewärters und Auslauf wird neu gebaut. Für die Haltung weiterer Mast- und
Läufelschweine soll die Dungstätte entsprechend hergerichtet weiden.
Obwohl die Baustoffe frühzeitig zu wesentlich geringeren Preisen, als zurzeit bezahlt werden

müssen, beschafft worden sind, und obwohl die in den Gutsgebäuden vorhandenen Stalleinrich¬
tungen, namentlich für den neuen Schweinestall nach Möglichkeit sämtlich verwandt werden sollen,
werden sich die Kosten, soweit sich.das unter heutigen Verhältnissen auch nur schätzungsweise mit
einiger Bestimmtheit sagen läßt, die Summe von mindestens 80 Millionen Mark erreichen; ein
entsprechender Betrag ist in den Haushaltsplan über die aus Anleihemitteln zu bestreitenden
außerordentlichen Bauausführungen eingesetzt.

Es ist anzunehmen, daß nach Durchführung dieser baulichen Maßnahmen die Betriebs-
oerhllltnisse des Gutshofes sehr günstig und damit auch die Wirtschaftlichkeit der Anlagen gut
sein wird.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher zu beantragen:
„Der Provinziallcmdtag wolle dem Ankauf des Gutshofes St. Thomas und des etwa

1 Morgen großen an denselben anstoßenden Baugrundstückes nachträglich zustimmen, sowie den
Ausbau und die Erweiterung der Anlage entsprechend dem in der Vorlage dargelegten Bau-
programm genehmigen."

Düsseldorf, den 6. März 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, Dr. Horion,
Vorsitzender, ___________________ Landeshauptmann.

VmUt und Antrag (^aU-^)
des Prouinzialausschusses,

betreffend
Aufhebung der durch die Dotationsgesetzgebung dem Provinzialverband

überwiesenen sogenannten Staatsnebenfonds.

^ «, ^"AH ^ ^ Gesetzes, betreffend die Ausführung der tz§ 5 und 6 des Gesetzes vom
30. Apnl 1873 wegen der Dotation der Provinzial- usw. Verbände, vom 8. Juli 1875 sind

^
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dem Provinzialverband der Rheinprouinz die nachstehend aufgeführten sogenannten Staatsneben-
fonds des Ministeriums des Innern zur Verwaltung und Verwendung mit allen bisher der
Etaatsregierung zustehenden Rechten und Pflichten überwiesen worden:

1. der Ehrenbreitsteiner Armenfonds im Regierungsbezirk Koblenz im Betrage von 15 150
Talern, jetzt .....................46900 Mart

2. der Polizeistrafgelderfonds zur Unterstützung verlassener Finoel- und ver¬
waister Kinder usw. für den rechtsrheinischen Teil des Regierungsbezirks
Koblenz im Betrage von 6000 Talern, jetzt........ 70700

3. für den linksrheinischen Teil des Regierungsbezirks Koblenz im Betrage
von 4500 Talern jetzt.................. 122 200

4. für den rheinisch-rechtlichen Teil des Regierungsbezirks Düsseldorf im
Betrage von 4800 Talern (angelegt), 2612' Talern 29 Silbergroschen
bar, jetzt......................46400 „

5. für den landiechtlichen Teil des Regierungsbezirks Düsseldorf im Betrag«
von 21 916 Talern (angelegt), 209? Talern 15 Silbergroschen 7 Pfennig
bar, jetzt.....................85800 ,.

6. für den Regierungsbezirk Köln im Betrage von 13 190 Talern (in Effek¬
ten), 10 908 Talern 21 Silbergroschen 5 Pfennig bar, jetzt ..... 131 300 „

7. für den Regierungsbezirk Trier im Betrage von 22 400 Talern, jetzt . 138 300 „
6. für den Regierungsbezirk Aachen im Betrage von 16 300 Talern (ange¬

legt), jetzt......................90900 „
Gleichzeitig ist dem Provinzialverband der auf Grund der Kabinettsorder vom 27. Septem¬

ber 1844 gebildete sogenannte Kölner Polizei strafgelder-Nebenfonds im Betrage von heute
9600 Mark zur gemeinsamen Verwaltung mit dem vorgenannten Kölner Hauptfonds überwiesen
und im Jahre 1900 der im Jahre 1817 gegründete sogenannte Nebenfonds für Irrenzwecke zu¬
gunsten bergischer Gemeinden des Regierungsbezirks Köln im Betrage von 3400 Mark (preuß.
Konsuls) und 260 Mark Barguthaben.

Diese Fonds waren bis dahin von den Bezirksregierungen verwaltet wurden. Sie
stammen sämtlich aus dem Anfang des vorigen Jahrhunderts, aus Zeiten, in denen es noch
leine geregelte staatliche Armenfürsorge gab und dienen zu Unterstützungszwecken. Die bedeu¬
tendsten sind die unter 2 bis 8 aufgeführten sogenannten Polizeistrafgelderfonds, die auf gemein¬
schaftlicher rechtlicher Grundlage beruhen; die übrigen sind von ihnen und voneinander unabhängig
entstanden und haben nur untergeordnete (lokale) Bedeutung. Im einzelnen ist über ihre Ent¬
stehung und Zweckbestimmung folgendes zu sagen wobei zunächst die letzteren kurz vorweg ge¬
nommen werden sollen —:

Der Ehrenbreitsteiner Armenfonds geht in seinen Anfängen auf das ehemalige Kurfürsten¬
tum Trier zurück, dessen rechtsrheinische Teile durch Reichsdeputationshauvtschluß 1803 an den
Fürsten von Nassau-Weilburg fielen, aber im Jahre 1816 zwischen Preußen und Nassau geteilt
wurden. Mit dem Gebietsübergang waren auch Kapitalien und Güter, die Armen- und Wohl-
tätigleitsanstalten des Kurfürstentums Trier gehört hatten, übergegangen, die durch Nezeß vom
14./19 Dezember 1816 zwischen Nassau und Preußen aufgeteilt wurden; aus den so auf
Preußen aefallenen Kapitalien wurde der genannte Fonds gebildet, und es wurde durch
Ministerialerlaß vom 12. Februar 1831 bestimmt, daß aus den Zinsen Unterstützungen an
bedürftiae Personen der bisher berechtigten Landesteile — soweit sie nicht durch Abfindung
ausge chieden waren gewährt werden sollten. Heute haben noch Anspruch an den Fonds
eine Reihe von Gemeinden der Kreise Koblenz-Land, Altenkiichen und Neuwied. Der über den
Fonds geführte Haushaltsplan weist einen jährlichen Zinsertrag von 2345 Mark nach, der auf
Antilla der berechtigten Gemeinden in Beträgen von 50 b,s 250 Mark an einzelne Bedürftige
verteilt wurde Während diese Beträge in der Vorkriegszeit in den ländlichen Gemeinden
im Einzelfalle 'wirklicheHilfe brachten, ist heute mit solch kleinen Summen und selbst mit dem
Gesamtbetrag leine Not mehr zu lindern. ^. . . „> .. , -^

Ebenso bedeutungslos sind die beiden Kölner Nebenfonds geworden. Von diesen ist der
Kölner Pol zeistrafen-Nebenfonds durch Kabinettsorder vom 27. September 1844 gebildet, er
stellt den Teil des Erlöses aus dem Verlauf des Pfandhauses zu Koblenz dar. der auf die
Ortschaften des Regierungsbezirks Köln entfiel, die früher zum Rhein- und Moieloepaitement
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gehört hatten und damit Anspruch auf das Pfandhaus besaßen. Er sollte dazu dienen — als
Ergänzung zu dem Polizeistiafgelderfonds (Hauptfonds) des Regierungsbezirks Köln — diesen
Ortschaften weitere Beihilfen für von ihnen verpflegte verlassene Kinder zu gewähren. Mit
Polizeistiafgeldein hat er nichts zu tun. Seine Zinsen im Betrage von 480 Mark jährlich
finden, wie sich aus dem über ihn geführten Haushaltsplan ergibt, für einzelne Gemeinden der
Landkreise Bonn-Land und Rheinbach Verwendung. Die Summe reichte in der Vorkriegs¬
zeit aus, die jährlichen Pflegekosten mehrerer Kinder zu decken, heute ist ein solcher Betrag zu
gering, die Kosten eines Tages auszugleichen.

Der Kölner Nebenfonds für Iiienzwecke zugunsten bergischer Gemeinden des Regierungs¬
bezirks Köln, der, wie sich aus Titel III der Einnahmen des Haushaltsplanes für das Land¬
armenwesen ergibt, 128,55 Mark jährliche Zinsen abwirft, hat heute vollkommen seine Bedeu¬
tung verloren. Die Zinsen weiden seit langen Jahren einer mit Irrenfällen schwer belaste¬
ten Gemeinde - Uckerath im Siegkreis überwiesen; während die Gemeinde damit früher
den jährlichen Aufwand für einen Pflegefall (d. h. ein Drittel der sogenannten Spezialtosten)
decken konnte, kann sie damit heute nicht einmal den Anteil eines Tages decken. Der Fonds
entstand in der Zeit der französischen Herrschaft im bergischen Lande, und zwar ist er aus
angesammelten Tanzlustbaiteitsgeldern entstanden, die zur Bildung eines Fonds für den Bau
einer Depaimental-Irienbewahiungsanstalt dienen sollten. Er wurde, nachdem der Teil der
Gelder, der auf die Zum späteren Regierungsbezirk Düsseldorf gehörenden Gemeinden entfiel,
abgesondert und an den Regierungsbezirk Düsseldorf als Grundstock für die spätere Departe-
mentalanstalt in Düsseldorf verwandt war, von der Regierung in Köln im Jahre 181? gebildet
und im Jahre 1900 durch den Oberpräsidenten auf Anweisung der Minister des Innern und
der Finanzen dem Provinzialverband zur Verwaltung überwiesen.

Was nun endlich die Polizeistiafgelderfonds angeht, so geht auch ihre Entstehung auf
die einstige französische Herrschaft in den Rheinlanden zurück. Hier war durch französisches De¬
kret von 1809 angeordnet, daß die Polizei- und Zuchtpolizeistrafgelder zu zwei Drittel dem
Präfekten zur Unterstützung hilfsbedürftiger Gemeinden und zu einem Drittel den Hospitien zur
Verpflegung verlassener Kinder überwiesen werden sollten. Der Artikel 466 des im Jahre 1810
für die Rheinlands veröffentlichten französischen Strafgesetzbuches sah freilich allgemein eine andere
Regelung bezüglich der Verwendung der Polizeistrafgelder vor; durch die Suspension dieses Ar¬
tikels 466 für die Rheinlande wurde aber bewirkt, daß es bei dem bisherigen Verfahren ver¬
blieb. Nach Uebergang der Rheinlande an den Staat Preußen im Jahre 1815 wurde durch
Kabinettsoider vom 27. September 1822 an dieser besonderen Regelung grundsätzlich festge¬
halten und bestimmt, daß die Strafgelder im Bezirk des Appellationsgerichtes zu Köln gemäß
einem Erlaß des Ministers des Innern vom 31. Dezember 1822 für jeden Regierungsbezirk einen
besonderen selbständigen Fonds bilden sollten, der zur Verpflegung verlassener Kinder usw. ver¬
wandt weiden sollte. Ausgenommen waren größere Gemeinden, die zur Unterbringung verlasse¬
ner Kinder eigene Anstalten besitzen und unterhalten, denen auf Verlangen die von ihren Ein¬
wohnern zu erlegenden Strafgelder belassen werden konnten, wohingegen sie ihre Ansprüche
an die gemeinsamen Fonds verloren. Von dem Ausscheiden solcher Gemeinden ist in größerem
Umfange, besonders von den großen Städten Gebrauch gemacht worden. Als dann im
Jahre 1856 durch Gesetz für Preußen der Uebergang der Strafgelder auf die mit der Polizei-
veiwllltung beauftragten Gemeinden angeordnet wurde, wurde auf Antrag des Rheinischen Pro-
vmzlallandtllgs die Ausdehnung der obigen Regelung auch auf den rechtsrheinischen Teil des
Reglerungsbeziiks Koblenz und die landrechtlichen Teile des Regierungsbezirks Düsseldorf (die
Kreise Essen-Stadt und -Land, Rees, Mülheim-Ruhr und einen Teil des Stadtkreises Duis¬
burg) durch Lllndtagsabschied vom 30. September 1856 angeordnet und damit das vorerwähnte
Gesetz für dle Rheinprovinz außer Kraft gesetzt; nunmehr war für die ganze Rheinprovinz
eme emheüllche Regelung getroffen.

Durch den Uebergang der Fonds auf die Provinzialverwaltung wurde eine Aenderung
mcht herbelgefuhrt: dle Fonds weiden selbständig verwaltet, und zwar jeder nach einem beson¬
deren Haushaltsplan, der über Einnahmen und Ausgaben Auskunft gibt. Sie unterscheiden sich
von den vorher behandelten Fonds hauptsächlich dadurch, daß sie außer den jährlichen Zinsen
über dle m dem Vez,rl. für den sie bestimmt sind, aufkommenden Strafgelder verfügen. Wenn
auch dle Summen. d,e den emzelnen Fonds zur Verfügung stehen, bedeutend höher sind als die
der erstgenannten Fonds und im Jahre 1921, dem letzt abgeschlossenen Rechnungsjahre, fol¬
gende Zahlen aufwle,en:



3535 56 640
611U 56 243
2320 202 413
4290 46 534
6565 113 766
6915 72 212
4545 118 762
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bei Polizeiftrafgelderfonds ^sen Straffer

Koblenz rechtsrheinisch
Koblenz linksrheinisch
Düsseldorf rheinisch-rechtlich
Düsseldorf Illndrechtlich
Köln Hauptfonds
Trier
Aachen

so sind sie doch gegenüber der Geldentwertung so sehr im Rückstand geblieben, daß auch sie
ihre Bedeutung heute völlig verloren haben, obgleich das Maß für die Einzelstrafen beträchtlich
erhöht worden ist. Ihre Bedeutungslosigkeit ergibt sich am besten aus der Erwägung, daß
während früher den Gemeinden aus den Fonds Beträge überwiesen werden konnten, die sehr
erhebliche Teile der von ihnen für die Verpflegung von Waisenkindern aufzuwendenden Kosten
ausmachten ^ so erhielten im Jahre 1913 die Gemeinden pro Kopf und Jahr eines Pflege¬
falles Beträge zwischen 75 und 175 Mari je nach den einzelnen Fonds —, erhalten sie im
Jahre 1921 bei den einzelnen Fonds Zuschüsse von 252. 288. 3U6. 414, 486. 594, 660 Mark
für Kind und Jahr, Beträge, die schon Im Jahre 1921 geringfügig waren, wenn man be¬
denkt daß der Pflegesatz monatlich damals 200 bis 300 Mark betrug, die aber heute nicht ein¬
mal für die Wegekosten eines Tages ausreichen. .,,...

' Daß solche Betrüge heute die Kosten für Arbeit, Papier und Porto nicht lohnen, d,e
auf sie verwendet werden müssen, bedarf leiner Begründung, wenn man sich vorstellt, welch um¬
ständlicher Weg zurückgelegt werden mutz, bevor das Geld bei den endgültig Empfangsberechtig¬
ten anlangt: Einnahme bei der Eemeindetasse und Eintragung in eine Kontrolle, vierteljähr¬
licher Abschluß der letzteren und Uebersendung an die Landeshauptlasse unter Beifügung einer
Nüchweisung, die die Beträge der Landesbanl zur Anlage überweist, jährliche E,nre,chung der
Nachweisung jeder Gemeinde über die von ihr im Laufe des letzten Jahres verpflegten und
verlassenen verwaisten Kinder, Prüfung der Ansprüche, Errechnung der zuständigen Geldbetrage,
Anweisung an die^Landeshauptkasse zur Zahlung an die Gemeindekassen und Benachrichtigung der
Gemeinden, die ihrerseits die Gemeindekassen mit Einnahmeanweisung zu versehen haben.

Schon früher ist nun mehrfach seitens des Rheinischen Städtebundes die Auflösung der
Polizeistrafgelderfonds mit dem Hinweis auf die viele Arbeit und darauf, daß ,m übrigen
Preußen derartige Eondereinrichtungen nicht vorhanden seien, diese auch nicht mehr zeitgemäß
seien, gefordert worden. Der Provinziallandtag und Staatsregierung haben sich demgegenüber
aber in der Vorkriegszeit stets ablehnend verhalten, und zwar damals durchaus mit Recht, weil,
abgesehen von der Bedeutung für die kleinen Gemeinden, ein Maßstab für die Aufteilung der
vorhandenen Kapitalion der Fonds nicht gefunden werden konnte. Ein solcher ist zwar auch heute
nicht zu finden. Diese Schwierigkeit ist aber dadurch beseitigt, daß derartige Beträge heute keine
Rolle niehr spielen und in Anerkennung dieser Tatsache hat auch der Rheinische Stadtebund
durch seinen Vorsitzenden zum Ausdruck bringen lassen, daß er mit dem Uebergang der Kapitalien
aus den Provinzialveibann im Falle der Aufhebung der Polizeistrafgeldeifonds einverstanden
sei. Es Ist anzunehmen, daß auch der Rheinische Verband der Landgemeinden diesen Standpunkt
teilen wird, da im Falle einer Aufteilung nach irgendwelchen Gesichtspunkten die auf die ein¬
zelnen Gemeinden entfallenden Summen so gering sein würden, daß ,ie selbst für eme ganz
kleine Landgemeinde heute ihre Bedeutung verloren hatten. , _, ,. ..^ ^ ^ ^

Es fraat sich ob andere Gründe für die Beibehaltung der Polizeistrafgelderfonds vorzu¬
bringen sind und ob die Prooinzilllverwaltung seibst an ihrem Fortbestehen Interesse hat. Dies
ist auch nicht der Fall. Weder im Interesse der Kmdei noch im Interesse der Allgemeinheit
oder einer einzelnen Stelle rechtfertigt sich heute die Beibehaltung emes ,o umuandlichen Appa¬
rates Für die verlassenen und Waisenkinder ist durch d,e moderne Armen-, Wohlfahrts- und
Jugendpflege gesorgt. Die Beträge, die der Piovinzialverwaltung für die Verwaltung (3 Pro¬
zent der Einnahmen der Fonds) zufallen, die sie als Beihilfe für die Verpflegung landarmer
Waisenkinder erhält (im Jahre 1921 betrug der Gesamtbetrag 39 780 Mark), sind gegenüber
den sonstiaen Aufwendungen für Armenzweckezu gering, um heute eine Rolle 3" IMlen. Der
geringe Zuschuß zu den Unterstützungsfonds für Hinterbliebene von ^hausseeaufsichtsbeamten.
2000 MÄm Jahre, kann auch schm rzlos entbehrt weiden. Der Vorteil der Aufhebung besteht



58 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 16.

in dem Fortfallen einer großen Menge von Arbeit sowohl bei der Provinzialverwaltung als
bei den Lulalbehürden.

Eine Aenderung etwa aus der Erhöhung der Strafgelder zu erwarten, ist nicht wohl mög¬
lich. Es ist bekannt, daß, wenn Strafgelder bei Polizeiübertretungen allzu hoch bemessen wer¬
den, sie gewöhnlich nicht einziehbar sind. Eine Aussicht, auf diese Weise die Fonds zu verbessern,
ist daher wohl ausgeschlossen.

Beseitigt man aber die Polizeistrafgelderfonds und überweist man die angesammelten
Kapitalien, die heute einen Gesamtbetrag von 685 000 Mail ausmachen, dem Prouinzialuer-
bllnd zur Verwendung für einen dem ursprünglichen Gedanken angepaßten Zweck, so kann es
nicht zweifelhaft sein, daß dann auch die zuerst genannten drei kleineren Fonds das gleiche
Schicksal treffen muß, zumal bei ihnen die berechtigten Gemeinden seit Bestehen der Fonds eigene
Aufwendungen nicht gemacht haben und daher einen begründeten Anspruch auf die Kapitalien
mcht geltend machen können.

Es wird sich empfehlen, die Kapitalbeträge für die seit kurzem dem Landarmenverband
übertragene Krüppelfürsorge zu verwenden, zumal sie hier einen bleibenden Wert behalten, wenn
sie als Beiträge zu den Einrichtungskosten der in Iohannistal errichteten orthopädischen Kinder-
Heilanstalt (Krüppelheilanftlllt) dienen.

Die Schwierigkeit der Aufhebung liegt darin, daß die Polizeistrafgelderfonds auf einem
Königlichen Erlaß von 1822 oeiuhen, der Gesetzeskraft hat; es kann daher die Aenderung des
durch ihn geschaffenen Zustandes auch nur durch Gesetz herbeigeführt werden. Die Aufhebung
des Erlasses würde zur Folge haben, daß der durch das Gesetz vom 23. April 1883 für das
übrige Preußen geltende Zustand herbeigeführt würde, wonach die polizeilich festgesetzten Geld¬
strafen demjenigen zufallen, der die Polizeilasten zu tragen hat, d. i. im allgemeinen, die Ge¬
meinde, die die Strafverfolgung erlassen hat.

Das gleiche bezüglich der Notwendigkeit gesetzlicherRegelung gilt für den Kölner Polizei¬
strafgelder-Nebenfunds, der auf der ebenfalls Gesetzeskraft beanspruchenden Kabinettsorder vom
27. September 1844 beruht.

Nicht nnt Sicherheit zu erkennen ist dies für den Ehrenbieitsteinei Armenfonds, dessen
Kapital, wie oben ausgeführt, durch Nezeß uom14./19. Dezember 1816 von Nassau an Preußen
kam, während seine Verwaltung und Verwendung auf dem Ministerialerlaß vom 12. Februar
1831 beruht. Es dürfte sich aber empfehlen, auch ihn in das Gesetz mit aufzunehmen ebenso,
wie den Kölner Nebenfonds für Irrenzwecke zugunsten belgischer Gemeinden des Regierungs¬
bezirks Köln, von dem nur bekannt ist, daß er seine Grundlage in ein^r Anweisung der französischen
Behörde an den ehemalig französischen Teil des bergischen Landes hat.

Es wird daher vorgeschlagen: „Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Der Prooinzialausschuß wird beauftragt, an die Staatsregieiung den Antrag zu lichten,

dem Preußischen Landtag eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten des Inhalts:
1. daß der für die Behandlung der Polizeistrafgelder in der Rheinprovinz geltende König¬

liche Erlaß vom 27. Dezember 1822 mit Wirkung vom 1. April 1923 ab nötigen¬
falls mit rückwirkender Kraft aufgehoben wird.

2. daß weiter die Kabinettsorder vom 27. September 1844, betreffend die Bildung des
Kölner Polizeistrafgelder-Nebenfonds aufgehoben wird,

3. daß der Ehrenbieitsteinei allgemeine Armenfonds, der bisher auf Grund des Ministerial-
erlasses vom 12. Februar 1831 verwaltet wurde, sowie der Kölner Nebenfonbs für Irren-
zwecke zugunsten bergischer Gemeinden des Regierungsbezirks Köln, der durch Erlaß vom
14. November 1899 an den Regierungspräsidenten zu Köln der Provinzialverwaltung über¬
wiesen wurde, aufgehoben wird,

4. daß die vorhandenen Kapitalbestiinde der unter 1 bis 4 genannten Fonds dem Provinzial-
verbände zur teilweisen Deckung der durch die Errichtung einer Krüppelanstalt in 'Iohan¬
nistal bei Süchteln entstandenen Kosten überwiesen werden."

Düsseldorf, den 6. März 1923.

Der Prooinzialausschuß:
Dr. Adenauer. ^ Horion.

Vorsitzender. Landeshauptmann. -
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VmM untl Antrag (D-r^^-e,)
des Provinzialausschusses,

betreffend
die Verminderung und anderweitige Einteilung der Landesbauiimter

in der Rheinprovinz.

In den Jahren 186? bis 1897 haben bei der Rheinischen Piovinzialstraßenverwaltung
21 Lllndesbauämter zur Verwaltung von rund 6530 Km Piovinzialstraßen bestanden. Seit dem
Jahre 189? ist dann nach und nach eine Reduzierung der Anzahl der Vauämter vorgenommen,
und zwar lm Jahre 1900 auf 19. im Jahre 1901 auf 18, im Jahre 1902 auf 17 und im Jahre
1903 auf 15, von da an ist diese Anzahl bis jetzt beibehalten.

Bei der Einrichtung der selbständigen Verwaltung des Saaibezirls ist das Lanbesbauamt
Saarbrücken fast in vollem Umfange mit 286 Km Straßen von der diesseitigen Verwaltung
abgetrennt. Ferner sind infolge Abtretung der Kreise Luven und Malmedn an Belgien 271 Km
Straßen aus der diesseitigen Verwaltung ausgeschieden und weitere 223 Km seit dem Jahre
1903 an engere Kommunalverbände in Unterhaltung übergeben, so daß jetzt noch 5590 Km
Straßen in direkter Verwaltung der Provinz sich befinden. „ . ^. .

Diese Verminderung der zu unterhaltenden Stratzenlängen und das allgemeine Stieben
nach Verbilligung der Verwaltung haben den Gedanken nahe gelegt, ob nicht eine weitere Herab-
setzuna oer Anzahl der Vauämter möglich sei. Außerdem ist in der Sitzung der III. Fachkom¬
mission gelegentlich der Tagung des 63. Rheinischen Provinziallandtages eme Reduzierung der
Vauämter angeregt worden. , .. , , < ^ ^ c-^ - ,-^ ,-c.^

Die eingehende Prüfung dieser Angelegenheit hat ergeben, daß es sich ermöglichen laßt,
weitere 2 Bauämter eingehen zu lassen, und zwar eins der zwei Vauämter ,n Aachen und das
Baullmt Gummersbllch. Es würden somit außer dem Vauamt Saarbrücken noch 12 Bauamter
bestehen bleiben Bei der obengenannten Zahl von 5590 Km Provinzmlstraßen weiden dann ,m
Durchschnitt auf ein Bauamt rund 466 Km Straßen zur Unterhaltung entfallen. In den früheren
Jahren hatte freilich die durchschnittliche Länge der von einem Bauamt zu unterhaltenden
Straßen nur 370 Km betragen. Nach den Erfahrungen hat ,ich zedoch herausgestellt, daß unbe-
denllich diese Zahl vergrößert werden kann ohne die IntenMt der Verwaltung und die Gute
der Straßen herabzusetzen Dies wird hinsichtlich der Revision der Straßen durch die Be¬
nutzung von Automobilen seitens der Bauamtsvorstände be, den Vereisungen der Straßen
ermöglicht Ferner werden die Arbeiten auf dem Vauamtsbüro eme ordnungsm^
aunli dnduick finden daß schon jetzt auf allen Bauämtern eine zweite Schreibhilfe angestellt
T und andkrsetts dmch ^ Schnellschrift und den Gebrauch der Schreibma¬
schine die schriftlichen Arbeiten sich schneller erledigen lassen. <.«.,«>..

In der anliegenden Karte') ist der Umfang der neuen Bauämter angegeben. Auf die ein¬
zelnen Vauämter entfallen an Km: <^ l.mVauamt Weiel 503 Km

M.-Eladbach 483 Km
Elberfeld 377 Km
Köln 482 Km
Aachen 498 Km
Prüm 486 Km
Trier 485 Km

'' Kreuznach 471 Km
Cochem 460 Km

" Koblenz 473 Km
Bonn 384 Km

„ Siegburg 493 Km
zusammen: 5595 Km

«, - ^ «»«an ssinteiluna werden, um einen zentralen Sitz der Bauämter zu erhalten,
das Bauamt Kl^ M. (Lladsach und Düsseldorf nach Elberfeld zu ver-

""^Dll Karten werben bei Beginn der Uandwgssitzungverteilt.



60 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 18.

legen sein, wobei bemerkt wird, daß auch in früheren Jahren in den Städten Wesel, M. Elad-
bach und (Llberfelo der Sitz eines Bauamtes war.

Mit Rücksicht auf die jetzige Wohnungsnot und um die immerhin erheblichenUmzugs-
losten zu sparen, werden diese Verlegungen jedoch erst bei Peisonalwechselvorzunehmen sein.

Die Ersparnis an Verwaltungskosten, die sich bei Auflösung der zwei Bauamter ergeben,
berechnen sich folgendermaßen:
1. Durchschnittsgehaltund sonstige Bezüge eines Bauamtsvorstandes . . . 8 000 000 Mark
2. desgleicheneines Landesobersekretärs .... . ..... 5400000 „
3. desgleichen zwei Veiwaltungsgehilfen je 2 500 000 Mark' ^ ..... 5 000 000 „
4. Kosten für Vürohaltung usw. ............... 2 000 000 „

20 400 000 Mari
somit für zwei Bauamter rund 41 000 000 Mari.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher nachstehenden Veschlußentwuifdem Provinzial-
landtllge zur Annahme zu empfehlen:

1. Die Anzahl der Landesbauämter wird durch Auflösung der Bauamter Gummersbach und
Aachen-Süd von 14 auf 12 vermindert.

2. Die Abgrenzungen der einzelnenBauamter weiden nach der anliegenden Karte festgesetzt.
8. Der Landeshauptmann wird ermächtigt,die genaueren Abgrenzungen der einzelnen Bau¬

amter selbst vorzunehmen.
Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Der Pruvinzialauefchuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. ___________ Landeshauptmann.

VMM Mu RllMß (Drucksach°n-Nr.17.)
des Provinzialausschusses,

betreffend
die Aenderung des § 3 der Bestimmungen vom 2. Juni ls94 über die

Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues.

Iur Unterstützungdes Gemeinde-und Kreiswegebaues sind gemäß den entsprechenden Be¬
stimmungenvom 2. Juni 1894 — § 2 zwei Fonds, und zwar ein Fonds /< und ein Fonds 8
gebildet.

Der Fonds ^ dient zur Unterstützung derjenigen Anträge, für die die Gesamtlosten die
Summe von 3000 Mark nicht übersteigen oder die erforderlichenBeihilfen den Betrag von 1500
Mark nicht erreichen.

Aus dem Fonds L weiden für diejenigenWegebauten Unterstützungen gewährt, deren Ge¬
samtkosten 3000 Mark übersteigen.

Durch Beschluß des 63. Provinziallandtags sind mit Rücksicht auf die gestiegenen Material-
und Lohnpreisedie Beträge von 3000,Mark und 1500 Mark in 60 000 Mark bzw. 30 000 Mark
abgeändert worden. Nachdemdie Preise für Material und Löhne seit längerer Zeit weiter
gestiegen sind, erscheint es erforderlich, die oben genannten Grenzen nochmals,und zwar auf die
Beträge von 500 000 Wart bzw. 250 000 Mark hinaufzusetzen.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher nachstehenden Beschlußentwurfzur Genehmigung
vorzulegen:

„In dem § 3 Absatz 2 der Bestimmungen vom 2. Juni 1894 über die Unterstützungdes
Gemeinde- und Kreiswegebaues werden unter Abänderung des Beschlusses des 63. Provin¬
ziallandtags die Zahlen 60 000 Mari und 30 000 Mark abgeändert in 500 000 Mark bzw.250 000 Mari."

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, i> Horion,
Vorsitzender. _________________ Landeshauptmann,
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Anlage 59.
(Zrucksach en-Mr. 18.)

Bericht
des Provinzialausschusses

über

die Bewilligung von Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau
im Rechnungsjahr 1922.

Einem Beschlussedes 46. RheinischenProvinziallandtags vom 16. Februar 1906 und
einem Wunsche der III. FachkommissiondesselbenProvinziallandtags entsprechendbeehrt sich der
Provinzialllusschuß, dem Proviuziallandtage die umseitige Nachweisungder für das Rechnungsjahr
1922 an Gemeinden und Kreise aus den H,- und L-Fonds, dem Fonds von 200 000 Mark und
der Dotationsrente von 1902 gewährtenUnterstützungen zum Gemeinde-und Kreiswegebauvorzulegen.

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.

Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer. Dr. Horion,
Vorsitzender, Landeshauptmann.
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Anlage 20.')

VmW und Antrag (5^°^^ i9>
des Provinzialausschusses,

betreffend
Hilfswerk für notleidendenebenbahnähnliche Kleinbahnen.

Zur Unterstützung notleidender nebenbahnähnlicher Kleinbahnen im Lande Preußen mittels
Darlehn ist im Jahre 1921 ein Betrag von 100 Millionen Mail zu einem Fünftel vom Reich,
zu je zwei Fünftel vom Staat und den preußischen Provinzialverbänden bereitgestellt worden.

Der Rheinische Provinzialveiband hat sich gemäß der Beschlüssedes 61. und 63. Provin°
zillllandtags hierbei für die in der Nheinprovinz gelegenen Kleinbahnen mit 13 Millionen Marl
beteiligt.

Nachdem der Hilfsfonds erschöpft ist, und sich hauptsächlich infolge der inzwischen einge¬
tretenen Geldentwertung als unzulänglich erwiesen hat, beabsichtigt der Staat durch Aufbringung
weiterer Mittel das Hilfswerk zu verlängern. Da die Verhandlungen hierüber lns zum Zusammen«
tritt des Provinziallandtages nicht abgeschlossen sein werden, die Entscheidung des Provinzial-
Verbandes über seine weitere Beteiligung an dem Hilfswerk aber sofort nach Beschluß der
Etaatsregierung erfolgen muß, wenn der Provinz die etwa inzwischen für tue genannten Zwecke
zur Verfügung gestellten Mittel des Staates usw. zugute kommen sollen, lst es erforderlich, den
Provinzialllusschuß zu ermächtigen, eine entsprechende Entscheidung zu treffen. Es wird daher
folgender Beschluß zur Annahme empfohlen: ., - ^. r. «^ ^ «. ^

Der Provinzillllandtag ermächtigt den Prooinzmlausschuß darüber zu entscheiden, ob bzw.
mit welchem Betrage eine Beteiligung des Provinzialverbandes an emer Verlängerung des
Hilfswerks für notleidende nebenbahnähnliche Kleinbahnen stattfinden ,oll.

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.
Der Provinzialausschuß: .

Dr. Adenauer, ^'b"!""'
Vorsitzender. ___________________ Landeshauptmann.

Anlage 21.

VMM Wh MtW (Druc,achen-Nr.2«>
des Provinzilllausschusses,

betreffend

Beteiligung der RheinischenProvinzialverwaltung an einer zu errichtenden
Aktiengesellschaftzum Betriebe von Steinbrüchen.

Die Provinzialveiband- haben wegen ihres großen Verbrauchs an Straßenbaumaterial
ein drina-nd^ Interesse daran, entweder ihren Bedarf aus eigenen Steinbrüchen zu decken oder
durch Vet7^ Einfluß auf deren Betrieb und auf die Preise
zu erbten soweit ^ außerhalb der bekannten Verlaufsvereimgung noch möglich ,st.

Dem ' R^ nWen Provinzialverband, der infolge der Grüße ,enes Straßennetzes
l560U 1^ win/n Vedarf nickt aus eigenen Steinbrüchen zu decken vermag, bietet ,ich Gelegenheit,
mit We^a en 7usa^m5 s ch an der Gründung einer Aktiengesellschaft zu beteiligen, die vier
Ktt la^g^re! Zeit^"fol3 arbeitende, gut eingerichtete Steinbruchbetriebe, nämlich

1. Westerwaldbrüche. G. m. b H.. _. , <.

2. Piovinzial-Vasaltwerl. Willmeroth. N. m. b. H.,
3. VllsllltbruchHollenkopf. G. m ?- A' . ^

,n!nmn^V^°^!?«^'«H b" ,u V.. bei 4 ,n .. in den 5°'°°n d.r
Familie oonFiirltenb^^ von ?° Millionen haben, «ingeleil» in ?« °»° M«»n
ö« I°^«„?°7n"V.l F°mi>3 WH^ 2° °°1 ..hätt, « i° ?°°° M.ien

^^Unlage 19 stehe am Schlnh
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können sich die Provinzialverbünde Rheinland und Westfalen beteiligen; der Uebernahmepreis
ist auf 1000 Mark je Aktie zuzüglich 200 Mark zur Deckung der Unkosten festgesetzt, so daß für
7000 Aktien 8 400 000 Mark einzuzahlen sind.

Eine Majorität der Kommunalverbände, etwa durch mehrfaches Stimmrecht ihrer Aktien,
ist allerdings nicht vorgesehen, es würde auch dem Maß ihrer finanziellen Beteiligung nicht ent¬
sprechen. Dagegen ist ihren Interessen weitgehend Rechnung dadurch getragen, daß die Familie
Fürstenberg-Herdringen 3 Mitglieder des Nufsichtsrats, die beiden Provinzialverbünde je zwei
Mitglieder vorzuschlagen haben.

Eine Verschlechterung des Veteiligungsverhültnisses der Provinzialverbünde bei Kapital-
erhöhungen wird dadurch vermieden, daß gemäß Satzung bei Ausgabe von jungen Aktien das
Vezugsrecht der Aktionäre nur mit 91 ,Prozent Majorität ausgeschlossen werden kann, also nicht
gegen den Willen auch nur eines Provinzialverbandes. Im übrigen sind die Interessen des
Provinzialverbandes gewahrt durch die Gemeinschaftlichkeit ihrer Interessen mit denen der
Majorität.

Den Provinzialverbänden ist gestattet, Gemeinden und Nemeindeveibände unterzubeteiligen.
In einem gleichzeitig zu tätigenden Liefeiungsvertrag übernimmt die neue Aktiengesellschaft

die vertragliche Verpflichtung, den Provinzialverbänden einen Rabatt von
aj 5 Prozent auf alle Rechnungsbeträge bis 31. 12. 1924
b) 8 Prozent auf alle späteren Rechnungsbeträge

zu gewähren.
Nach eingehenden Beratungen mit den Vertretern des Provinzialverbandes Westfalen,

dessen Provinzialausschuß die Beteiligung unter den gleichen Bedingungen bereits beschlossenhat,
glaubt der Provinzialausschuß die Beteiligung an der Aktiengesellschaft und den Abschluß des
Liefeiungsvertrages dringend befürworten zu sollen.

Die zur Bezahlung der Aktien erforderlichen 8400 000 Mail tonnen aus der 2°Milliarden-
Anleihe, von der ein größerer Teil zu Zwecken des Straßenbaues bestimmt war, entnommen
werden.

Der Prooinzialllusschuß beehrt sich daher folgenden Beschluß vorzuschlagen:
„Der Provinziallcmdtag beschließt die Beteiligung des Rheinischen Provinzialverbandes an

der Aktiengesellschaft „Wesierwaldbiüche" zu Bonn durch Uebernahme von 7000 Aktien und
beauftragt den Provinzialausschuß mit der Ausführung dieses Beschlusses."

Düsseldorf, den 25. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. ___________________ Landeshauptmann,

Anlage 22.

VerG und Antrag (Druchach°n-Nr21,
des Prouinzialllusschusses.

betreffend

Errichtung einer landwirtschaftlichenSchule im Kreise Düren und Uebernahme
der mit den LandwirtschaftsschulrnBitburg und Kleve verbundenen

landwirtschaftlichen Schulen auf die Landwirtschaftskammer.

^'„..« ^l3n? 3^ ^^" '!^ ^r Antrag auf Errichtung einer landwirtschaftlichenSchule in
?nn^Mn^^?' 3'.' ^er des Kreises Düren haben bis jetzt die umliegendenSchulen
fM?r^Un^?.??^ i^^/^ und Iülich besucht. Diese Schulen sind aber sämtlichüber-
U/ von Schülern gehabt, von denen 45 wegen
Platzmangels zurücktreten mußten. Da der überwiegend ländliche K eis Düren einer der wenigen
Kre,»e der Rhemprovmz ch.d e bisher noch leine landwirtschaftlicheSchule besitzen, so erscheint

Schule in Düren als ein dring ndes Bedürfnis. Der
3!5em>?n"an"̂ lk^^n'""^"^ "? Bedingungen zu erfüllen, die di? LandwirtschatslanlM«
allgemem an die Errichtung emer landwirtschaftlichenSchule knüpft. Das Zentrallüratormm für
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das landwirtschaftlicheWinterschulwesen und auch der Vorstand der Landwirtschaftskammerhaben
sich daraufhin mit der Errichtung 'der Schule einverstanden erklärt.

2. Der Provinziallandtag hat seit 1902 zur Anstellung eines zweiten Landwirtschafts¬
lehrers an der Landwirtschaftsschulezu Kleve für die derselben anzugliedernde, die Echulziele
einer Winterschuleverfolgende Ackerbauklasse sowie für die Wandellehrtätigkeit einen jährlichen
Zuschußvon 1500 Mark aus dem landwirtschaftlichenFonds bewilligt. Auch die Pensions- und
Hinterbliebenenversorgungdieses Lehrers wurde seitens des Provinzialverbandes übernommen.
Der Zuschußwurde an die Stadt Kleve gezahlt, die Schule fiel also bisher nicht unter den mit
der Landwirtschaftskammeram 26. März 1902 bezüglich der übrigen landwirtschaftlichen Schulen
abgeschlossenen Vertrag.

Bei der Landwirtschaftsschulein Vitburg wurde im Herbst 1921 eine landwirtschaftliche
Schule errichtet. Ein Provinzialzuschußist hierfür bisher nicht gezahlt worden.

Seitens der Kreise Kleve und Vitburg bzw. der dort bestehendenLandwirtschaftsschulen
ist nunmehr bei der Landwirtschaftskammerbeantragt worden, die mit den Landwirtschafts-
schulen verbundenenlandwirtschaftlichenSchulen (Winterschulen) auf die Landwirtschaftskammer
zu übernehmen. Die Landwirtschaftsschulensind aus finanziellenwründen nicht mehr m der Lage,
die Iauowirt,chaf,l!chenSchulen (Winterschulen) weiter aufrecht zu erhalten. Cm dringendes Be¬
dürfnis für letztere liegt sowohl im Kreise Vitburg wie auch im Kreise Kleve unbedingt vor,
wie besonders auch aus dem Besuch der beiden Anstalten hervorgeht. Das Zentralkuratormm
für das landwirtschaftlicheSchulwesen und Wanderlehrtum und der Vorstand der Landwirt¬
schaftskammerhaben in ihren am 2. bzw. 3. Oktober 1922 stattgehabten Sltzungen die Ueber¬
nahme beider Schulen zum 1. April 1923 unter der Voraussetzung beschloßen daß tue
Kreise Kleve und Vitburg sich verpflichten,die üblichen Bedingungen zu erfüllen. M,t den von
der Landwirtschaftskammer ausgefertigten Uebernahmeverträgenhaben ,:ch inzwischender Kreis
Kleve bzw. der Kreis Vitburg einverstandenerklärt. .„ .. „ ^

Der Provinzialausschußbeehrt sich demnach folgende Veschlußfassung vorzuschlagen:
..Provinziallandtag beschließt die Errichtung einer landwirt,chaftl,chenSchule ,m Kre,se

Dü'ren und übernimmt nach Uebergang der mit den Landwirtschaftsschulen Vitburg und Kleve
verbundenen landwirtschaftlichenSchulen «uf die Landwirt,chaftskammervom 1. Uprü
°b hinsichtlich dieser landwirtschaftlichenSchulen und der Schule m D ren die gleichen
Verachtungen wie er sie durch Vertrag vom 26. März 1902 für die übrigen landwirt¬
schaftlichen Schulen übernommenhat."

Düsseldorf, den 8. Mai 1923.
Der Provinzialausschuß: .

Dr. Adenauer. ^Horlon,
Vorsitzender.

Landeshauptmann,

Anlage 23.

Vm'W md Antrag <D.u«..N. ««>
des Provinzialausschusses,

betreffend

Beteiligung des Provinzialverbandes an den Hilfsaktionen für die unwetter-
geschädigten Gemeinden der Kreise Rheinbach und Wchlar.

l Hilfsaktion für die Gemeinden des Kreises Rheinbach.
«, >. ^ - ' «>^!«f>«^ mir ineraleiche den Bericht und Antrag des Provinzial-

... -^ Z" d"" ?"'!« ^/"b"ch w« <v«Mia) Iuli-Provinziallandtags 1922) am
2^ V^o^ ^ 3^rn d^ Mwet er mit Hagelschlag und starken Wassermengen
25 Ma, 1922 em «"tz""d" 2 ^ ; T darau , war der Kreis der Schauplatz
Niedergegangen Am 2. Ium 1922 also ^ Hilfsaktion eingeleitet, an der sich der Staat
emes neuen Unwetters ^ ^o die Staatsbeihilfe zur Ver-
3n,.n^. ^ ^'"wn" M°^ Verwendung den die Landesbanl zu einem
W"ng emes Kredits bis zu ^^' ''^'^erfügung stellte und dem Kreise auf Abruf auszahlte.
^V°v?zia?vN abgesehen dav'on. daß er - ebenso
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wie auch der Staat - einen namhaften Betrag zur öffentlichenSammlung zeichnete (75 000
Mark), insofern, als er nebenR eich, Staat undKreis das Risiko der nicht völligen Rück-
zahlung der aus dem Landesbanltredit den Geschädigtenauf 5 Jahre gewährten Darlehen auf
sich nahm. Die Verteilung des Risikos auf die Garanten wurde in der Weise vorgesehen,daß
wenn der durch die nicht völlige Rückzahlung der Darlehen entstehende Ausfall unter 3 Millionen
bliebe, der Ausfall von Reich, Staat und Provinzialoerband anteilig zu je ein Drittel getragen
werden sollte. Den über 3 Millionen Mark etwa hinausgehenden Teil des Risikos übernahm
der Kreis allein. Der Provinzialverband konnte somit keinesfalls über 1 Million hinaus in
Anspruch genommenwerden.

Bei den Verhandlungen über die Durchführung der Hilfsaktion war von dem Vertreter
der Provinzilllverwaltung sogleichbetont worden, daß ihm der Gedanke einer derartigen Aus»
fallhllftung bis zu 1 Million Mark weniger sym patisch sei, als die Hingabe einer entsprechend
kleineren f e ste n Summe K lonäz per6u. Einmal seien die örtlichen Stellen, denen die Vei¬
treibung der Darlehen später obliege, bei einer solchen Regelung an der Rückzahlungder Dar¬
lehen bis zu 3 Millionen Mark uninteressiert. Auch dürfe man die Verwaltungskostennicht ver¬
gessen, welche durch die Bearbeitung der zahlreichen,nach Ablauf der Darlehnsfrist zu erwar¬
tenden Etundungsanträge usw. entstehen würden. Wahrscheinlich würde sogar eine Reihe von
Prozessen geführt weiden müssen. Da diese Bedenkendes Vertreters der Provinzilllverwaltung
indes von den anderen an der Durchführung der Hilfsaktion beteiligten Stellen nicht geteilt wurden,
wurden sie. um die Hilfsaktion nicht zu gefährden, zurückgestellt.

Nachdem auch der Provinziallandtag der Beteiligung an der Ausfallhaftung zugestimmt
hatte, wäre nunmehr die Durchführung der Hilfsaktion klar gewesen, wenn nicht zwei Momente
eingetreten wären:

1. sah sich die Landesbank infolge der Kapitallnappheit im Herbst 1922 gezwungen, den
Zinsfuß für die kreditierten Gelder von 4V^ Prozent auf 6 Prozent zu erhöhen, ein Recht,
welches sie sich vorbehalten hatte,

2. sandte der Oberpräsident am ?. November 1922 an den Vorsitzenden des Kreisaus-
schusses in Nheinbach folgendes Schreiben:
„Nach Mitteilung des preuß. Herrn Landwirtschaftsministershaben die Finanzressorts des
Reiches und von Preußen den von ihm gestellten Antrag auf Uebernahme einer Garantie
in Höhe von je 1 Million Mark seitens des Reichesund seitens Preußens für die Rück¬
zahlung eines Darlehens für die Notstandsaktion im dortigen Kreise abgelehnt Der
preußische Herr Finanzminister hat in seiner Stellungnahme zu dem Antrage ausgeführt,
daß bereits mehr als 2 Millionen Mark Zuschußaus Staatsmitteln zu der Notstandsaktion
bewilligt worden feien und eine weitere Inanspruchnahme des Staates durch Uebernahme
der vorstehend genannten Garantie nicht gerechtfertigt erscheine.Vielmehr sei es Sache des
Kreises und der Provinz, sofern es die Leistungsfähigkeitjenes übersteige, die Haf¬
tung für tue Rückzahlungdes Darlehns auf sich zu nehmen. Ich stelle deshalb anheim,
be, dem Herrn Landeshauptmann der Rheinprovinz wegen etwaiger Uebernahme einer
weiteren Rückzcchlungsgarantieseitens des Provinzialverbandes vorstellig zu werden."
Das Moment unter 1 hatte zur Folge, daß die Staatsmittel nicht ausreichten, um die

von der LllndesbankkreditiertenGelder Zu verzinsen.
..«,s^ ^ Moment 2 hatte zur Folge, daß die Gaiantiefrage völlig in der Luft hing, weil
unklar war wer denn nun die Ausfallhaftung von Reich und Staat übernehmensollte
n«rs,^^!^^"^" Verhandlungen in Rheinbach hat der Vertreter der Provinzilllverwaltung,
X ?n^ des ProvMMlausschusses bzw. Provinziallandtages. vorgeschlagen,
^alsv äuck^ 3n7"n3 Z°^ ^ ^ (bzw. die Gemeinden) die ganze Ausfallhaftung
N ?n^ ^ V"!Ihaftung ^2 Provinzialverbandes bis zu 1 Million Mark) übernehmen
Mark ,ur N.^nlnn^"^« ^ Staatsbeihilfe seitens des Provinzialverbandes noch 500 000
runV der AXlN«^ Landesbantkredits bereitgestelltwürden, der dann in einem die Gewäl>
Werden kün^^ "°°? ?°"°ben ermöglichenden Umfang in Anspruch genommen
?u baten aber mö^^tt ^"«-V""^' stimmten Kreis und Gemeinden diesem Vorschlage
Auae ,u fal en O^^^öhung der Summe von 500 000 Mark auf 750000 Mark ins
Nnun^ macken^, ^ PiovinzialVerwaltung erklärte, nach der Richtung hin wenig
ku l MMio^^ senken, daß die Ausfallhaftung. die allerdings bis
de^PwVH b^ung sei. während die 500 Z00 M°ark eine feste Leistung
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Der Provinzialausschuß hat sich auf Giund der neuen Sachlage in seiner Sitzung vom
30. Januar 1923 damit einverstanden erklärt, dem Provinziallandtag eine Vorlage zu unter¬
breiten, an Stelle der Nusfallhaftung bis zu 1 Million Mark, welche im Interesse der durch Un¬
wetter geschädigtenGemeinden des Kreises Rheinbach durch Beschluß des Provinziallandtags
vom 14 Juli 1922 übernommen worden ist, jetzt 500 000 Mark an die Landesbanl zwecks
Sicheisteilung der Verzinsung der Darlehen zu überweisen. Sollten die 500 000 Mari für die
Verzinsung des Landesbanllredits wegen 'früherer Abtragung nicht ganz gebraucht werden, so
soll 'der Rest der 500 000 Mark an den Provinzialverband nach Rückzahlung des ganzen
Kredits zurückfallen.

2. Hilfsattion für die Gemeinde Bissenberg im Kreise Wetzlar.
Am 10 Juni 1922 sind in der Gemeinde Bissenberg durch schweren Hagelschlaggroße

Schäden verursachtworden. (3s sind faustgroße, gezackte Hagelstücke gefallen, die Dächer und
Fensterscheiben zerschlagen haben. Bissenbergist ein armes, nur 431 Anwohner zahlendes, hoch-
qeleqenesDorf? Die Einwohner können sich aus ihrer klemen Ackerwntschaftmcht ernähren,
sondern sind auf Verdienstin den in der Nähe liegenden Eisensteingrubenund m Fabr.len (Vurg-
olms und Wetzlar) angewiesen. Unter Berücksichtigung dieser Umstände hat stch der Mrmster
des Innern am 3 Januar 1923 damit einverstanden erklärt, daß den Bewohnern Vchenbergs
für den erlittenen Gebäudeschaden eine Staatsbeihilfe in Höhe von emem Dntte der Gebäude-
M^n ^mäbrt würde wenn sich die nächstbeteiligten Kommunalverbände.Kre.s und Provinz,

beteiligten. Die Bewilligung der Beihilfe
erfolate mit Rücksicht darauf, daß eine Versicherung von Gebäuden gegen Hagelschlag mcht
möglich ist Zu den Schäden auf den Feldern wird staatlicherseits leine Vechüfe gewahrt,
weil Zh die Geschädigtenhier gegen Hagelschlaghätten "^

Der Gesllmiqebäudeschadenbeträgt nach neuester Fests ellung (Ende Mm 1923) 2 82301?
Mark Von den Schäden ha der Kreis zusammen mit den betr. Bürgermeistereien540 000 Mark
?rllaen 401005 Mark haben die Geschädigtenselbst übernommen. Wenn der Provmzml-

"UZV3 «°»,«^, —^

' ^ ?/. i ^,m«n Mark welche im Interesse der durch Unwetter ge chatngten Gemeinden
?n7 z^u^beinwa? durch W Provinziallandtages vom 14. Juni 1922 über-
,m Kreise Nhembach °"rG ^e,mm« -^ Landesbanl zwecks Eicherstellungder Ver¬
nommen worden ist, 500 000 Man an me ^"^"""/" s.^ i«Zark für die Ver-,inli,nn >»?r Darlelien überw e en werden. Sollten tue 5UUUUU ^carr sur me ^>er
zm ung der ^neyen u^ , früherer Abzahlung nicht ganz gebraucht werden,

sol? der ^ !en Provinzialverband nach Rückzahlung des ganzen
2 der unwetter geschädigten Gemeinde Bissenberg. Kreis Wetzlar.

' eine Beihilfe in Höhe von 941 006 Mari."
Düsseldorf, den 15. Juni 1923.

Der"Provmzmlausschuß:
_^ .,. l)^> Holion,
Dr. Adenauer, Landeshauptmann.

V°rsttzend«. --------------------—— Anlage 24 .

VMIt UNll ÄMllg (Drucksachen-Nr 23)
des Provinzialausschusses,

betreffend

die Versetzung des L°nd°«m°dizin°Ir»t3 Nr Rönsber« bei der
L»nde«°ersicherun»«»nst»lt „Rheinpr°°mz" m den Ruhestand,

, «°n°°'M.d<,.n.U°. °. « ° ' « b ^ am 4 ^''I^j'w ^»n»
in D^Vch°..?>« tV^^ °»u°»d d«°'l.un,ch«g und M° «°.
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setzung in den Ruhestand geboten. Das Gutachten wird in der Sitzung der zuständigen Fach-
kommission vorgelegt weiden.

Der Provinzialausschuß beehrt sich zu beantragen, der Provinziallandtag wolle die Ver¬
setzung des Landesmedizinalrats Dr. Rönsberg in den Ruhestand unter Bewilligung der be¬
stimmungsgemäßen Ruhegehaltsbezüge beschließen.

Düsseldorf, den 25. Juni 1923.
Der Provinzialansjchuß:

Dr. Adenauer, l)r. Korion,
Vorsitzender. Landeshauptmann.

Anlage 25.

VwG und Kntrag «.»«.».M «>
des Provinzialllusschusses,

betreffend
die Ausgabe von Rheinprovinz-Anleiheschemen.

Der 64. Provinziallandtag hat am 19. Dezember 1922 den Piovinzialausschuh ermäch¬
tigt, die Genehmigung zur Ausgabe von Rheinpiovinz-Anleihescheinen bis zur Höhe von zwei
Milliarden Mark nachzusuchen, und die näheren Bestimmungen über die Art der Ausgabe, Aus-
gabeturs, Stückelung. Verzinsung und Tilgung festzusetzen. Der Provinzialausschuß hat hierauf
die Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen im Gesamtbeträge von zwei
Milliarden Mark und deren Verzinsung mit 6 o. H. beschlossen. Die gemäß § 119 Nr. 3 und 5
der Vrovinzilllordnung für die Rheinprovinz erforderliche Genehmigung der Minister des Innern
und der Finanzen ist erteilt worden. Der für Wohnungsbauten bestimmte Anleiheteil ist mit
3,5 v. H., der übrige Betrag mit 2,5 v. H. zuzüglich der ersparten Zinsen zu tilgen; eine
stärkere Tilgung und die frühere Kündigung der Gesamtanleihe ist zulässig. Die Ausgabe er¬
folgte m 10 000 Stück je 50 000 Mark, 25 000 Stück je 20 000 Mail. 50 000 Stück je 10 000
Mail und 100 000 Stück je 5000 Mail. , '

Die Anleihe ist bis auf einen kleinen Restbetrag von rund 50 Millionen Mark unterge¬
bracht.

Es war vorgesehen, die Anleihe zu verwenden:
1. zur Verstärkung des Anteils des Provinzialverbandes an dem Stamm¬

kapital der Landesbanl um . .............350000000 Mark
2. zur Herstellung von Kleinpflaster auf Provinzialstraßen in Höhe von 800 000 000 „
3. zur Beteiligung an der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschaft m.

b. H. mit....................50000000 „
4. zu Wohnungs- und Siedlungsbauten, sowie zum Ausbau von Pro-

vinzialanstlllten in Höhe von . .............300 000 000 „
5. zur Verstärkung des Betriebsfonds von Provinzialanstalten in Höhe

von .....................300 000 000 „
6. Zuschlag infolge der zu erwartenden Preissteigerung zu den Be¬

trägen 1 bis 5 in Höhe von.............200 000 000 ,.
Die völlige Umwälzung auf finanziellem Gebiete, die seit dieser Beschlußfassung einge¬

treten ist, macht neue Dispositionen über die Verwendung der Anleihe notwendig, die aber erst
nach Eintritt größerer Klarheit auf dem Finanz gebiete getroffen weiden können. Vorläufig wer¬
den die eingegangenen Mittel als Betriebsmittel verwendet und die für die vorgesehenen Zwecke
notwendigen Mittel vorschußweise bei der Landesbanl entnommen. Die hierzu erforderlichen
Beträge übersteigen aber die in der Dezember vorläge vorgesehene Summe ganz bedeutend. Es
ist weiter notwendig, dem Prooinzialveiband neue Betriebsmittel zuzuführen, deren Höhe sich
augenblicklich noch nicht übersehen läßt. Da in nächster Zeit der Provinziallandtag aber nicht
zusammentreten wird und die hier notwendigen Beschlüsse vielfach in kürzester Frist gefaßt werden
müssen, erscheint es angebracht, daß der Provinziallandtag dem Provinzialausschuß möglichst
weitgehende Vollmacht zur Beschaffung von Mitteln für die Zwecke des Provinzialverbandes
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im Wege der Anleihe gibt. Diese Vollmacht soll sich erstrecken auf einen Betrag bis zu 15 Milli¬
arden, wobei es dem Provinzialausschuß oder einer von diesen einzusetzenden Kommission über¬
lassen bleiben muß, zu bestimmen, in welchen Abschnitten und unter welchen Bedingungen das Geld
durch die Ausgabe von Rheinvrovinzanleihesch einen beschafft werden soll.

Der Provinzialausschuß beehrt sich hierzu folgenden Beschluß des Prouinziallandtages zu
beantragen:

„Der Provinziallandtag ermächtigt den Provinzialausschuß:
1. die Genehmigung zur Ausgabe von Rhein Provinzanleihescheinen in Höhe von 15 Milliarden

Mark nachzusuchen,
2. die näheren Bestimmungen über die Art und Zeit der Ausgabe, Ausgabeturs, Stücke»

lung, Verzinsung und Tilgung festzusetzen, < !> . Mj
3. die ihm zu 2 erteilte Ermächtigung einer von ihm einzusetzenden Kommission zu

übertragen."
Düsseldorf, den 25. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. ____________^^ Landeshauptmann.

Anlage 26.
(Drucksachen-Nr.25.)VmW und Antrag

des Provinzialausschusses,
betreffend

Kündigung von Provmzial-Anleihen.

Infolge der Geldentwertung weiden die in Goldmarl gezahlten Hypotheken in stärkstem
Maße der LandesbanI zurückgezahlt: dadurch verlieren die zur Geldbeschaffung für diese Dar¬
lehen ausgegebenen Anleihescheine ihre satzungsgemäße Deckung. Zudem ist tue Erneuerung der
Iinsscheinbogen mit erheblichen Kosten verbunden, die insbesondere be, den überwiegenden
Stücken kleineren Betrages den Kapitalwert dieser Stücke erheblich übersteigen. Eine Kündigung
der Anleihescheine der Vorkriegszeit ist deshalb notwendig. Der Provinzialausschuß hat für die
16 bis 41 Emission von seinem Recht Gebrauch gemacht und diese Anleihe zur Kündigung auf¬
gerufen Für die Serien 3 bis 15 steht dem Provinzianllanotag das Recht der Kündigung zu.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher zu beantragen: «, . -^ «- .„.
„Der Provinziallandtag ermächtigt die Landesbank, tue Rhemprovmz-Nnleche Em,sswn

3 bis 15 zur Rückzahlung zu kündigen.
Düsseldorf, den 25. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr Horlon.

««fitzender. ^_________________ Landeshauptmann.

Anlage 27.

VMM Wh MtW (Dmcks°ch.n-Nr2«)
des Provinzialausschusses,

betreffend

Erlaß einer. Gebührenordnung für das Landesarbeits- und Berufsamt
der Rheinprovinz.

Bei der Durchführung der auf Grund des 8 26 ANE. vom 22. Juli 1922 (Reichsgesetz¬
blatt I S 657) von der Neichsaibeitsverwaltung (Reichsamt für Arbeitsvermittlung) ergange-
nen Verordnungen über die Einstellung und Beschäftigung ausländischer Arbeiter erwachsen dem

zu deren Deckung Mittel im Haushalt mcht vorhanden smd. Der
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vorläufige Verwaltungsausschuß des Landesarbeits- und Verufsamtes hat sich daher im Ein«
vernehmen mit den bei diesem bestehendenFachausschüssen in seiner Sitzung am 3. März 1923
damit einverstandenerklärt und dazu die Zustimmung des Provinzialausschussesin seiner Sitzung
vom 6. März 1923 gefunden, daß vom 1. März d. Is. ab bis zum Erlaß einer Gebührenord¬
nung durch den Proninziallandtag für einzelne Handlungen eine Verwaltungsgebühr durch das
Landesarbeits- und Verufsamt erhoben wird. Die Höhe der Gebühren war so bemessen, daß
die aufgewandten Kosten durch die Einnahmen oinähernd gedeckt wurden. Ihre Anpassung an
den jeweiligen Geldwert ist für jeden Kalendermonat entsprechendden Veränderungen der im
vorausgegangenen Monat veröffentlichtenReich sindeXziffer durch den Landeshauptmann erfolgt.
Für den Monat Juni haben demzufolgedie Gebühren betragen:

s) für die Erteilung der Genehmigungzur Beschäftigung ausländischer Arbeits¬
kräfte landwirtschaftlicher und nicht landwirtschaftlicherArt) je Arbeitskraft 5509 Mark

d) für die Beurkundung des Einverständnissesmit dem Stellenwechsel aus der
Landwirtschaft in die Industrie je Arbeitskraft . ........ 2700 „

c) für die Ausstellung sonstiger Bescheinigungen,soweit solche ausdrücklich be¬
antragt sind und nur ^>em Interesse des Antragstellers dienen .... '1400 „

6) für die Ausstellung einer Zweitschrift.............. 800 „
Die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Gebühren ist in den §A 4 und 24 des Kreis«

und Provinzialabgabengesetzesvom 30. April 1906 und § 6, Absatz 2 des Kommunalabgaben-
gesetzes in der Fassung der Novelle vom 26. August 1921 und neuerdings im § 8 der Verord¬
nung der Reichsarbeitsverwaltung vom 2. Januar 1923 gegeben. Demnach ist für die Erhe¬
bung der Gebühren durch das Lllndesarbeits- und Verufsamt als einer im öffentlichen Interesse
unterhaltenen Einrichtung der Erlaß einer Gebührenordnung durch den Provinziallandtag er¬
forderlich.

Der Provinzilllausschuß beantragt daher folgende Beschlußfassung:
„Der Provinziallandtag wolle die nachstehende Gebührenordnung für das Landes»

arbeite- und Verufsamt der Rheinprovinz genehmigen."
Gebührenordnung

für das Landesarbeits- und Verufsamt der Rheinprovinz.
Auf Grund des § 24 in Verbindung mit 8 4 des Kreis- und Provinzialabgabengesetzes

vom 23. April 1906 und des § 6, Absatz 2 des Kommunnlabgabengesetzesin der Fassung der
Novelle vom 26. August 1921 wird für den Dienstbereichdes Landesarbeits- und Verufsamts
der Rheinprovinz folgende Gebührenordnung erlassen.

8 1. Für die Handlungen, die das Landesarbeits- und Verufsamt der Rheinprovinz
l Landesamt für Arbeitsvermittlung) bei der Durchführung der auf Grund des § 26 des ANG.
vom 22. Juli 1922 von der Reichsarbeitsoerwaltung iReichsamt für Arbeitsvermittlung)
ergangenen Verordnungen über die Einstellung und Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte
vornimmt, insbesondere

3) für die Erteilung der Genehmigung zur BeschäftigungausländischerArbeitskräfte (land«
wirtschaftlicher und nicht landwirtschaftlicherArt), >

b) für die Beurkundung des Einverständnissesmit dem Stellenwechsel aus der Landwirtschaft
in die Industrie,

c) für die Ausstellung sonstiger Bescheinigungen,soweit solche ausdrücklich beantragt sind und
nur dem Interesse des Antragstellers dienen,

cl) für die Ausstellung einer Zweitschrift sind Gebühren von dem Antragsteller an das
«ande^arbetts- und Verufsamt der Rhein vrovinz zu entrichten.
Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, die Höhe der Gebühren festzusetzenunter fort¬

dauernder Anpassung an den jeweiligen Geldwert. > <- "
,5^' ^" Gebühren unterliegen der Beitreibung nach den Bestimmungen des Kommu¬nnlabgabengesetzes. "

§ 3. Die Gebührenordnung tritt mit Rückwirkungvom 1. Juni 1923 sofort in Kraft.
Düsseldorf, den 25. Juni 1923.

Der Provinzialausschuß:
^^en"d«""' Dr. Horion.^°^"«r. Landeshauptmann.
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VMM UNi MtkllZ (Drucksachen-Nr.N.)
des Prouinzialausschusses,

betreffend
die RückÜbernahme des im Jahre 1887 dem Kreise Wetzlar zur Unterhaltung und

Verwaltung übergebenen Staatsstraßennetzes.

Von den Staatsstraßen, welche der Rheinische Provinzialverband auf Grund der Dota-
tionsgesetzgebungin Verwaltung und Unterhaltung übernahm, lagen 51,411 Km im Kreise
Wetzlar, und zwar:

' 1 die Wetzlar Weilburger Straße ......... 12,168 Km
2. die Wetzlar Giesener Straße .......... 8,970 Km
3. die Wetzlar Herborner Straße .......... 18,220 Km
4. die Wetzlar Butzbacher Straße .......... 12,053 Km

zusammen: 51,411 Km
Durch Vertrag zwischen dein Kreis Wetzlar und dem Rheinischen Provinzialverband wurde ab
1 April 1887 die Verwaltung und Unterhaltung dieser Straßen dem Kreislommunalverbande
Wetzlar gegen eine feste Rente von 30 397,09 Mark übertragen. Die Rente wurde später nach
dem Dotationsgesetz von 1902 um 700 Mark auf 31 079,09 Mark erhöht. Infolge der letzten
Dotationserhöbünqen im Jahre 1922 ist die Rente gemäß Beschluß des Rheinischen Prouinzial-
landtages vom Juli 1922 auf rund 700 000 Mark gestiegen. Wie hoch die Rente für 1923
ein wird, hängt von dem Umfang der Dotationserhöhung ab. Von der eisten bisher für
1923 überwiesenenRate von rund 648 Millionen Mark wird der Kreis Wetzlar rund 3 Millio-
nen Mark erhalten. ^ ^, . ^ . ^ ^ . z. «

Daß der Kreis Wetzlar trotz der Erhöhung der Rente nicht ,m entferntestenm her Lage
ist, damit die 51,411 Km zu unterhalten, liegt auf der Hand. Die Unterhaltung von 1 Km
derartiger Straßen dürfte in der Wetzlarer Gegend nach heutigem Stande durchschnittlich eme
Summe von mindestens4 Millionen Mark pro Jahr erfordern. Dabei ist zu berücksichtigen,daß
sich die Sachlage bei Wetzlar ganz wesentlich von der Sachlage bei andern Abtretungen von
Provinzialstraßen (Staatsstraßen) unterscheidet.Es se, in dieser Beziehung zunächst auf 2 Punkte
aufmerksamgemacht: ^ . . , ^ >. ,^ c.

1 ist der Kreis Wetzlar der einzige Kreiskommunalverband, welcher große
Strecken ehemaliger Staatsstraßen, und zwar die gesamten in seinem Vereich liegenden ehe¬
maligen Staatsstraßen, die fast ausschließlich Ueberlandstraßen sind zur Verwaltung und Unter¬
haltung übernommen hat. In den andern Fällen Handel «- sich stets um Gemeinden insbe¬
sondere um Städte, und zwar überwiegend um Straßen innerhalb geschlossenerOrtslagen

2 Die Uebernahme seitens des Kreises Wetzlar ist auf Anregung der Provmzialver-
waltunq erfolgt, weil die Straßen des Kreises Wetzlar, der zur übrigen Rheinpromnzeme EMave
bildet, sich von den abseits gelegenen Landes bauämtern nur schwer und unter Aufwendung
grüße er Kosten verwalten lassen. Die Ueber gäbe der Staatsstraßen an die Gemeinden ,st
dagegen in allen Fällen, und zwar vielfach auf sehr dringende Vorstellung der betreffendenGe¬
meinden bin erfolat Das Interesse der Gemeinden war deshalb so groß we,l sie Anlagen, wie

höhte Vüraersteiae Kanalisation. Gas. Wasser- und elektrischeLeitungen. Straßenbahn-
der Provmzialverwaltung durchführenwollten. Ferner

wo len Ne iick ai?ch 3ft d e Freiheit der Asphaltierung der Straßen, der Anlage von Radfahr-
u?d3,^^ °ie "ur zur Unterhaltung

verpssichte/ist. nicht durchgeführt hätte VemerltH
dabei weiter werden daß die Gemeindenan all die em auch ein großes finanzielles Interesse
batt-n m?, ^/durcl, die Erhebung von diesbezüglichen Gebühren und Abgaben einen wesent-

konnten. Alle diese Gesichtspunkte kommen für Wetzlar

nicht "^tracht Wetzlar tritt aber besonders deutlich in die Erscheinung,
wenn ,?an M wett^ Ms seiner Zeit die Unterhaltung der Bezirks-

betreffend die Vereinigung der Vezirksstraßenfonds mü dem
Fonds ur Unterhaltung der Staatsstraßen zu einem Provmzmlstraßenfonds vom 17. 1. 1676
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— abgedruckt im Handbuch Seite 649 ff. ohne wesentliche Gegenleistung der Kreise (nur die
gelingen Vezirksstraßenfonds wurden dem Provinzialverband übereignet) vom Provinzialverband
übernommen wurden, sind die Kreis- bzw. Bezirksstraßen in Wetzlar, welche bei der Exklaven-
natur des Kreises zu einem besonderen Vezirksstraßenfonds zusammengeschlossenwaren, nicht
mit übernommen worden. Es handelt sich um rund 74 Km. Der § 11 des betreffenden Regu¬
lativs sah für Wetzlar dafür vor, daß der Kreis von der Umlage zum Provinzialstraßenfonds
befreit würde. Diese Umlagebefreiung bietet aber dem Kreise heute auch keineswegs ein ent¬
sprechendes Aequivalent gegenüber den steigenden Unterhaltungskosten für die 74 Km. Die
finanzielle Anspannung des Kreises auf den: Gebiete des Straßenwesens ist um so drücken¬
der, als der Kreis auch rund 280 Km Gemeinde Verbindungswege in Verwaltung und Unterhal¬
tung übernommen hat. Es ist nicht zu verkennen, daß der Augenblick kommen kann, wo der
Kreis, wenn ihm keine Unterstützung des weiteren Kommunalverbandes zuteil wird, die Unter¬
haltung der großen durchgehenden, der Provinz noch zu Eigentum gehörenden Straßen, nicht
mehr bezahlen kann, und infolgedessen die früher so vorzüglichen Straßen verfallen und ein
geregelter Straßenverkehr dadurch stark gestört, wenn nicht ganz lahmgelegt wird. Eine Be¬
sichtigung der Straßen am 19. Juni d. Is. hat ergeben, daß die Straßen gegenwärtig sich noch
in einem Zustande befinden, der eine Wiederherstellung ohne verhältnismäßig allzu hohe Kosten
ermöglicht. Der Zustand der Straßen kann zurzeit noch nicht gerade als schlecht bezeichnetwerden,
wenn auch die Unmöglichkeit während der Kriegszeit und Nachkriegszeit, Instandsetzungsarbeiten
in dem erforderlichen Umfang vorzunehmen, eine Verschlechterung gegenüber der Friedenszeit
zur Folge gehabt hat. Es ist aber unbedingt erforderlich, daß nunmehr mit den Instand¬
setzungsarbeiten nicht länger gewartet wird, und zwar müssen in den nächsten 3 Jahren, neben
der wieder aufzunehmenden laufenden Neudeckung von jährlich 2 Km, außerordentlich 6 Km
neu gedeckt werden. Die Kosten dieser außerordentlichen Neudeckung sind nach dem heutigen
Stande auf rund 300 Millionen Mark zu veranschlagen.

Nach der ganzen geschilderten Sachlage muß einer der Vorschläge, welche der Landrat
des Kreises Wetzlar zur Behebung der bestehenden Notlage gemacht hat', ernstlich in Erwägung
gezogen werden, der dahin geht:

1. Der Provinzialverbcmd möge dem Kreise die Wiederherstellung der 51,411 Km ehe¬
maliger Staatsstraßen durch Beteiligung zu einem Drittel an den außerordentlichen Instand¬
setzungskostenermöglichen. Ein gleicher Antrag soll, vor allem mit Rücksicht darauf, daß die
Straßen unter dem Rückzug der deutschen Truppen im Herbst 1918 stark gelitten haben, an das
Reich bzw. den Staat gerichtet werden.

^,2- D" Provinzialverband möge nach Sicherstellung der außerordentlichen Instandsetzung
die Straßen wieder in seine Unterhaltung übernehmen. Die Rente käme sodann in Fortfall.

Die Verwaltung durch die Etraßenaufsichtsbeamten iKreisbaurat, Kreisstraßenbaumeister.
Straßenmeister) will nach Anordnung der Provinzialverwaltunq der Kreis kostenlos weiter
übernehmen.

Es ist ohne weiteres klar, daß es für den Provinzialverband eine nicht unwesentliche
nnanz,»ne Erleichterung bedeuten würde, wenn der Kreis auch nach Nückübernahme der Unter-
mitung der ehemaligen Staatsstraßen durch den Provinzialverband seine Straßenaufsichtsbeam-
^ S."^ ^l?/ d'e Unterhaltung der Straßen nach Anordnung der Provinzialverwaltunq

zur Verfügung stellte, da dadurch, vor allem bei der abgetrennten Lage des Kreises von der
^'^" ?emprovinz, erbebliche Personalkosten gespart würden. Weiter ist es von Wichtigkeit.
^ 5„ ^ ""^ 'st, die außerordentliche Instandsetzung der Straßen bei einer Kostenbeteili-
?^L „i!« «^ ^ 3 5"°" ^Mel zu garantieren. Der Provinzialverband würde im wesent-
aNerdinas ein W^" «gelmäßigen Unterhaltungskosten der Straßen belastet werden ' dte
böbuna m BeV wenn man deren vermutliche weitere Er¬
höhung m betracht z eht. betragen werden. Der Kreis würde also trotz seiner Zuaeltändnisse

? «ut abschneiden, daß es billig erschewt. wen^
Zugeständnisse noch nach zwe, anderen Richtungen verlangt werden:
der Umlaa?Äm ""ären. daß er zukünftig nur von dem Teil
strand nickt aber wi^ befreit wird, welcher zur Unterhaltung der Vezirks-
Nraßen. mm aver wie bisher, auch von dem Teil der Umlage, welcher mr Unterbaltuna der
Ns?tr^
laae ür ^ -^1" '"er Grund, den Kreis auch von der Um¬
lage für die früheren Staatsstraßen zu befreien. Bei Abfassung des Regulativs von 1876 war
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gar nicht daran gedacht, daß der Provinzialverband auch für die Unterhaltung der früheren
Staatsstraßen noch Provinzialmittel werde aufwenden müssen. Die Unterhaltungskosten für die
ehemaligen Staatsstraßen schienen durch die Ttaatsdotation genügend gedeckt. Nur aus diesem
Grunde erklärt sich die Fassung des Regulativs, welche heute von dem Kreise Wetzlar unter
AnIIllmmerung an den Wortlaut so ausgelegt wird, daß er von der Prouinzialumlage für alle
Provinzialstraßen befreit werden müsse. Dies war keineswegs der Sinn des Regulativs

2. müßte der Kreis Wetzlar anerkennen, daß ihm hinsichtlich seiner eigentlichen Kreis-
straßen (Bezirksstraßen), abgesehen von der Umlagebefreiung, irgendwelche Ansprüche gegen den
Provinzialverband nicht zustehen.

In Anbetracht der drückenden Belastung des Kreises Wetzlar durch die vielseitigen Aus«
gaben für Etraßenunterhaltungszwecke und angesichts der Notwendigkeit mit den Instandsetzungs-
arbeiten baldigst zu beginnen, damit der Verfall der durchgehenden Straßen in Wetzlar nicht
noch weiter fortschreitet, beehrt sich der Provinzialausschuß zu beantragen:

„Provinziallllndtag ermächtigt den Provinzialausschuß, mit dem Kreise Wetzlar ein Ab¬
kommen über Rückübernahme der früheren Staatsstraßen unter Beachtung der in der Vorlage
des Pruvinzialausschusses enthaltenen Gesichtspunkte abzuschließen."

Düsseldorf, den 25. Juni 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, Dr. Holion,
Vorsitzender. ___________________ Lanbeshnuptmann.

VerM ml> Antrag Anlage 29,
(Drucksachen.Nr. 28.)

des Provinzialausschusses,
betreffend

Eingabe der Straßen- und Kleinbahnen bezüglich Aenderung der
Straßenbenutzungsverträge.

Die Straßen- und Kleinbahnen, welche Provinzialstraßen benutzen, haben unter dem
20. November 1922 die in der Anlage abgedruckte Eingabe an den Provinziallllndtag gerichtet.
Sie beantragen danach, der Provinzialverband möge:

1. die Zustimmungsverträge zur Benutzung der Provinzialstraßen verlängern,
2. auf das in den Zustimmungsverträgen v ordehaltene Uebernahmerecht der Straßen- und

Kleinbahnen verzichten,
3. von der Forderung Abstand nehmen, daß der Vahnunternehmer den Anschluß anderer

Bahnen zu dulden habe,
4. einen Hilfsfonds zur Deckung von Betriebsfehlbeträgen der Straßen- und Kleinbahnen

bewilligen.
Es dürfte allgemein bekannt sein, daß die meisten Straßen- und Kleinbahnen infolge

Mangels an Material und Arbeitskräften während des Krieges ihre Anlage heruntergewirt¬
schaftet haben, und daß ein großer Teil «der Bahnen in der Nachkriegszeit nicht mehr die Betriebs¬
kosten einbringt, und auch nicht in der Lage ist, Rücklagen in den Erneuerungsfonds der Geldent¬
wertung entsprechend in solcher Höhe zu machen, daß sie für die notwendig werdenden Erneuerun¬
gen ausreichen. Tariferhöhungen allein können in den meisten Fällen, wie die Erfahrung gelehrt
hat, die Kleinbahnen nicht aus ihrer Nutlage herausbringen. Aus diesem Grunde beantragen
die Straßen- und Kleinbahnen, um drohenden Stillegungen zu begegnen, Abänderung der durch
Provinziallandtllgsbeschluß festgesetzten allgemeinen Bedingungen zur Benutzung der Provinzial¬
straßen und vorübergehende Deckung ihrer Fehlbeträge aus Mitteln des Piovinzialverbnndes.

Zu sem Antrag der Straßen- und Kleinbahnen ist im einzelnen folgendes zu bemerken:
Zu !. Der Provinzialverband erteilte unabhängig von der in der staatlichen Genehmigung

llusgesprochnenen Befristung für Anlage und Betrieb der Kleinbahnen die Zustimmung zur Be¬
nutzung der Provinzialstraßen für die einzelnen Bahnen auf verschieden lange Zeit, da sich die
Entwickelung der Verkehrsunternehmungen im einzelnen bei ihrer Gründung mit Sicherheit nicht
voraussehen ließ. Da die Zustimmung des Provinzialuerbandes zur Benutzung der Provinzial¬
straßen für die Dauer der Ttaatskonzession nach dem Kleinbahngesetz erzwungen weiden kann,
sie andrerseits dem Bahnunternehmer kein Betriebsiechl über die Dauer der Staatskonzession hinau.
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gewährt, so wird zweckmäßig, auch um für die Kleinbahnen klare Verhältnisse zu schaffen, die
Dauer der Zustimmung des Provinzialverbandes zur Benutzung von Provinzialstraßen der
Dauer der staatlichen Genehmigung für die Bahnen angepaßt. Damit wäre den Straßen- und
Kleinbahnen entsprechend ihrem Antrage der Weg freigegeben, sich ihr Betriebsrecht durch Ver¬
längerung der Ttaatskonzesjion so lange sichern zu lassen, bis sich der Betrieb von den Verlusten
uno Schäden der verflossenen Jahre erholt hat.

Zu 2. In den Straßenbenutzungsverträgen hat sich der Provinzialverband auf Grund
der Bestimmungen des Kleinbahngesetzes die Uebernahme der Kleinbahnen nach 10 Jahren seit
Inbetriebnahme der Bahn, jedoch nicht vor dem 1. Januar 1925 vorbehalten. Wenn auch
unter den heutigen Verhältnissen und nach Lage der Entwickelung der Straßen- und Kleinbahnen
in der Rheinprovinz eine Uebernahme dieser Bahnen durch die Provinz nicht anzuraten ist, so
tonnten doch späterhin Umstände eintreten, die eine solche Uebernahme auch im öffentlichen
Interesse als geboten erscheinen lassen; es wäre daher bedenklich, nach Antrag der Bahnen auf
das Recht der Uebernahme durch den Provinzialverband grundsätzlich zu verzichten. Anderer¬
seits ist den Bahnen, um ihre Betriebe auf eine gesunde Grundlage zurückzuführen, wozu die Auf¬
nahme und Tilgung fremder Kapitalien erforderlich ist, genügend Zeit zur freien Entwickelung
m lassen; deshalb empfiehlt es sich, dem Antrage der Bahnen insoweit stattzugeben, als die
Provinz auf eine Uebernahme der Bahnen vor 1960 verzichtet, vorausgesetzt, daß eine Bahn
vorher nicht den Betrieb stillegt oder ihr die staatliche Genehmigung entzogen wird; in den
letzteren Fällen müßte es der »Provinz überlassen bleiben, von dem Uebernahmerechte früher Ge¬
brauch zu machen.

Die im Antrage der Kleinbahnen angeschnittene Frage der Entschädigung beim Erwerb
der Bahn, sowie die Uebernahme gemeinsam durch alle Wegeunterhaltungspflichtigen bietet nicht
derartige Schwierigkeiten, daß deswegen ein völliger Verzicht auf das Uebernahmerecht begrün¬
det wäre.

Iu 3. Die Etraßenbenutzungsverträge bestimmen, daß der Vahnunternehmer auf Ver¬
langen des Provinzialverbandes den Anschluß anderer Bahnen und die Benutzung seiner Anlagen
auf kurze Strecken durch einen anderen Vahnunternehmer gegen Schadloshaltung zu dulden
habe. Die Straßen- und Kleinbahnen beantragen, um klare Veitragsuerhältnisse zu schaffen,
diese Bedingung fallen zu lassen, da die Regelung des Anschlusses anderer Bahnen laut Klein¬
bahngesetzes der Staatsverwaltung obliege. Es ist jedoch zweifelhaft, ob dem Staate auf Grund
des Kleinbahngesetzes das Recht zusteht, von einer Kleinbahn außer dem Anschluß anderer Bahnen
auch die Benutzung ihrer Anlagen durch einen anderen Unternehmer zu verlangen. Der Pro¬
vinzialverband, als Ttillßenunterhaltungspflichtiger, hat aber mit Rücksicht auf die Verkehrs¬
sicherheit und die unbehinderte Ttraßenunterhaltung ein Interesse daran, daß die Straße mit
möglichst wenigen Gleisen belegt wird; er kann daher unter Umständen in die Lage kommen, die
Benutzung ein und desselben Gleises durch verschiedene Vahnunternehmer auf kurze Strecken ver¬
langen zu müssen. Ein Kompetenzkonflikt zwischen Staats- und Provinzialverwaltung ist hierbei
bisher nicht entstanden und scheint auch für die Zukunft ausgeschlossen, so daß Nachteile aus dieser
Veitragsbedingung für den Vahnunternehmer nicht zu erwarten sind, zumal es sich nur um
<rmzelfälle handeln kann, bei denen im übrigen der Unternehmer für die Mitbenutzung seiner An¬
lagen durch andere Bahnen schadlos gehalten wird.
l, - l-^"^' ^" Hinweis darauf, daß schon durch die Beschlüsse des 37. Provinziallandtags
bezüglich Hergäbe der Provinzialstraßen für die Anlage von «Kleinbahnen und Gewährung von
Darlehen zu billigem Zinsfuß für den Bau der Bahnen diese in volkswirtschaftlicher Hinsicht so
wichtigen »Uellehisunternehmen gefördert wurden, beantragen die Straßen- und Kleinbahnen,
daß der Pionmzm verband auch jetzt Mittel in Form von verlorenen Zuschüssen zur Deckung
der Betnebsfehlbetiäge der Kleinbahnen bereitstelle, bis es den Kleinbahnen gelungen ist. ihre
Einnahmen und Ausgaben ins Gleichgewicht zu bringen. U«' " . 1

Die Zahlung solcher Zuschüsse auf unbestimmte Zeit hinaus dürfte schon deswegen für
eme Stützungsaktion ungeeignet sein, weil damit den Bahnen der Anreiz genommen wird,
ihre Betriebe auf eme gesunde Grundlage zurückzuführen. " "

Abgesehen davon, daß es für den Provinzialverband äußerst schwierig sein würde bei 6U
m Frage kommenden Veweben die für die Hergäbe der Geldmittel unerläßliche Einsicht in das
Geschllftsgebllhien der Unternehmen zu erhalten und die notwendige Kontrolle auszuüben, ließe
sich bei den schwankenden Ergebnissen der Bahnunternehmungen der Bedarf zur Deckung der
Fehlbeträge nicht annähernd voraussehen; dabei würde es sich wahrscheinlich auch um Summen
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handeln, die die Provinz in kaum tragbarem Matze belasten würden. Zur Beseitigung der Not«
läge der Kleinbahnen, die mit Deckung der Vetriebsfehlbeträge grundlegend nicht zu erreichen
ist, reichen daher weder die Mittel noch die Machtbefugnisse des Provinzialverbandes aus.

Um die Stratzen- und Kleinbahnen auf eine gesunde Grundlage zu bringen, sind zunächst
ihre Einnahmen zu vermehren durch Anpassung ihrer Tarife zugleich mit den Tarifen der Reichs-
bahn, von deren Gestaltung die der Kleinbahnen abhängig sind, an die Geldentwertung. Ferner
sind die Ausgaben der Kleinbahnen herabzusetzen durch Erlaß der Verkehrs- und anderer Steuern
(Kohlensteuer), durch Schaffung von Erleichterung bei Anschlüsseim Uebergangsvertehr mit den
Reichsbahnen, schließlich durch Gewährung von Vorzugspreisen für die Beschaffung der Bau¬
stoffe und des Vetriebsstromes. In dieser Richtung den Straßen- und Kleinbahnen zu helfen,
ist Sache des Reiches und des Landes und nicht zuletzt auch Sache der Industrie, deren Zwecken
die meisten Straßen- und Kleinbahnen dienen.

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher nachstehenden Veschlußentwurf dem Provinzial-
landtage zur Annahme zu empfehlen: .

1 Die Zustimmung des Provinzialverbandes zur Benutzung von Provmzialstratzen durch die
Straßen- und Kleinbahnen wird für die gleiche Dauer wie die staatliche Genehmigung
erteilt.

2 Der Provinzialverband macht ohne Zustimmung der Straßen-und Klembahnenvon dem
Uebernllhmerechtvor 1960 leinen Gebrauch, wenn nicht vorher die Bahnen stillgelegt
oder ihr die staatliche Genehmigungentzogenwird. «,.,.„ ^ <« ,

2 Die Antrage der Straßen- und Kleinbahnen bezüglich des Anschlussesanderer Bahnen
' und der Bildung eines Hilfsfonds zur Deckungder Vetriebsfehlbeträge weiden abgelehnt.

Düsseldorf, den 15. Juni 1923.
Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer, l)r. Horion.
Vorsitzender. Landeshauptmann.

Düsseldarf, den 20. November 1922.
An den Provinzillllandtag der Rheinprovinz,

durch die Hand des Herrn Landeshauptmanns der Rheinprovinz zu Düsseldorf.
Die Straßen- und Kleinbahnen der Rheinprovinz, welche Prooinzialstiaßen benutzen, haben

die unterzeichnete Kommission beauftragt, bei der Provinzialverwaltung dahin vorstellig zu wer¬
den, daß dieselbe den Bahnen, welche sämtlich notleidend smd d,e weitere EMenz durch geeignet«
Maßnahmen im öffentlichen Interesse ermöglichen wolle Cm großer Teil der Straßen- und
Kleinbahnen bringt die Betriebskosten nicht ein und sieh einer baldigen Vetrlebsemstellung
entgegen Keine Bahn ist in der Lage, die Rücklagen m tue Erneuerungsfonds und Unterhal-
tungsfonds zu machen, welche der Geldentwertung entsprechen und dazu ausreichen die künftig
notwendig werdenden Erneuerungen auszuführen. (Der Schienenpreis ist bis heute auf den 2000-
fachen Friedenspreis gestiegen.) Es werden also auch diejenigen Bahnen welche die Betriebs¬
kosten Betriebseinstellung gezwungen sein, sobald wesentliche Erneuerungen an
sie h rantreten D'e Schädigung der Bahnen durch die Verhältnisse der Kriegszeit und ^
lriegszett is so groß, daß auch im Falle der Wiederkehr normaler wirMiaf lcher Allgemein-
verhältn sse die Bahnen Jahrzehnte zur Erholung von den eingetretenen Verlusten und Schaden
gebrauchen «erden Auch wird es notwendig sein, wenn größere Erneuerungen herantreten, neues
und zum Teil fremdes Kapital hereinzuholen, weil die Erneuerungsrucklagen nirgends für ihre

wird jedoch nur dann möglich ein, neues Kapital zu bechaffen. wenn
Ewrhett gegeben wird laß' dieses Kapital im Laufe von etwa 50 bis 60 Jahren getilgt
weiden kann. . ,

wollen, die bestehenden Zustimmungsverträge so
«blaufen. vorausgesetzt, daß die Bahnen für

besitzen oder erlangen. In den-

3wn^Fäl^ bereits über das Jahr 1980 herausgeht, bitten
wir um n2naeiuna der Mtimmungsverträ ge für die Dauer der StaatZkonzesslonen

Zustimmungsverträge der rheinischen Provinzialverwaltung,st
für "«"gesehen, welches zum Teil bereit«
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10 Jahre nach Betiiebseröffnung einsetzt. Wir müssen hiernach annehmen, daß früher einmal die
Absicht bestanden hat, ein eigenes Bahnnetz der Rheinprovinz durch Erwerb einer größeren Zahl
von Straßen- und Kleinbahnen zu schaffen. Wir glauben nicht fehl zu gehen in der Annahme,
daß heute diese Absicht nicht mehr besteht. Das Bestehen der Uebeinahmeiechte ist aber ein
Hindernis für die Retonstruttion der Bahnen mit neuem Kapital. Die Ausübung desselben
würde auch zu endlosen Streitigkeiten und Schwierigkeiten führen. Wenn dem Erwerb der Bau¬
melt zugrunde gelegt werden soll, so wird sofort die Streitfrage auftauchen, ob der Bauweit in
Gold oder Papier abgegolten werden soll. Wenn der Erwerb zum Ertragsweite stattfinden soll,
so werden die Bahnen niemals zugeben können, daß die letzten 8 Unglücksjahre einen Maßstab
für eine normale Rentabilität abgeben tonnen. Soweit die Bahnen nicht nur Prooinzialstraßen,
sondern auch städtische Straßen, (Lemeindewege usw. benutzen, wird der Streit darüber entstehen,
ob das Uebernahmerecht überhaupt rechtsgültig ist, weil dasselbe nur von den beteiligten Wege-
besitzern gemeinsam und für die ganze Vahneinheit ausbedungen werden kann. (§ 6 des Klein-
bahngesetzes.) Wir bitten daher den Provinziallandtag den Verwaltungen der Straßen- und
Kleinbahnen den Wiederaufbau ihrer Unternehmungen ermöglichen zu wollen und zu beschließen;

2. „den Provinzilllausschuß zu ermächtigen, auf das in Zustimmungsvertrügen vorbe«
halten« Uebernahmerecht bezüglich der Straßen- und Kleinbahnen zu verzichten."

Die Zustimmungsvertillge der Provinzialverwaltung enthalten Bestimmungen, welche zwar
nicht dem ß 28 des Kleinbahngesetzes widersprechen, aber doch' in die Zuständigkeit der Staats-
aufsichtsbehürden übergreifen, indem die Provinzialverwaltung sich Rechte vorbehält, dem Bahn-
Unternehmer aufzuerlegen, den Anschluß anderer Bahnen zu gestatten, welche Rechte der § 28 der
Etlllltsaufsichtsbehöide zuweist. Es ist nicht zweckmäßig, daß die Entscheidung über die Ver¬
pflichtung des Vahnunteinehmens zur Gestattung des Anschlusses in die Hände zweier Behörden
gelegt ist, welche eine jede selbständig entscheiden will, und es wird, wenn diese Entscheidungen
nicht gleichmäßig ausfallen, eine sozusagen unmögliche Sachlage geschaffen.

Die Belange, welche die Provinzialverwaltung in Rücksicht auf neue Anschluß-Unterneh¬
mungen wahren soll, sind genügend durch § 28 des Kleinbahngesetzes gewahrt. Den Provinzial¬
landtag bitten wir daher: .

3. beschließen zu wollen, den Piuvinzialausschuß zu ermächtigen, die Bestimmungen der
Iustimmungsverträge fallen zu lassen, welche den Bahnunternehmern die Verpflichtung aufer¬
legen auf Verlangen der Provinzialverwaltung den Anschluß anderer Unternehmungen zu dulden.

Wie wir eingangs erwähnten, steht ein großer Teil der Bahnen vor der Vetriebsein-
stellung, weil die Betriebskosten nicht eingebracht werden. Einzelne Betriebe sind schon eingestellt,
andere verringern die Zugfolge, lassen einzelne Linien ausfallen, lassen den Verkehr an einzelnen
Tagesstunden ruhen und weiden auf diesem für den öffentlichen Verkehr nachteiligem Wege durch
die Verhältnisse immer weiter gedrängt bis zur vollen Stillegung der Betriebe. Es wäre ein Un¬
glück, wenn in der heutigen Uebergangszeit Unternehmungen zugrunde gingen, welche nicht zur Be¬
quemlichkeit des Publikums betrieben würden, sondern die Voraussetzung für die regelrechte Ab¬
wickelung des Berufsverkehrs, namentlich auch Nrbeiterverkehrs bilden; sind sie einmal stillgelegt,
so wird die Wiederinbetriebsetzung in den meisten Fällen nicht mehr möglich sein. Wir hoffen, daß
nach Ueberwindung der Uebergangszeit, in der wir uns befinden, die Bahnen, welche nicht zur
LtlIIegung gekommen sind, wieder normale Verhältnisse zwischenEinnahmen und Ausgaben her¬
stellen können, und bitten den Provinziallandtag, es zu ermöglichen, daß über die Ueber-
gangszeü durch Provinzialbeihilfen hinweggeholfen wird. Wir bitten daher

, A ber Provinziallandtag wolle beschließen, einen Hilfsfonds zu bewilligen, aus welchem
solche Straßen- und Kleinbahnen, welche die Betriebsausgaben aus den Betriebseinnahmen nicht
decken tonnen, vorübergehende Unterstützungen in der Form verlorener Zuschüsse erhalten Wir
hoffen, daß der Provinziallandtag die Bedeutung der Straßen- und Kleinbahnen in derselben
Welse wurdlgen werde, wie der 37. Provinziallandtag bei Zustimmung zu den Anträgen des
Provmzmlausschusses vom 18. Mai 1894. Die schwere wirtschaftliche Notlage stellt inzwischen
neue und veränderte Anforderungen, und wir hoffen, daß der Provinziallandtag diesen veränder¬
ten Verhältnissen Rechnung tragen und die auf Grund der Beschlüsse des 37. Provinzialland-
tages geschaffenen Unternehmungen am Leben erhalten wird.

Die Kommissionen der Straßen, und Kleinbahnen, welche Provinzialstrahe« der Rheinprovinz benutzen.
gez.: Unterschriften.
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Kreis

Aachen-Land

Düren

Iülich

Schleiden

Adenau

Ahiweiler

Altenkirchen

55

!5

55

Coblenz-Land
Cochem

Kreuznach

Gemeinde

BewilligterBetrag aus

dem

Fonds

dem
L

Fonds

dem Fonds
von

200 «00
Morl

der
Totattons»

rente
von 1902

Regierungsbezitt Aachen.
Bllrdenberg . .
Eschweiler . . .
Gressenich , . .
Birkesdorf . . .
Düren ....
Mariaweiler-Houen
Kreis Dllren . .
Hambach . . .
Bettendorf. . .
Kreis Iülich . .
Glehn ....
Waldorf . . .
Weyer ....

Summe

Negierungsbezirt Goblenz.
Hüminel . . .
Kempenich, Bürger¬

meisterei
Kreis Ahrweiler
Niederdllrenbach
Niederzissen
Rllmersbach
Schalkenbach
Dernau
Kreuzberg
Kirchsahr
Mayschoß
Rech .
Rott .
Kescheid
Neiterschen
Striclhausen
Verzhausen
Petcrslahr
Bettgenhausen
Schürdt
Seifen . .
Flögert
Köttingerhühe
Forst . .
Ällrdenbach
Landkreis Coblenz
Forst . . .
Kreis Kreuznach

Bemer¬

kungen

— 11170 — —
1339 — — —
— — — 40 000
— 27 200 — —
336 — — —

— 25 000 — —
3 945 — — —
— 30000 — —
— 25 000 — —
3 20? — — —
— — — 30 000
— — — 14 000
— 10000 — 13 000

8 827 128 370 — 97 000

Zusätzlich.

Zusätzlich.

3. Rate.
1. Rate.

2. Rate.

Zu übertragen

— — — 21670

9 380
— — 40000 —
— — — 5 350
— — — 2 000
— — — 3 000
— — — 6 000
— — — 3 000
— —- — 3 000
— — — 3 000
__. — — 3 000
— — — 2 250
1000 — — —

500 — — —
500 — — —
500 — — >—.
500 — — —
500 — — —
800 — — —
330 — — —

1000 — — —
1500 — — —
— 28 000 — —
— 20 000 —
— 20000 — —
— — 65195 —

2 930 — — —
A-» — 26 000 —

10 060 77 380 131195 52 270

— Zusätzlich.

2. Rate.
Letzte Rate.



Bewilligter Betrag aus

dtM dem dem Fonds der Bemer¬
Kreis Gemeinde H.¬ »°

von
200 000

Dotllttons-
rente kungen

Fonds Fonds Marl von 1902
^i ^ ^i ^

Uebertrag 10060 77 380 131195 52 270

Kreuznach Mllnchwald . . . . — — — 15 900
Mllyen

— 5 330 —

»!
"

Gllppenach —
6 000
3 000

20000
— —

,, Ochteudung
Nüber . .

— 7 000
10000 —

Meisenheim Kreis Mcisenheim — 9 233 — — Zusätzlich.
Staudernheim 1000 — —

Neuwied — 30000 — — 2. Rate.

Dierdurf . . . — 13 670 —

St. Goar Kreis St. Goar
u, GemeindenMerlan
Hungcnroth, Dürth,
Vasselscheid pp. . — 53 750

Simmcrn Frnnhofen . . .
Denzen ....
Dillendorf . . .

—
20000

8 230
19 330

— 2. Rate

Wetzlar
Iell

Kreis Wetzlar
Sohren . . .

—
47 340

6 330 — —

Nicdersohren . .
— 3 230

"
Nicderweiler . . — 10 530

Lautzenhausen. .
Würrich . . .
Thalcleinich . .
Lötzbeuren . . .

—

7130
3130
7138
4 588

— —

!'
Summ« ! 11060 372 339 131195 68170 '

Cleve

Crcfeld-Lcmd
Düsseldorf-Land

Essen-Land
Geldern

Grevenbroich

Kempen

Regierungsbezirk Düsseldorf.
Asperdcu, Hassum,

Hommersum und Hülm
Traar ......
Mintard, Bürgermeisterei
Calcum. . .
Lohansen . .
Wittlaer . .
Werden-Land .
Wachtcndonl .
Scvelen. . .
Hochneukirch .
Aroich . . .
Ockovcn . .
Amern-St. Georg
Oedt . . .
Dilkrath . .

Zu übertragen

24 330
55 000 — —
20330 — —
15000 — —
20 000 — —
10000 — —
35 000 — —

8 000 — —
19 330 — —
10 000 — —
25 000 — —
20 000 — —
17 000 — —
15 660 — —
12 340 — —

306 990 — —

— I Als 1. Raten.

1. Rate.
1. Rate.
1. Rate.
Als 2. Raten.

1. Rate.
1. Rate.
1. Rate.
Zusätzlich.
Zusätzlich.
Zusätzlich.



Gemeinde

BewilligterBetrag aus

Kreis dem

Fonds

dem

Fonds

dem Fonds
von

200 000
M»lt

der
Notntions-

rente
von 19U2

Bemer¬

kungen

Lennep

Mo'ers

Solingen-Land

»

Uebertrag
Dabringhllusen . . .
Dhünn ......
Huck, Alpen, Veen und

Bünnighardt . . .

Burscheid .....

Richrllth-Neusrath . .
Summe

—

306 990
9 360

10500

30000
20 000
15 000
15 000
30590
26 870

— — 1. Rate.
1. Rate.
2. Rate.
3. Rate.

— 464 310 — —

Bergheim

Bonn-Land
Gummersbach

Mülheim (Rhein)
Land

Rheinbach

Siegkreis

Wllldbröl

Wipperfürth

Regierungsbezirk Köln.
Glesch . . . .
Türnich . . .
Waldorf . . .
Marienheide . .
Drabenderhöhe
Warienberghausen
Nümbrecht. . .
Wiehl . . . .
Overath . . .

Queckenberg ....
Neutirchen .....
Todenfeld .....
Lauthausen,

Bürgermeisterei . .
Ruppichteroth ....
Herchen .....
Neunkirchen ....
Wahlscheid .....
Much ......
Hennef, Bürgermeisterei.
Dattenfeld .....
Eckenhagen .....
Dentlingen ....
Morsbach .....
Rosbach .....
Engelskirchen . ,. . ^
Huhkesipel.....
Bechen .....^
Cürten ......
Lindlar . . .

Summe

— 13 200 — —
— 32 870 — —
— 25 000 — —
— 24 970 — —
— 14 000 — —
— 18 500 — —
— 6 830 — —
— 14 650 — —
— 40000 — 16 300

2 090 __
— — — 6 600
— — — 5 460

— 10 000
— 10000 — 5 000
— 6 000 — 5 000
— 10000 —

10000
— 10000 — —
— 10460 — —
1000 2 230 — —
— — — 25000
— 23 610 — —
— 10 000 —
— 9 960 —

8 860 — —
5 930 — —
2 870 — —
4 690 — __
— 20910 — —

25 440 313 190 — 73 360

2. Rate.
Zusätzlich.

Zusätzlich.

Letzte Rate.

1. Rate.

2. Rate.
1. Rate.

3. Rate.

1. Rate.
Zusätzlich.



Kreis

Nerncastel

Bitburg

"
»»
>>

Gemeinde

BewilligterBetrag aus
dem dem
H,° L°

Fonds Fonds
^i ^

dem Fonds
dun

20« WU
MnrI

der
Notations-

rente
von 1902

Bemer¬

kungen

Dann

Merzig-Wadern
(Restkreis)

Prüm

Saarburg

Gonzerath .
Liudenschied
Oberkirn .
Crummenau
Bollenbach.
Schwerbach
Lückenburg.
Burtscheid .
Dhronecken
Kreis Berncastel
Hllmm .
Ingendorf
Seffern.
Niederstedem
Viersdorf
Alsdorf
Pefsingen
Ließem .
Schleid .
Messerich
Niederweiler
Wettlingen
Kaschenbllch
Wolsfeld .
Bickendorf .
Heilenbach .
Preist . .
Prümzurlay
Hernlesdorf
Hüttingen und

dingen .
St. Thomas
Usch . .
Roth . .
Mehren
Steinboru .
Oberbettingen
Deudesfeld.
Niederstadtfeld
Oppen . .

Kreis Prlim
Nimsreuland
Willwerath
Irsch . .
Kreis Saarburg

Zu übertrage»

Regierungsbezirk Trier.

H ommer

1000 —
1500 — —
1500 — —
1500 — —
1500 — —
1500 — —

980 — — __
980 — — __
950 — — —

— — 40000 —
990 — — —

1000 — — —
990 — — —

1000 — — —
990 — — —

1000 — — —
1000 — — —
1000 — — —,

990 — — —
1000 — — —

990 — — ,—
1000 — — —
1000 — — —
1000 — — —
1000 — — —
1000 __ — —
— — — 15 000
__ __ —> 20 000
— — — 16 900

__ 10000
— — 15 000

__ — — 5 000
__ 20 450 — —
— — — 9980
— — — 11330
— — — 11000
— — — 10 000
— — — 12 000
— 1870 — —

__ 50000
— 21000 — —
__ 10000 __ —
__ 20 000 — —
— 20000 — —

27360 103 320 40000 176 210

2. Rate.
1. Rate.

1. Rate.
1. Rate.
1. Rate.

Letzte Rate.
Letzte Rate.
2. Rate.
1. Rate.
1. Rate.

Letzte Rate.
3. Rate.
Zusätzlich2. Rate.

^



Bewilligter Betrag aus
. dem dem Fonds der Bemer¬

Kreis Gemeinde orm von Dototions-H^° L- 200 000 rente kungen
Fonds Fonds Mail von 1902

^ ^ ^ ^

Uebertrag 27 360 103 320 40 000 176 210
Saarburg Baldringen .... — — — 6 000

Hentern — 6 880 — —

Kirf . — 4 000 — —
Tawern — 4 750 — —
Fisch . — 2 370 — —

Perl . — 3 360 — —
Nohn . — 2 270 — —

Trier-Land Gusterath — 13 000 — —
Cordel . — 25 930 — — Letzte Rate.

St. Wendel-Baum« Pfeffelbach 1500 — — —
holder (Restkreis)

„ Rohrbach . 1500 — — —
>, Oberkirchen — 24 670 — —
!, Leitersweiler — 3 800 — —
„ Gehweiler . — 7 670 — —
»» Reitscheid . — 11570 — —
„ Weierbach . — 6 000 — —

Wittlich Burg . . — — — 6 670
,, Landscheid . — — — 5 000 1. Rate.
" Oberlail . — — — 2 500
'! Lürem . . — 8070 — — Zusätzlich.
'! Pohlbach . — — — 10 000 2. Rate.
" Seinsfeld . — 10000 — — 3. Rate.
„ Bausendorf — 3 710 — — Letzte Rate.
,, Bruch . . — — — 7 900 Letzte Rate.
,, Kinderbeuren — — — 390 Letzte Rate.
»» Hupperath . — — — 5 000 1. Rate.
'» Greimeiath — — — 6 330 Letzte Rate.

Summe 30 360 241 370 40 000 226 000

RegierungsbezirkAachen .
„ Coblenz .

Düsseldorf
Köln . .

,, Trier. .

Zusammenstellung.

Im ganzen

8 82? 128 370 — 97 000
11060 372 339 131195 68170

— 464 310 — —
25 440 313 190 — 73 360
30 360 241 370 40000 226 000
75 68? 1519 579 171195 464 530
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